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Kön. = Königsberger Staatsarchiv. 

R. 7 = Repositur 7 des Geheimen Staatsarchivs zu Berlin. 

Prot. = Protokolle und Relationen des Brandenburgischen Geheimen Rats 
aus der Zeit des Kurfürsten Friedrich Wilhelm, herausgegeben 
von Meinardus. Publikationen aus den K. Preussischen Staats- 
archiven Bd. 53-55 (1893). 

U.A. = Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Friedrich 


Wilhelm von Brandenburg, herausgegeben von Erdmannsdörffer. 


Es ist das Verdienst von Otto Meinardus, unsere Kenntnis 
von der Politik des Grossen Kurfüsten in seinen ersten Regierungs- 
jahren wesentlich berichtigt und bereichert zu haben. In der Ein- 
leitung zum zweiten Bande der von ihm veröffentlichten ‚„Prötokolle 
und Relationen des Brandenburgischen Geheimen Rats aus der Zeit 
des Kurfürsten Friedrich Wilhelm‘‘!) zeigte er, wie die auswärtige 
und die innere Politik Brandenburgs von Friedrich Wilhelm in den 
ersten Jahren nach seiner Thronbesteigung in bewusstem Gegensatze 
zu dem unter seinem Vater zuletzt allmächtigen Schwarzenberg 
nach dem Wunsche der Stände geführt wurde, indem man nach 
ihrem Willen den Waffenstillstand mit Schweden schloss, die Truppen 
reduzierte, durch Aufhebung des Kriegsrats, der Kriegskasse und 
der Kriegskanzlei ‚die organisatorischen Schöpfungen Schwarzen- 
bergs kassierte* und die Kriegssteuerverwaltung wieder völlig in 
ihre Hände gab.”) Meinardus zeigte weiter, dass die unheilvollen 
Folgen dieser Massregeln bereits im Jahre 1642 bei Friedrich 
Wilhelm ernste Zweifel an der Richtigkeit der ihm durch die Stände 
aufgezwungenen Politik aufkommen liessen, dass im Herbste 1643 
die Abkehr von der „landständischen Friedenspolitik‘‘ und die „Um- 
kehr zur Politik der bewaffneten Neutralität‘‘ von ihm endgiltig 
beschlossen wurde, dass im nächsten Frühjahr bedeutende Truppen- 
werbungen stattfanden und zwar bei der völligen Erschöpfung der 
Mark und der klevischen Lande mit Mitteln des Herzogtums Preussen. 

In einem kurzen Exkurse sucht Meinardus dann zu zeigen, 
dass der Kurfürst es der Fortführung der von seinem Vater be- 
gonnenen Reformen und geschickten Verhandlungen mit den Ständen 
zu verdanken hatte, wenn er in Preussen die zu den Werbungen 
nötigen Mittel aufzutreiben vermochte. 

Hier setzt die vorliegende Arbeit ein. Was an dieser Stelle 
von Meinardus nur kurz angedeutet ist, unternimmt sie nach den 
im Königsberger und im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin vor- 


1) Publikationen aus den K. Preussischen Staatsarchiven Bd. 54 (1893). 
2) Vgl.1.c. 8. LVIff, S. LXIILf. 
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handenen Materialien ausführlich darzustellen, um im einzelnen 
nachzuweisen, wie und in welchem Umfange Friedrich Wilhelm in 
einem Augenblieke der allergrössten Gefahr aus dem noch von 
Polen lehnsabhängigen Herzogtum die Mittel an Geld, Naturalien 
und Menschenkräften beschaffte, deren er bedurfte, um die Mark 
dem drohenden Verhängnis zu entreissen. Sie soll daher die Finanz- 
lage Preussens beim Regierungswechsel, die Höhe der Staatsschuld 
und das Missverhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben darlegen, 
soll die Fortführung der unter Georg Wilhelm begonnenen Reformen 
schildern und alle Massnahmen, Verordnungen und Versuche auf 
finanziellem Gebiete, über die Nachrichten aus diesen Jahren vor- 
liegen, besprechen und ihr finanzielles Ergebnis festzustellen suchen. 
Es wird sich zeigen, dass alle Reformen und alle Anordnungen, 
so zweckmässig sie an sich waren, und auch ein günstiges Ab- 
kommen mit Polen wegen der Seezulage den hohen Anforderungen 
der schweren Zeit gegenüber nicht genügten, dass der Kurfürst 
vielmehr, zumal bei dem Widerstande, der jeder Belastung des 
Landes im Interesse des Gesamtstaates von den Oberräten ent- 
gegengestellt wurde, die allergrössten Schwierigkeiten hatte, auch 
nur die unumgänglich notwendigen Mittel in seine Hand zu be- 
kommen, und dass er dadurch im weitern Verlaufe zu einer Finanz- 
politik gedrängt wurde, die den anfangs verfolgten Reformbestre- 
bungen schnurstracks zuwiderlief: er sah sich mehr und mehr 
genötigt, auf Erschliessung ausserordentlicher Einnahmen zu denken, 
und musste bei der Unmöglichkeit, von den Ständen des Herzog- 
tums genügende Geldbewilligungen oder auch nur die volle Auszah- 
lung der bewilligten Kontributionen zu erlangen, wieder und wieder 
zu den misslichsten Notbehelfen seine Zuflucht nehmen, seine un- 
mittelbaren Unterthanen übermässig mit Abgaben belasten und durch 
bedeutende Anleihen die Landesschuld noch vergrössern. 


Einleitung. 


Die Finanzlage in Preussen beim Regierungs- 
antritt des Grossen Kurfürsten. 


Nach einer Zusammenstellung im Königsberger Staatsarchiv!) 
waren die Finanzen des Herzogtums Preussen bis zum Jahre 1609 
im besten Zustande; von da an begann eine fortschreitende Ver- 
schuldung. Georg Wilhelm fand bei seinem Regierungsantritt eine 
Schuld von mehreren Hunderttausend Mark vor und deswegen eine 
Anzahl von Dörfern und einige ganze Ämter verpfändet oder „zur 
Hypothek verschrieben. Während der ersten Jahre seiner Re- 
gierung änderte sich das nicht wesentlich; dann aber brachte der 
schwedisch-polnische Krieg von 1626—29 die Finanzen vollends in 
schwere Zerrüttung. Zu Ende des Jahres 1632 verzeichnet die 
preussische Rentkammer?) eine Hypothekenschuld von 2784625 Mk. 
46 Schilling, wozu noch mehrere Hunderttausende Schulden kamen, 
die nicht „auf Interesse standen“, so dass die ganze Schuldsumme 
3124067 Mk. 38 Sch. betrug. Von den Kammerämtern waren des- 
halb Salau und Georgenburg seit 1627, Taplacken und Stradaun 
seit 1629, Kiauten, Caporn und Wargen und Waldau seit 1630 den 
Gläubigern mit allen Einkünften „realiter eingeräumt“, und ebenso 
zahlreiche Dörfer, Vorwerke und Mühlen.?) Und eine grosse Zahl 
von Ämtern und Dörfern war in denselben Jahren wenigstens ver- 
pfändet und durch die Verpflichtung, den jährlichen Zins für die 
vorgestreckten Kapitalien zu erlegen, zum Teil sehr schwer belastet. 
Zwar wurden in den Jahren 1633 und 1634 von der preussischen 
Rentkammer grössere Summen abgezahlt als neu geliehen;*) aber die 
folgenden drei Jahre bedeuten wieder eine weitere schwere Schädigung 
der preussischen Finanzen. Die Anleihen, die Georg Wilhelm damals 
mit Rücksicht auf den drohenden Ablauf des Waffenstillstandes 


1) Schr. 6. 19. 14. 

2) Schr. 6. 19. 11. 

3) Auf die Malzmühle allein hatte Königsberg 260000 Mk. geliehen. 

4) Zusammen 186323 Mk. 55 Sch. mehr. Kön. 13377—78. 13545 —46. 
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zwischen Schweden und Polen und zu seinen verfehlten politischen 
Unternehmungen aufnahm, waren zwar nicht üvermässig gross;') allein 
er konnte das Geld nur unter den ungünstigsten Bedingungen erhalten, 
meist nur gegen „reale Einräumung“ des Unterpfandes. So gingen 
1635 die Kammerämter Grünhoff, Dolstädt und Schippenbeil und 
1636 die ganzen Hauptämter Barten, Labiau, Soldau, Riesenburg 
und Hohenstein der Rentkammer verloren nebst einer Menge von 
Vorwerken und Dörfern. Und die bei der Renikammer stehende 
Schuld musste sich auch ohne neue Anleihen vergrössern, weil die 
Erträge der verpfändeten Landkomplexe nicht immer so hoch waren, 
wie die bei dem damaligen hohen Zinsfuss?) zu zahlenden Zinsen, 
und keine sorgsame Verwaltung eingriff, um durch Zuschüsse das 
gewaltige Anwachsen mancher Kapitalien zu hindern.?) So betrug 
die Schuld der Rentkammer 1636 bereits 3785178 Mk. 8!/, Sch. 
Dazu machte der Kurfürst in diesen Jahren auch ausserhalb des 
Landes Schulden, welche die Rentkammer nicht verzeichnet, aber 
das Land zu tragen hatte. So wurde im Jahre 1636 das Amt 
Osterode dem Herzog von Liegnitz eingeräumt; und der eine Verlust 
zog alsbald einen andern nach sich: dem Hauptmann von Osterode, 
der so seines Gehaltes verlustig ging, wurden zum Ersatz die Ein- 
künfte des Kammeramts Liebemübl zugewiesen. 

In den letzten Jahren seiner Regierung ging Georg Wilhelm 
daran, einige der verpfändeten Ämter wieder einzulösen. Bereits 
1636 hatte er durch Erlegung der Pfandsumme das Kammeramt 
Laptau zurückgewonnen, 1637 folgte die Einlösung von Taplacken, 
1639 die Grünhoffs und 1640 die Waldaus. Und von 1638—40 
zahlte die Rentkammer jährlich mehr Schulden ab, als sie neue 
machte.*) Trotzdem wird sich die Schuldenlast bis zum Regierungs- 

antritte des Grossen Kurfürsten aus den oben angegebenen Gründen 


1) Etwa eine Million Mark; und die Anleihe der Rentkammer über- 
stieg die Schuldenabzahlung von 1635—37 um 416955 Mk. Kön. 18379 —81. 
13547-50. 

2) Gewöhnlich 6 pCt., aber auch 12 pCt. und mehr kommen vor. 

3) Ein charakteristisches Beispiel ist das Anwachsen eines im Jahre 1612 
vom damaligen Kanzler Rappe vorgestreckten Kapitals von 60000 Mk. Die 
Zinsen betrugen 3600 Mk., das ihm zum Unterpfand verschriebene Kammer- 
amt Caymen aber hatte nur 2175 Mk. jährliche Einkünfte, Bis 1632 war, 
das Kapital auf 188213 Mk., 1642 bis auf 194994 Mk. angewachsen. [Kön. 
12723. Erneuerung der Verschreibung über Caymen vom 11. Febr. 1643.] 

4) Zusammen 230531 Mk. mehr. [Kön. 13382—13334 und Kön. 
13551 -13553.] 
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kaum beträchtlich vermindert haben, und wenig wollte die Ein- 
lösung der genannten Kammerämter bedeuten gegenüber der 
grossen Zahl derer, die verpfändet blieben. Die Hauptämter Riesen- 
burg, Soldau, Osterode, Hohenstein und die Kammerämter Loch- 
städt (bei Fischhausen), Caymen, Caporn und Wargen (bei Schaaken), 
Schippenbeil (bei Rastenburg) und Dolstädt (bei Preussisch Mark) und 
dazu zahlreiche Vorwerke, Dörfer und Mühlen waren beim Re- 
gierungsantritte des Grossen Kurfürsten in den Händen der Gläubiger; 
das Hauptamt Barten war in einer „Arrende*, die der Pfandschaft 
sehr ähnlich sah, da die Pachtsumme für 10 Jahre bis auf einen 
geringen Rest vorausgezahlt war,!) und viele andere Ämter und 
Dörfer waren als Unterpfand verschrieben und mit Hypotheken so 
belastet, dass sie nichts oder nur sehr wenig an Amtsgefällen ein- 
brachten. Gleichzeitig war auch der „Landkasten“ verschuldet. 
Seine Schuld an den König und Privatpersonen betrug 1643 
651439 Mk. 24 Sch.?) und wird beim Tode Georg Wilhelms nicht 
viel geringer gewesen sein. 

Diese Schuldenlast in Verbindung mit der elenden ständischen 
Verwaltung und der fast vollkommenen Abgabenfreiheit der Stände 
des Landes bewirkte, dass die ordentlichen Landeseinnahmen 
nur knapp zur Deckung der Verwaltungskosten hinreichten, aber 
niemals genügten, wo an das Land auch noch so bescheidene da- 
rüber hinausgehende Anforderungen gestellt wurden. Die Kenntnis 
dieser Verhältnisse verdanken wir in erster Linie den herzog- 
lichen Renteibüchern. Sie könnten eine sehr gute Quelle sein, 
da bei der Rentkammer alle Rechnungen und Belegzettel über Ein- 
nahmen und Ausgaben sowohl aus den Ämtern wie aus der kur- 
fürstlichen Schatulle?) eingebracht werden sollten. Thatsächlich 
aber sind sie überaus mangelhaft. Denn einmal befanden sich die 
drei Centralkassen des Herzogtums, der Landkasten, die Rent- 
kammer und die unlängst davon abgezweigte kurfürstliche 
Schatulle, in beständiger Kollision, dann aber war die Rechnungs- 
führung so schlecht wie irgend möglich. Nur selten wurde unter- 
schieden, was an Geld in die Rentkammer wirklich eingeliefert, 
oder wofür nur die Quittung eingesandt war, und trotz aller Ver- 


1) Vgl. S. 14. 

2) Kön. 93. Über die gleichzeitige Schuld des Landkastens an den 
Kurfürsten von 1611671 Mk. 55 Sch. 41,, Pf. vgl. Teil II. 

3) Auch von Berlin aus sollten Extrakte der Schatulleinnahmen an 
die Kammer gesandt werden. [Kurf. an die Oberräte 21. April 1643. Kön. 1240.] 
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ordnungen erfuhr auch die Rentkammer durchaus nicht von allen 
Einnahmen und Ausgaben: hatte doch der Kurfürst oft ein Inter- 
esse daran, den preussischen Beamten den Einblick in seine 
Schatulleinnahmen zu verwehren. Der Rentmeister erfuhr also nur 
von einem Teil der Einkünfte und buchte diesen ohne Rücksicht 
auf Vollständigkeit. Für jedes Jahr führte er zwar ein Einnahme- 
und ein Ausgabebuch, oft aber hörte er erst nach Jahren von einer 
Einnahme und Ausgabe!) und trug dann den Posten einfach in 
das Rechnungsbuch des Jahres ein, in dem er davon hörte. 

Die Einkünfte des Herzogtums waren trotz der neuen 
Verpfändungen seit dem Kriege von Jahr zu Jahr angewachsen. 
1632, wo noch einige Ämter in schwedischen Händen waren, ver- 
zeichnet die Rentkammer an Amtsgeldern 252378 Mk., im Jahre 1636 
262675 Mk., 1638 aber bereits 367794 Mk. und 1641 566726 Mk. 
Die gesamten Einkünfte des Jahres 1638 betrugen nach einer im 
Geheimen Staatsarchiv?) vorliegenden Generalrechnung 821770 Mk. 
23 Sch. 4 Pf. oder 182615 Rthlr. 6 arg. 2 Pf., und darunter waren 
11868 Rthlr. 18 arg. geliehenes Geld und 3585 Rthlr. Kontributionen. 

Die Ausgaben betrugen 184522 Rthlr. 14 arg. 6 Pf. oder 
830351 Mk. 38'/, Sch, 22157 Rithlr. 1 arg. 5 Pf. Schuldenab- 
zahlung eingerechnet. 

Die gesamten Einkünfte des Herzogtums im Jahre 1639 be- 
liefen sich nach derselben Berechnung auf 1268679 Mk. 6 Sch. 3'/, Pf. 
oder 281928 Rthlr. 16 arg. 6 Pf., worunter 48648 Rthlr. 13 arg. 
8 Pf. geliehenes Geld und 62362 Rthir. 7 arg. 7 Pf. Kontributionen, 
die Ausgaben auf 261709 Rithlr. 11 arg., worunter 59365 Rthlr. 
Schuldenabzahlung. Daraus, heisst es in der Rechnung, sei zu er- 
sehen, dass die jährliche Ausgabe in diesen beiden Jahren, abge- 
sehen von der Schuldenabzahlung, durchschnittlich 176854 Rthlr. 
20 arg. betrüge, die (regulären) Einnahmen aber nur 169090 Rthlr. 
11 arg. Der Fehlbetrag von 7764 Rthirn. 9 arg. müsse durch An- 
leihen oder Kontributionen gedeckt werden. 

Für das Jahr 1641 habe ich die einzelnen Einnahme- und 
Ausgabeposten der Renteibücher zusammenaddiert.?) Die Einnahmen 
betrugen danach 1505465 Mk. 1!/, Pf., die Ausgaben 1502291 Mk. 
12 Sch. 4!/, Pf, wozu noch ein Posten von 376797 Mk. 40 Sch. 


1) So häufig bei Schulden, die der Kurfürst machte, erst dann, wenn 
es sich um die Abzahlung handelte. 

2) R. 7 n. 162. 

3) Vergl. Beilage IV. und V. 
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kommt, die sogleich in den Ämtern verausgabt wurden.!) Die 
Erträge des neuen Seezolls, der „Seezulage,* sind dabei in der 
Einnahme nicht berücksichtigt,?) in der Ausgabe jedoch erscheinen 
auch Posten daraus. Aber selbst abgesehen hiervon und abgesehen 
auch davon, dass in Einnahme und Ausgabe einige Beträge eigent- 
lich anderen Jahren angehören, muss das Bild, das die Renteibücher 
von der Finanzlage geben, aus den oben angeführten Gründen 
äusserst mangelhaft sein. 

Deshalb sind die zahlreichen Relationen der Oberräte über 
die preussischen „Intraden“ in diesen Jahren als Ergänzung wert- 
voll, wenn sie auch die Lage vielleicht absichtlich etwas zu un- 
günstig darstellen. 1644°) veranschlagten die Oberräte den der 
. Rentkammer wirklich verbleibenden Teil der Einkünfte auf 353378Mk. 
18 Sch. 5!/, Pf.) die Naturalien aus den Ämtern zu Geld gemacht, 
die Erträge des Landes aber, die eigentlich in die Rentkammer 
hätten kommen sollen, auf 1979106 Mk. 48 Sch. '/, Pf. Ein sehr 
grosser Teil der Einkünfte wurde sogleich an Ort und Stelle auf 
„Assignationen“ ausgezahlt. Manche Ämter waren damit auf Jahre 
hinaus belegt. Aus diesem Grunde brachten nach dem Berichte 
der Oberräte die Ämter Grünhoff, Labiau, Neuhausen, Neidenburg, 
Dolstädt und Lötzen nichts ein, und die Ämter Preussisch Mark, 
Mohrungen, Marienwerder und ÖOrtelsburg mussten sogar aus den 
anderen Ämtern noch unterstützt werden. Ein anderer grosser 
Teil der Landeseinnahmen aber floss in die durch Johann Sigis- 
mund und Georg Wilhelm von der Rentkammer abgezweigte kur- 
fürstliche Schatulle, nämlich die „Holz- und Weidegelder,“ die Er- 
träge des neuen Seezolls, des Bernsteins, des Störfanges, der „Kalk- 
und Ziegelöfen“ und der Gestüte und bis 1645 die Einkünfte der 


1) Auf Besoldungen und für die Wirtschaft. 

2) Nach Bd. I. Einl. der Urk. u. Akt. trug der Königsberger Seezoll 
1641 allein 82821 Rthlr. 4!1/, arg. oder 331284 Mk. 54 Sch. 

3) R. 7 n. 158 Beilage einer Rel. vom 10. Juni 1644. 

4) Nämlich aus folgenden Ämtern: 


Fischhausen 4036 Mk. 57!/, Sch. Preuss. Eylau 5004 Mk. 28 Sch. 
Schaaken 4371 Mk. 35 Sch. 5 Pf. Bartenstein 2654 Mk. 52 Sch. 
Tapiau 14657 Mk. 11 Sch. 11, P£. Angerburg 13134 Mk. 48 Sch. 
Ragnit 72287 Mk. 39 Sch. !/, Pf. Oletzko 39862 Mk. 47 Sch. 
Holland 19312 Mk. 39 Sch. ’/,, Pf. Lyck 10737 Mk. 52 Sch. 
Insterburg 86900 Mk. 58 Sch. 2 Pf. Rein 912 Mk. 36 Sch, 

Balga 6489 Mk. 51 Sch. Johannisburg 4789 Mk. 23 Sch. 


Brandenburg 37949 Mk. 19 Schr. Sehesten 2188 Mk. 52 Sch. 


8 Einleitung. 


Schatullämter Tilsit, Waldau, Taplacken und nach seiner Einlösung 
auch Liebstadts.!) Die Oberräte rechneten auch den alten Pfundzoll 
zur Schatulle; doch scheint er bis 1645 nicht eigentlich dazu ge- 
hört, sondern einer besonderen Verwaltung unterstanden zu haben. 
Erst im Mai 1645 zog der Kurfürst ihn endgiltig zur Schatulle 
und gab dafür der Rentkammer die Schatullämter zurück.?) 

Auf die Verhältnisse nach dieser Neuordnung, jedenfalls auf 
das Rechnungsjahr 1645/46, bezieht sich ein undatierter Anschlag 
der Oberräte,?) in welchem sie die gesamten Schatullintraden auf 
811376 Mk. 13 Sch. berechnen.*) Endlich blieben die wirklichen 
Einnahmen der Rentkammer auch deshalb immer so weit hinter 
dem Soll zurück, weil sich alljährlich sehr bedeutende Abgaben- 
rückstände in den Ämtern ergaben, die bei aller Mühe nicht bei- 
zutreiben waren. Die Oberräte behaupteten in ihrer Relation, dass 
sie von dem ihnen verbleibenden Rest der Einkünfte eine Ausgabe 
von 847184 Mk. 12!/, Sch. zu bestreiten hätten, und das gehe so 
zu, dass die Ämter liehen und borgten, auf künftige Jahre antici- 
pierten und die Kontributionen angriffen. Am Ausgange des 
Jahres 1640, wird die Finanzlage nicht viel günstiger gewesen sein. 


1) Dazu einiger Dörfer, wie der !) „Probsteidörter‘ in Neuhausen. 

2) Vgl. unten Teil I. . 

3) G. A.R. 7 n. 158. 

4) Davon sollten 553330 Mk. 3 Sch. auf die Einkünfte aus dem alten 
und neuen Zoll nebst den Haberstrohgeldern geher, 253046 Mk. 10 Sch. 
rechneten sie auf Holzgelder, die Erträge von „Waldwaren,' „Wildhäuten,“ 
- „Holzstrafen,‘‘ „Weidegeldern,“ „Wiesenzinsen,‘“ von der „Arrende der Pech- 
und Teeröfen,“ der „Eisenhämmer“ und vom Bernstein, 


Teil I. 
Die regelmässigen Einnahmen. 


l, Vom Regierungsantritt des Grossen Kurfürsten bis zur Abreise 
nach der Mark. 


Der Grosse Kurfürst kam unter zu ungünstigen Verhältnissen 
zur Regierung, als dass er sogleich an eine gründliche Reform der 
preussischen Finanzwirtschaft hätte denken können. An Bemühungen 
um Besserung und Neuordnung im einzelnen jedoch hat er es auch 
in den ersten Jahren, während er selhst in Preussen weilte, nicht 
fehlen lassen, und wenn sie nicht über die bescheidensten Anfänge 
hinausführen konnten, so hat er immerhin geleistet, was bei der 
Ungunst der Zeit möglich war. 

Georg Wilhelm hatte am Ausgange seiner Regierung bereits 
das Werk der Reform in die Hand genommen. Nur von aussen 
her konnte bessere Ordnung in das Land getragen werden; denn 
schwerlich hätte sich ein Preusse gefunden, der bereit und fähig 
gewesen wäre, die heillosen Missstände der Verwaltung seiner 
Standesgenossen aufzudecken. Georg Wilhelm hatte daher in die 
„Kommission für die preussischen ökonomischen Sachen“ auch Kur- 
brandenburger berufen und unter ihnen den rechten Mann in seinem 
Geheimen Amtsrat Joachim Schulz. Eine Instruktion vom 27. Sep- 
tember 1639!) befahl den Mitgliedern der Kommission die Abhörung 
aller Rechnungen, der Amts-, Hof- und Garnisonsrechnungen (Punkt 15), 
der Kammer-, Zoll-, Münz-, Anlage- und Kontributionsrechnungen 
(17.18). Dabei sollten sie darauf achten, was für Übertretungen 
der Kammerordnung zum Schaden des Kurfürsten vorgekommen 
wären: ob auch alle „gezahlten Obligationen‘ der Kammer wieder 
eingeliefert und noch daselbst vorhanden wären, ob die Konzepte 
der Verschreibungen bei der Registratur aufbewahrt würden; wo 
die geliehenen Gelder hingekommen wären (15); ob die Summen, 
auf welche die Assekurationen lauteten, auch wirklich eingekommen 


1)G.A.R.7n. 157. 
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wären (8); was an Landbesitz, Getreide, Holz oder Geld seit 1619 
verschenkt worden, und wer es konfirmiert hätte (7); ob alles Geld, 
das dem Kurfürsten nach der Mark geschickt worden, dort auch 
richtig eingeliefert wäre (5). Sie sollten weiter zusehen, wie hoch 
sich die Summe beliefe, die der Kurfürst vom Landkasten zu for- 
dern hätte!) (20). Sie sollten untersuchen, ob nicht die bedeuten- 
den Geld- und Naturalienrückstände in den Ämtern durch fleissige 
Mahnung einzubringen wären, wer sie verursacht und bei der Rech- 
nungslegung hätte passieren lassen (2). Sie sollten die Zahl der 
wüsten Hufen feststellen, die Inventarien aufnehmen (3.4), sollten 
untersuchen, was für Nutzen oder Schaden der Kurfürst hätte, wenn 
das, was für den Hofstaat angekauft werden müsste, wieder ver- 
kauft würde (19). Sie sollten zusehen, was für Anordnungen aus 
Gründen der Sparsamkeit getroffen werden könnten: ob man viel- 
leicht einige Beamte abschaffen, den Hofstaat einschränken könnte. 
Und endlich sollten sie einen Überschlag machen über die Ein- 
künfte und Ausgaben und die Schulden des Landes und berechnen, 
ob nach der Visitation und den von ihr getroffenen Anordnungen 
der Kurfürst aus den Schulden heraus, oder ob er immer noch 
mehr in Schulden kommen würde, und aus welchen Ursachen (21. 22). 
Nur ein kleiner Teil dieser Aufgaben wurde bis zum Tode Georg 
Wilhelms gelöst. Der junge Kurfürst liess daher das heilsame 
Reformwerk seinen Fortgang nehmen und sicherte den Visitatoren 
bei dem „odiosen‘‘ Werke seinen Schutz zu.?) 

Aus den vorhandenen Bruchstücken der Relationen und Pro- 
tokolle der „Ämter- und Kammervisitatoren“, so dürftig sie sind?); 
bekommt man ein trübes Bild von der damaligen ständischen Ver- 
waltung. Bei Abhörung der Rechnungen wurden Hunderte von 
Verstössen gegen die Kammerordnung festgestellt, die nur zum 
Teil formell waren. Dass die Obligationen über aufgenommenss 
Geld, die Belege für Gnadengelder, weshalb sie verliehen, über 
viele andere Ausgaben, weshalb sie erfolgt waren, fehlten, dass die 
Oberräte eine Menge von Verschreibungen ohne Konsens des Kur- 
fürsten ausgegeben hatten, dass Zahlungen ohne der Oberräte oder 
auf eines einzigen Oberrats Unterschrift hin erfolgt, dass Besoldungen 
und andere Titel falsch gebucht waren, das mochten grossenteils 
Verstösse bloss formeller Art sein. Bedenklicher war schon, dass 


1) Vgl. Teil I. 
2) Kurfürstl. Reskript vom 8. Mai 42. R. 7 n. 157. 
3) G. A.R 7 nn. 157; 157c.; 1062. 
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wiederholt bei der Einnahme zu geringe Posten gebucht, dass 
manches nicht eingetragen war, was hätte eingetragen werden 
sollen, dass auf Besoldungen, Deputate, Zehrungen zu hohe Summen 
gezahlt worden waren, dass einige doppelten Sold oder doppelte 
Verzinsung ihrer Kapitalien empfangen hatten, dass mancher Posten 
nicht in die Rentkammer eingeliefert war, ohne dass sich fest- 
etellen liess, wo er hingekommen. Aber auch offenbare Ver- 
untreuungen wurden aufgedeckt und Selbstbereicherungen auf Kosten 
der Staatskasse bis zu den höchsten Beamten hinauf. Es wird in 
der Relation besonders betont, dass der gegenwärtige Landhof- 
meister und der Kanzler keine „Unrichtigkeit‘“ mit der Kammer 
und dem Kasten hätten. Der verstorbene Landhofmeister v. Kreytz 
dagegen war, wie die Visitation feststellte, dem Landkasten nicht 
weniger als 53195 Mk. 1 Sch. 4!/, Pf. schuldig geblieben, die, 
heisst es in dem Bericht, „die Landschaft bei seinen Erben zu 
suchen wissen‘ würde. Der derzeitige Obermarschall Brand hatte, 
wie Joachim Schulz bei Abhörung der Kammerrechnung von 1639 
ermittelte, von 1636—39 wegen seiner Forderung an die Kammer 
mit dem Kammermeister allein ohne der andern Oberräte Unter- 
schrift abgerechnet. 50124 Mk. 36 Sch. betrug seine Forderung, 
54680 Mk. 37 Sch. aber hatte er empfangen. Also war die Kammer 
unter Zurechnung der Zinsen um 5193 M. 51 Sch. geschädigt 
worden. Nach den Berechnungen der Visitatoren schuldete Brand 
der „Herrschaft‘‘ zusammen 13259 Mk. 16!/, Sch... Häufig findet 
es sich in diesen Jahren, dass ein Hauptmann, Amtsschreiber, 
Wildnisbereiter dem Kurfürsten so und so viel „schuldig geblieben‘ 
war. Wurde, wie es vielfach vorkam, ein solches Defizit erst nach 
dem Tode eines Beamten festgestellt, so waren dessen Erben dafür 
haftbar; doch konnte man die Summe natürlich oft genug von 
ihnen nicht erlangen. Die Visitatoren bemängelten weiter, dass 
die Kammer vieles zu teuer einkaufe, und dass die rechte Zeit, in 
der die Waren am billigsten zu haben wären, nicht abgepasst 
würde, dass sie auf der anderen Seite vieles „gar liederlich‘“ ver- 
kaufe. Sie machten auf das bedenkliche Anwachsen mancher 
Kammerschulden durch ungenügende Verzinsung aufmerksam, auf 
die fortschreitende Verschuldung einiger Ämter: Schaaken, Neu- 
hausen, Insterburg, Ragnit, Brandenburg, Memel, Preussisch Eylau, 
Rastenburg, heisst es, nehmen merklich ab, Preussisch Mark und 


1) Vgl. S. 29. 
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Sehesten am meisten. Sie wiesen aus den Rechnungen nach, dass 
der Bernsteinhandel in einem Jahre 4518 Mk. 48 Sch. getragen, 
dagegen 10000 Mk. gekostet hätte, und sie legten die beständige 
Kollision von Kammer und Kasten klar, die dringend der Änderung 
bedürfte, u. a. m. 

Über die Ämtervisitation habe ich eine noch weit geringere 
Zahl von Bruchstücken im Geheimen Staatsarchiv!) gefunden, wie 
über die Kammervisitation, im Königsberger Staatsarchiv scheinen 
gar keine vorhanden zu sein. Was aber vorliegt, zeigt deutlich, 
dass hier im Kleinen gesündigt wurde, wie bei der Kammer 
im Grossen. Lässigkeit, Untreue, Unterschleife überall. Vom 
12. August 1641 ist ein Bericht über die Visitation der Schäfereien 
datiert. Er zeigt durch das ganze Land dasselbe Bild. In Sehesten 
hatte der Schäfer angegeben, eine Anzahl Schafe zu 17—19 Groschen 
das Stück verkauft zu haben, die Umwohner aber wussten sicher, 
dass er sie zum dreifachen Preise und noch höher verkauft hatte. 
Von demselben Schäfer waren 47 Schafe gar nicht in die Rechnung 
gesetzt; er gestand dies beim Verhör auch ein und zahlte 57 Mk. 
Ersatz. Dazu hatte er in einem Jahre 20 Fuder Heu grösstenteils 
an sein eigenes Vieh verfüttert. In Balga, Holland und Anger- 
burg hielten die ‚Gärtner‘ den Amtsartikeln zum Trotz grosse 
Mengen von eigenem Vieh auf den landesherrlichen Wiesen. In 
Marienwerder und Angerburg trieben die Bürger „Vieh und 
Schweine‘ auf die kurfürstlichen Äcker, und die darüber bestellten 
Hüter, bestochen oder aus Lässigkeit, drückten beide Augen zu. 
Und ebenso wurde stillschweigend geduldet, dass drei ‚Landkämmerer‘ 
alljährlich 61 Fuder Heu von den angrenzenden kurfürstlichen 
Wiesen einheimsten. In Ortelsburg hatte der „Hofmann‘ dem 
Kurfürsten zwei Jahre lang den TTreueid nicht geschworen und fühlte 
sich infolgedessen nicht verpflichtet, zwischen dem eignen und dem 
ihm anvertrauten Besitz zu unterscheiden. 

Leider sind die mir vorliegenden Nachrichten über die Ämter- 
visitation zu fragmentarisch, um mit Sicherheit erkennen zu lassen, 
wie weit sie eigentlich die ihr durch die Instruktion von 1639 gestell- 
ten Aufgaben gelöst und was sie geleistet hat. Wenn aber Mei- 
nardus sagt,*) die Visitation sei darauf ausgegangen, „zunächst eine 
gewisse Anzahl der Domänenämter der preussischen Rentkammer 
zu entziehen, indem man sie aus der Pfandschaft, in der sie sich 


1) R. 7 n. 157 c. 
2) Protokolle Bd. II S. LXXXI. 
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befanden, auslöste, und dann . .. . in Verpachtung, in Arrende zu 
geben“, und als Ergebnis die Verarrendierung der Ämter Loch- 
städt, Labiau, Waldau, Salau und Georgenburg, Neuhausen, Hohen- 
stein und Neidenburg, Balga und Rosa“ anführt, so ist das jeden- 
falls nicht richtig. Denn Lochstädt blieb noch lange Jahre ver- 
pfändet, zuerst dem Kommandanten von Pillau und dessen Witwe, 
dann dem Oberjägermeister Hartenfeld, Salau und Georgenburg 
blieben in der Pfandschaft Schwarzens und Möllheims, und Hohen- 
stein ging 1643 aus der Pfandschaft des Woywoden Zawacky in 
die Hoverbecks über; ein Amt Rosa aber giebt es überhaupt nicht.) 

Richtig ist, dass Labiau, nachdem es 1639 von dem Pfands- 
inhaber wieder abgetreten war, verpachtet wurde, und die unver- 
pfändeten Ämter Neidenburg, Neuhausen, Waldau wurden ebenfalls 
im Laufe des Jahres 1643 verrarrendiert.*) Für die Verpachtung 
Balgas finde ich erst im Frühjahre 1645 einen Beleg,?) sie steht 
also kaum noch mit der Visitation im Zusammenhang. 

Die Einlösung verpfändeter Ämter, so wünschenswert sie an 
sich sein musste, war jedenfalls nicht ein Hauptzweck der Ämter- 
visitation. Denn man bedurfte dazu weniger einer solchen, als 
mehrerer Millionen Geld, und die besass man damals nicht. Die Ver- 
pachtung von Labiau, Neuhausen und Neidenburg aber wird aller- 
dings mit der Visitation im Zusammenhange stehen. Ausser diesen 
Ämtern wurden in den ersten Regierungsjabren des Grossen Kur- 
fürsten Vorwerke, Dörfer, Mühlen, Seeen und Fischereien in grosser 
Zahl teils neu verpachtet, teils an einen andern Arrendator ge- 
geben, und mancher Pachtkontrakt wurde verlängert.) Eine be- 
sondere Fürsorge für die Schatulle aber wird man mit Meinardus darin 
nur in dem Falle erblicken können, wenn das Verarrendierte zur 
Schatulle gehörte, wie in der Verpachtung des Vorwerkes Lin- 
kuhnen in Tilsit,) des Eisenhammers in Neidenburg,°) der Glas- 


1) Der Irrtum ist wahrscheinlich dadurch entstanden, dass „Arrende“ 
vielfach im Sinne von Pfandschaft gebraucht wird. Mit Rosa ist jedenfalls 
das Amt Soldau gemeint, das einem Obersten Rosa verpfändet war. 

2) Reskripte vom 22. Dez. 43 Kön. 986, vom 29. Jan. 43 ebenda und 
Renteibuch von 1644 Kön. 13888. 

3) Prot. III, 46. 

4) Die Belege enthalten die Folianten Kön. 12723, 1121, 1122, 
985, 986. 

ö) Reskript vom 14 Jan. 42, Kön. 986. 

6) Reskript vom 14. Juli 42. Kön. 1122. Kontr. vom 17. Dez. 1640. 
Kön. 985. 
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hütte im Liebemühlschen, in der Erneuerung des Arrendekontrakts 
über den Störfang.') Sonst lagen die Arrenden viel mehr im 
Interesse des ganzen Landes als der kurfürstlichen Schatulle. Ge- 
rade die Ämter, die jetzt verpachtet wurden, waren auf Jahre hin- 
aus mit Anweisungen belegt, die Arrenden konnten also nur dazu 
dienen, deren Abzahlung sicherzustellen und möglicherweise zu be- 
schleunigen. Oft wurde es direkt als der Zweck einer Arrende 
bezeichnet, einem Gläubiger die pünktliche Rückzahlung der Schuld- 
summe zu gewährleisten. So wurde wegen einer Forderung des 
Obersten Lessgewang von 36000 Mk. das Vorwerk Mensguth an 
den Hauptmann von Ortelsburg verpachtet.”) Nicht selten erfolgte 
auch die Verarrendierung an den Gläubiger selbst und wurde dann 
einer Pfandschaft sehr ähnlich. So hatte der Burggraf Wichert 
dem Kurfürsten 10000 Mk. zur Einlösung des Vorwerks Neuenburg 
in Lyck vorgestreckt.) Das Vorwerk wurde ihm darauf selbst auf 
10 Jahre verarrendiert. Er sollte die 10000 Mk. von der Arrende 
kürzen und ausserdem jährlich 1500 Mk. der Rentkammer ein- 
liefern. Kurz vor dem Regierungswechsel hatte er das Amt Barten 
unter ähnlichen Bedingungen in Pacht genommen.) 40000 Mk. 
hatte er vorausgezahlt, 1500 Mk. sollte er während der zehnjährigen 
Dauer der Arrende alljährlich zahlen. Es gab in diesen Jahren 
Verpfändungen, die mit dieser Art von Arrenden auf das genauste 
übereinstimmten. Am 6. September 1641°) z. B. wurde das Kammer- 
amt Sperling in Angerburg Kaspar Reimer wegen eines Darlehens 
von 33500 Mk. zur eignen Verwaltung übergeben. Nach drei Jahren 
sollte er es wieder abtreten und noch 10100 Mk. in die Rent- 
kammer zahlen. Die Worte „Pfandschaft und Arrende* werden 
daher in den Akten dieser Jahre auch vielfach synonym gebraucht. 

Bei manchen Pachtkontrakten wird es ausdrücklich gesagt, 
dass sie von den Haushaltungsvisitatoren ins Werk gerichtet wären. 
Der Abschluss günstiger Arrenden wird also eine Seite ihrer 
Thätigkeit gewesen sein, aber eben auch nur eine Seite. Die Auf- 
lösung einiger Kontrakte mit Pächtern, die das ihnen anvertraute 
Eigentum und die Scharwerksbauern durch Misswirtschaft und Aus- 


1) Kontrakt vom 29. Dez. 41. Kön. 935. (Verlängerung um drei 
Jahre, 3600 Mk. jährl. Pachtsumme.) 18. Dez. 41. ebenda. 

2) Kontr. vom 7. Okt. 42. Kön. 12723. 

3) Kontr. vom 12. Febr. 43. Kön. 12723. 

4) Kontrakt vom 14. Mai 1640. Kön. 985. 

5) Kön. 985. 
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beutung ruinierten, die Entlassung von Beamten, deren erweisliche 
Untreue und Untauglichkeit über das Durchschnittsmass des Ge- 
wohnten allzusehr hinausging, und anderweitige Beseitigung der 
schreiendsten Missstände geht gewiss zum guten Teil ebenso auf 
die Ämtervisitation zurück.') 

Auch die Vermessung des Grundes und Bodens in diesen 
Jahren steht wohl mit ihr im Zusammenhang. Sie führte zur Auf- 
findung von vielen hundert Hufen „Übermass* bei den einzelnen 
Dorfschaften, die dann zum Teil als widerrechtliche Annexionen 
landesherrlichen Gebietes eingezogen oder wenigstens mit einem 
Zins belegt wurden, während sie so lange abgabenfrei gewesen 
waren. Sicher war es eine der wichtigsten Aufgaben der Visita- 
toren, die „baren Zinsen“, d. i. die regulären Abgaben der ‚„Amts- 
unterthanen“ von Grund und Boden in das rechte Verhältnis zu 
ihrer Leistungsfähigkeit zu setzen und bis zur Grenze der Leistungs- 
fähigkeit zu erhöhen. Oft genug mochte diese Grenze schon 
erreicht und selbst überschritten sein: blieben doch alljährlich 
grosse Summen in allen Ämtern rückständig; aber die Lasten 
waren ungleich verteilt, und vielfach konnten daher noch die Visi- 
tatoren ohne zu harte Bedrückung der Unterthanen durch Neu- 
ordnungen die regelmässigen Einkünfte der Ämter vermehren. 
Auch wurde es jetzt mehr und mehr als zweckmässig erkannt, die 
Scharwerksdienste und sonstigen Leistungen wie die Natural- 
lieferungen der Unterthanen durch Geld abzulösen; war doch an 
barem Gelde vor allem immer Mangel. Ein charakteristisches Bei- 
spiel sind die Verordnungen der Kommission für die Schulzenämter 
Medunischken und Szabinen in Insterburg, die am 10. Januar 1642 
genehmigt wurden.?) Bei den Privilegierten und den „deutschen 
Leuten“ war hier eine Änderung des bisherigen Zustandes un- 
möglich. Diese besassen zusammen 41 Hufen 28 Morgen und 
zinsten davon jährlich 313 Mk. 25 Sch. nebst 40!/, Scheffel Korn. 
Die übrigen „Nichtprivilegierten‘‘ aber sollten fortan 30, 40 und 
selbst 45 Mk. von der Hufe zahlen, so dass sie in den beiden 
Schulzenämtern zusammen von ihren 1739 Hufen 16 Morgen jährlich 
30732 Mk. 11'/,, Sch. zu erlegen hatten abzüglich 5234 Mk. 
15'/, Sch. wegen 185 Hufen 18 Morgen wüsten Landes. Dafür 
wurde ihnen die Abgabe an „Zinsgetreide*, „Hanf“, „Gänsen“, 


1) Belege bieten ausser den schon citierten Folianten vor allem noch 
Kön. 12787 fi. 
2) Kön. 1122. 
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„Aühnern“ und andere „Extraordinargefälle“ erlassen und sie wurden 
von Scharwerk und „Postfuhren“ befreit. 

Auch manche anderen ökonomischen Massregeln in diesen 
Jahren sind vielleicht auf Anordnungen der Visitatoren zurückzu- 
führen. Die Aufteilung von Vorwerken, die sich nicht rentierten, 
unter die Amtsunterthanen, die Neubesetzung wüster Hufen, die 
Neuanlage von Dörfern, Vorwerken und Schäfereien mag auf ihren 
Rat und unter ihrer Leitung geschehen sein. Allzu hoch indessen 
darf man die Ergebnisse der Ämtervisitation nicht anschlagen. Es 
musste sehr schwer sein, in die verrotteten Verhältnisse Ordnung 
zu bringen, unmöglich, die unredlichen Beamten zur Pflichttreue zu 
zwingen — im einzelnen hat die Visitation zweifellos manches ge- 
bessert, im ganzen aber ging alles im alten Schlendrian fort. Nach 
der Visitation finden sich genau dieselben Klagen, dieselben Fehler 
und Übertretungen wie vordem. 

In der ersten Hälfte des Jahres 1642 muss die Ämtervisitation 
zum Stillstand gekommen sein, bevor sie die ihr gestellten Auf- 
gaben hatte lösen können. Ein kurfürstliches Reskript vom 23. Juli 
1642!) ernennt eine grössere Zahl von „Kammerverwandten“, Haupt- 
leuten, Amtsschreibern zu Visitatoren für zwölf Ämter.!) In dem Aus- 
schreiben heisst es, die Visitation, die in den vergangenen Jahren 
in allen Ämtern angestellt worden sei, habe zwar in einigen das 
Werk vollendet, in anderen aber sei die Sache ins Stocken geraten 
und zum Teil wegen der vielfachen Personalveränderungen in 
letzter Zeit noch gar nicht begonnen worden. Darum sollten sie 
am 14. August des Jahres das unterbrochene Werk wieder auf- 
nehmen zur Herstellung guter Ordnung, Festsetzung eines be- 
stimmten Zinses und Vermehrung der Intraden. Noch bevor jedoch 
die neuernannten Visitatoren dem kurfürstlichen Befehl Folge leisten 
konnten, erfolgte am 12. August?) der Widerruf: die Visitation 
möge einstweilen unterbleiben. Es ist nicht ersichtlich, durch 
welche Einflüsse das heilsame Reformwerk zum Stillstand gebracht 
wurde. Die Oberräte lehnten in einem Schreiben vom 21. No- 
vember 1642?) die Verantwortung dafür ab: Sie müssten beklagen, 
dass die nützliche Visitation eingestellt und der beabsichtigte Über- 
schlag über die Holzdeputate nicht gemacht sei; die Verantwortung 
würden die zu tragen haben, welche es hintertrieben. 


1) Kön. 1278811. 
2) R. ?’n. 155. 
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Einen vorläufigen Abschluss fand die Ämter- und Kammer- 
visitation in der Revision der Amtsartikel und der Abfassung 
einer neuen Kammerordnung. Die Revision der Amtsartikel 
führte nur zu unwesentlichen Änderungen. Weitaus die meisten 
Artikel der neuen Fassung vom Jahre 1642?) stimmen wörtlich 
mit den Amtsartikeln des Jahres 1627?) überein. Wenn die re- 
vidierte Fassung kürzer ist, so liegt das daran, dass die genaueren 
Bestimmungen für die Schäfereien fortgelassen sind — Nr. 60—74 
der alten Artikel —; sie waren überflüssig geworden, da man seit- 
dem fast alle Schäfereien verarrendiert hatte. Eigentlich ist die 
neue Fassung etwas erweitert, und die wenigen Zusätze, die sie 
erfahren hat, sind charakteristisch. Die Übelstände, welche die 
Visitation ergeben hatte, werden besonders betont. Die Amtsartikel 
von 1642 sprechen sich offener und rücksichtsloser über die Unter- 
schleife der Beamten aus und suchen sie möglichst zu erschweren. 
So ist Artikel 10 neu, wonach die Beamten, um auch jeden Ver- 
dacht des Uhnterschleifs zu vermeiden, keine Güter im Amte an 
sich bringen sollen; desgleichen Artikel 12, dass die Beamten ihr 
Vieh nicht unter der Herrschaft Vieh halten und ihr Getreide 
nicht auf herrschaftlichem Acker aussäen sollen. So ist Artikel 28 
sonst gleich Art. 26 der alten Fassung; nur ist die Bestimmung 
hinzugefügt, dass die Stämme zur Vermeidung des Unterschleifs 
mit einem besonderen Zeichen angeschlagen werden und dass die 
„Wildnisbereiter‘, „Jäger‘ und „Warten‘ auf die Bienen gute Acht 
haben sollen. Im gleichen Sinne ist Artikel 75 erweitert durch 
den Zusatz: Gärtner und Hofmann sollen gleichzeitig ihre Schlösser 
vor die Vorderthür der Scheunen legen, so dass der eine ohne den 
andern nicht hineinkommen kann. Und damit es beim Dreschen 
in gehöriger Weise zugehe, sollen der Kornschreiber und die Hof- 


1) Die Amtsartikel von 1642 sind gedruckt bei Grube, Corpus Con- 
stitutionum Prutenicarum, daher mehrfach benutzt worden. Das Buch von 
A. Horn [Verwaltung Ostpreussens von 1525—1875] im einzelnen zu wider- 
legen ist nicht die Aufgabe einer wissenschaftlichen Arbeit. Es bezeichnet 
die Amtsartikel (l. c. S. 234 und 385) als ein hervorragendes Organisations- 
werk, durch das die Hauptleute „aus freien selbständigen Herrn zu ab- 
bängigen Dienern“ gemacht worden wären. Das Buch ist an solchen grund- 
falschen Behauptungen so reich, dass diese nicht eben überrascht. Als Ver- 
fasser vermutet Horn „Blumenthal, Tornow und B. von Arnim“. Thatsäch- 
lich ist die Revision von derselben Kommission vorgenommen worden, 
welche die Kammerordnung verfasste. Vgl. S. 20. 

2) R. 7 n. 167c. 
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leute Kerbstöcke darüber halten, Amtsschreiber und Hauptmann aber 
achtgeben, dass die Kerbstöcke übereinstimmen, und sie deshalb 
von dem einen ohne Vorwissen des anderen abfordern und ver- 
gleichen. In Artikel 93 über die Schmiede heisst es in den alten 
Amtsartikeln, es solle jeder Hauptmann darauf bedacht sein, seinen 
eigenen Schmied zu halten und ihn vom eigenen Eisen arbeiten zu 
lassen, was man bedürfe. In den neuen dagegen lautet es: „Und 
ob wohl bei den meisten Ämtern Amtsschmieden vorhanden ... 
so läuft doch dieser Verdacht mit bei, inmassen sichs auch be- 
funden, dass die Schmiede bei der Herrschaft Arbeit auch fremder 
Leute Arbeit an sich nehmen.“ Daher seien die Schmieden künftig 
zu verpachten und Eisen und Kohlen ihnen gegen Barzahlung zu 
liefern oder auf die Arbeit anzurechnen. 

Demselben Zweck der Verhütung des Unterschleifes dienen 
auch die genaueren Bestimmungen über Ablegung der Rech- 
nungen. Die alten Amtsartikel sprechen nur von Wochenrechnungen, 
die sorgfältig abgenommen, und von „Quartalextrakten‘“, die eine 
Woche nach Quartalschluss nach Königsberg gesandt werden sollten. 
Die neuen geben auch ausführliche Bestimmungen wegen der Jahres- 
rechnungen. [Art. 116—122 resp. 129—133.] In der Ausgabe 
soll nur geführt werden, was auf Deputate, Bauten und „Fort- 
stellung“ der ganzen Haushaltung im Amte daraufgeht. Was aber 
auf Befehl verausgabt wird, das soll der Rentkammer oder dem 
Kornboden, Keller oder Speicher als bar geliefert angegeben 
werden. Die Rückstände von den baren Zinsen sollen nicht in der 
Ausgabe, sondern in der Einnahme angegeben werden, und als 
Einnahme soll nur gebucht werden, was wirklich „effektive gefällt“. 
Pünktlich 14 Tage nach Michaelis sollen die Jahresrechnungen der 
Kammer eingeschickt werden, und zu Abnahme der Rechnung wird 
für jedes Amt ein bestimmter Termin festgesetzt, der bei Strafe 
der Amtsentsetzung einzuhalten ist. 

Alle sonstigen Änderungen, welche die neuen Amtsartikel 
gegenüber den alten bringen, sind unwesentlich. Wenn Artikel 17 
von 1627 den Bauern bei Strafe anbefiehlt, wo es nötig, alljährlich 
einen Morgen Land urbar zu machen, so fügen die neuen hinzu, 
dass auch Busse zahlen solle, wer nicht jährlich zehn Obstbäume 
pflanze, wo noch kein Obst, und wer nicht Hopfenkulturen anlege, 
wo noch kein „Hopfengarten‘‘ vorhanden, wer nicht Weidenbäume 
pflanze, wo Mangel an Holz wäre. Um die Hopfenkultur 
weiter zu fördern, wird der 1627 den Gärtnern. zugesagte Preis 
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von 6 Schilling für den Scheffel Hopfen auf 6 Groschen erhöht!). 
Neu ist ferner die Bestimmung, dass das vom Landmesser ge- 
fundene Übermass zum Besten des Kurfürsten eingezogen werden 
solle (Art. 19), Noch eindringlicher als in den alten Amtsartikeln 
wird den Beamten die Instandhaltung der einträglichen Brauereien 
eingeschärft: sie sollen lieber Geld zu 6 Procent leihen, als das 
„Brauwerk“ untergehen lassen?). Wichtiger ist nur noch die Fest- 
setzung bestimmter Termine für die Holzmärkte in den einzelnen 
Ämtern (Art. 130), die in den alten Amtsartikeln fehlt. Den Be- 
amten wird eingeschärft, auf ihnen ohne Ansehen der Person Bau- 
und Brennholz abzufolgen, ausserhalb der Holzmärkte aber nur in 
Notfällen, bei Feuersbrünsten u. dgl. Im übrigen stimmen die 
132 revidierten Artikel wörtlich oder fast wörtlich mit den alten 
von 1627 überein. Alle Bestimmungen, welche der Willkür der 
Hauptleute einen Riegel vorschieben sollen — dass sie ohne des 
Kurfürsten oder der Oberräte Vorwissen keinen Amts- oder Korn- 
schreiber oder anderen Amtsdiener annehmen noch entlassen, 
keinem ihrer Unterbeamten die Besoldung erhöhen noch verkürzen 
(Art. 3 u. Art. 7), dass sie überhaupt keine wichtigen Massnahmen 
von sich aus treffen, sondern immer erst dem Kurfürsten oder den 
Oberräten berichten und ihre Resolution einholen (Art. 114) und 
dass die Amtsschreiber neben ihnen von allen Einkünften und Aus- 
gaben „Wissenschaft haben‘ sollen (Art. 5) — sie alle sind . 
wörtlich oder fast wörtlich aus den alten Amtsartikeln übernommen, 
und keine einzige ist neu hinzugefügt. Und ebenso steht es mit 
allen anderen Bestimmungen, die bezwecken, die Erträge der 
Ämter durch vermehrten Anbau und vergrösserte Zucht zu erhöhen, 
durch Sparsamkeit und treue Verwaltung zusammenzuhalten und 
pünktlich in richtiger Summe an die Zentralkasse abzuliefern — 
und nichts ist hinzugefügt, was eine bessere Befolgung der Be- 
stimmungen als bisher hätte sichern können. Es war gewiss heil- 
sam, dass die alten halbvergessenen Bestimmungen den Beamten 
und Unterthanen wieder neu eingeschärft wurden; aber eine irgend 
wesentliche Änderung gegen früher konnten sie nicht zur Folge 
haben und haben sie nicht gehabt. 

Weniger bekannt ist das von derselben Kommission verfasste 
wichtigere Werk geblieben, das gleichsam den Abschluss der 


1) Art. 83. 
2) Art. 78 
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Kammervisitation bildet, die neue Kammerordnung vom 
10. Februar 1643!). Am 29. Januar 1642 erging der Befehl des 
Kurfürsten an Joachim Schulz?) und den Kammerschreiber 
Wosegin, die alte Kammerordnung durchzugehen und zu berichten, 
was sie bei den einzelnen Bestimmungen zu erinnern hätten. Bald 
darauf wurde dann eine Kommission zur Abfassung einer neuen 
Kammerordnung und zur Revision der Amtsartikel ernannt: vor 
allem die Kammervisitatoren, der ältere v. Dohna, v. Eulenburg, 
der Hauptmann zu Brandenburg, Joachim Schulz und der Kammer- 
schreiber Wosegin. Von den Oberräten wurden der Landhofmeister 
und der Oberburggraf hinzugezogen. Sie sollten aus der alten 
Kammerordnung unter Zuhilfenahme der von den Kammer- 
visitatoren eingesandten Relationen, so lautete der kurfürstliche 
Befehl, unter Hintansetzung aller „privaten Commoda“ eine neue 
Kammerordnung abfassen.. Von den Protokollen ihrer Ver- 
handlungen sind nur Bruchstücke erhalten?). In ihnen handelt es 
sich vor allem um die neu zu ernennenden Kammerbeamten, ob sie 
„assessores camerae‘ heissen sollten oder wie zu Georg Friedrichs 
Zeiten „Kammerräte‘ oder „Rechnungsräte“. Mit der „Bestellung“ 
zweier Kammerbeamten von Adel erklärten sich die Oberräte an 
sich einverstanden, nur müsste ihr Titel im Lande keinen Anstoss 
errregen, und sie dürften nicht, wie einst die Kammerräte, ihnen 
gegenüber Selbständigkeit beanspruchen. 

Am 17. Mai 1642 befahl der Kurfürst Joachim Schulz und 
Wosegin besonders die neue Kammerordnung aufzusetzen‘). Über 
diesen Aufsatz ist dann jedenfalls in der Kommission beraten, und 
die Ergebnisse der Beratung sind den Oberräten zur Begutachtung 
übergeben worden. Ein Bedenken der Oberräte über der „Kammer- 
visitatoren eingeschickte Relation wegen der neuen Kammer- 
ordnung“ befindet sich im Geheimen Staatsarchiv’). Sie waren 
danach mit der Relation im ganzen einverstanden. Die Über- 
tretungen der alten Kammerordnung, welche die Visitatoren auf- 
geführt hatten, schoben sie den Unterbeamten in die Schuhe; sie 
selbst wären unschuldig daran. Zugleich ergriffen sie die will- 
kommene Gelegenheit, um sich in Klagen über die fortschreitende 


1) Kön. und R. 7 n. 157 cc. 
2) R. 7 n. 157. 

3) R. 7 n. 157c. 

4) R. 7 n. 157. 

5) R. 7 n. 157c. 
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Verminderung der Kammereinkünfte, die „Distraction der Kammer- 
gefälle‘‘ zu ergehen. So merkten sie bei Punkt 11 an: „Es wäre 
wohl zu wünschen, dass Kammermeister und Kammerschreiber 
täglich Ursach hätten auf den Speicher, Holzwiese, Asch- und 
Teerhof zu gehen; aber wo nichts ist, da kann auch nichts visitiert 
werden.“ Bei Punkt 13: „Dass richtige Kaufbücher zu halten, ist 
billig; wenn nur etwas wird können eingekauft oder verkauft 
werden.“ Bei Punkt 14: Es wäre wohl zu wünschen, dass einerlei 
Mass und Gewicht im ganzen Lande könnte gehalten werden; weil 
aber viele Ämter und Dörfer versetzt wären und noch täglich ver- 
setzt würden, so käme es, dass man vielfach etwas von den Kauf- 
leuten in kleinem Mass aufnehmen und nachher in grossem Mass 
aus den Ämtern wieder abzahlen müsste; und bei Punkt 17: Alles 
zu Geld zu schlagen und in Geld anzuschlagen, wäre leicht, wenn 
nur nicht so viele Assignationen in die Ämter erfolgten und alles 
in die Kammer käme. 

Später aber scheinen den Öberräten doch Bedenken ge- 
kommen zu sein, ob die Kammerordnung und die Anstellung von 
Rechnungsräten im besonderen ihre Machtbefugnisse nicht beein- 
trächtigen würde. Wir erfahren davon durch eine kurfürstliche ‚Re- 
solution auf der Oberräte Erinnerung wegen der neuen Kammer- 
ordnung“ vom 28. Jan. 1643!). Darin heisst es, es käme ihm nicht 
in den Sinn, etwas den Landesverfassungen Widersprechendes zu 
verordnen. Könnten sie etwas derartiges anführen, so wolle er es 
beachten. Durch die Bestellung der neuen Kammerbeamten ginge 
den Oberräten von ihrer Machtbefugnis ebensowenig etwas ver- 
loren wie durch Bestellung der Hofgerichtsräte, der Konsistorialräte 
oder der Hauptleute.e Er wolle sie dadurch nur entlasten. Ob sie 
aber Kammer- oder Rechnungsräte hiessen, daran sei nicht viel 
gelegen; in jedem Falle blieben sie doch unter der Direktion der 
Oberräte. Einen zweiten wichtigen Beschwerdepunkt bildeten die 
Bestimmungen der Kammerordnung wegen der Schatullgelder. Der 
Kurfürst bemerkt dazu, es sei wohl billig, dass er die mit eignem 
Gelde eingelösten Ämter bei seiner Schatulle verwalten lasse; und 
dann weiter, es sei gar nicht „fremde“, dass ein Herr eine Schatulle 
habe. Die Gelder, die er dem Könige von Polen aus der See- 
zulage abgeben müsse, flössen auch in dessen Schatulle. Weun 
ihnen aber so viel auf den Namen ankäme, so könnte er ja auch 
einen anderen dafür wählen. 


1) R. 7 n. 157c. 
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Am 10. Februar 1643 war die neue Kammerordnung voll- 
endet und wurde am 24. März desselben Jahres publiziert.) Sie 
wäre nicht nötig, heisst es in der Einleitung, wenn den Ordnungen 
Georg Friedrichs, Johann Sigismunds und Georg Wilhelms strikte 
nachgelebt würde. Mannigfache „Exorbitantien* aber, sowie die 
Zerrüttung, die der letzte Krieg bewirkt, liessen die Publikation 
einer neuen Kammerordnung ratsam erscheinen. Vor allem wahrt 
dann der Kurfürst sich. selbst in jeder Beziehung die Oberleitung 
und freie Verfügung im Kammerwesen. Darauf folgen die Bestim- 
mungen wegen der neuen Rechnungsräte. Ihre Ernennung wird 
damit motiviert, dass bei der gegenwärtigen „Konfusion“ die Ver- 
waltung des Kammerwesens den Öberräten, dem Kammermeister 
und dem Kammerschreiber allein zu schwer fallen müsste, da die 
Oberräte schon durch „Staatssachen* so sehr in Anspruch ge- 
nommen wären. Neben den Oberräten sollen die Rechnungsräte 
alle Kammersachen bis auf den endlichen „Schluss“ des Kurfürsten 
erledigen, und solche, die der kurfürstlichen Entscheidung nicht be- 
dürfen, sollen sie „attestationsweise“, die Oberräte „konfirmations- 
weise‘ unterschreiben. Vor allem ist ihre Aufgabe die Abhörung 
der Wochen- und Jahresrechnungen, die Aufsicht über die Ämter, 
ob darin den Bestimmungen der Visitation und der Amtsartikel 
nachgelebt würde, die Beratung über die Amtsberichte unter Zu- 
ziehung des Kammermeisters und Kammerschreibers und die Ent- 
scheidung darüber mit Vorwissen der Oberräte. Für den Fall der 
Pflichtversäumnis behält sich der Kurfürst ihre Entsetzung vor. 
Ausser ihnen sollen das Dienstpersonal der Kammer bilden: 
1 ,Kammermeister“, 1 ,‚,‚Kammerschreiber‘, 1 ‚‚Rentmeister“, 
1 „Rentgegenschreiber‘‘, 1 ‚„Kammerregistrator‘‘, 1 „Rentschreiber‘‘, 
4 „Kammerverwandte‘ und 2 „Jüngste“. Pflicht des Kammer- 
meisters ist die Aufsicht über alle Einnahmen und Ausgaben, 
über den Rentmeister und Rentgegenschreiber. Neben dem 
Oberburggrafen und dem Rentmeister soll er einen Schlüssel zur 
Kasse haben, so dass keiner ohne des anderen Vorwissen dazu 
kommen kann. Eine Auszahlung darf er nur auf eine vom Kur- 
fürsten selbst oder den Oberräten unterschriebene Anweisung hin 
vornehmen, und dabei wird eine Bestimmung hinzugefügt, die besser 


1) Die Anordnung der einzelnen Bestimmungen ist wenig glücklich 
und hat viele Wiederholungen zur Folge. Ich weiche daher vollkommen 
davon ab und versuche in der kurzen Inhaltsangabe das Zusammengehörige 
zusammenzustellen. 
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in die besondere Instruktion für die Oberräte!) passen würde: Die 
Oberräte haben sich Keiner erblichen Verschreibung anzumassen, 
keine Privilegien und Freibriefe in Abwesenheit des Kurfürsten zu 
erteilen und nicht mehr als 10 Gulden an Schenkung und Ver- 
ehrung selbständig auszahlen zu lassen, ausser in ganz dringenden 
Fällen, wo schweres Unheil vom Lande durch Geld abgewendet 
werden kann und vorherige Kommunikation mit dem Kurfürsten 
unmöglich ist. 

Kammerschreiber und Kammerregistrator haben die 
Kammersachen ins Beine zu schreiben und sorgfältig Protokoll 
darüber zu führen. Neben dem Kanzler sind sie für die ausge: 
fertigten Schriftstücke verantwortlich. Von ihren sonstigen Ver- 
richtungen sagt die Kammerordnung nur sehr wenig”) Dem Rent- 
meister wird ein Rentgegenschreiber zur Seite gestellt, „da- 
mit es mit den Geldeinnahmen hinfort um so richtiger gehalten 
werde“. Beide haben die Rechnung über die einkommenden baren 
Gelder zu führen, der Rentmeister die Hauptrechnung, der 
Rentgegenschreiber ein Gegenregister, bei gleicher Verantwort- 
lichkeit und gleicher Verpflichtung zum Schadenersatz. Der „Rent- 
schreiber‘‘ hat die Rechnungführung über die „Kammer- und 
Speicherwaren“, ihre Einnahme aus den Ämtern, ihre Verwaltung 
und ihren Verkauf. Die „Jüngsten‘ thun Schreiberdienste, die 
Kammerverwandten haben keine fest begrenzte Verrichtung. 
Für alle Kammerbeamten werden bestimmte Dienststunden fest- 
gesetzt: vormittags von 6—11 im Sommer-, von 7—11 im Winter- 
halbjahr, nachmittags von 1—5 Uhr. Die Auszahlung der Gehälter 
soll direkt aus der Rentkammer vierteljährlich oder wenigstens 
jährlich erfolgen und nicht in das nächste Jahr verschleppt, Zah- 
lungsanweisungen auf die Ämter sollen nie mehr ausgegeben werden. 
Durch Handel mit Kammerwaren, durch Arrendierung von kurfürst- 
lichen Gütern oder durch Ansichbringen der Schuldforderungen von 
kurfürstlichen Gläubigern sich Nebeneinnahmen zu verschaffen, wird 
den Beamten verboten, da sie dadurch leicht in den Verdacht der 
Untreue kommen könnten und die Besoldung reichlich genug wäre. 
Ohne ausdrücklichen Befehl des Kurfürsten darf kein Gehalt er- 
höbt, kein Diener angenommen werden, und wohl ist darauf zu 
achten, dass auf Besoldungen nicht mehr, als verordnet, gezahlt 


1) Vgl. 8. 37. 
2) Vgl. S. 22 u. 8. 26. 
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wird. Dem Rentmeister ist vom Kanzler ein Verzeichnis der Ge- 
hälter zuzustellen, nach dem er sich zu richten hat. 

Nur „Haushaltungssachen“ sollen in der Kammer erledigt 
werden, „Staatssachen‘‘ dagegen in der Oberratsstube, „Justicien- 
sachen“ im Hofgericht. Die kurfürstliche Schatulle bleibt von 
der Kammer abgezweigt. Die Schatullrechnungen sollen zwar bei 
der Kammer abgelegt werden, die „Schatullgefälle‘“ aber nicht ihr, 
sondern den vom Kurfürsten dazu besonders Verordneten einge- 
liefert werden. Zur Schatulle aber, heisst es, gehören seit Johann 
Sigismunds Zeiten die Holzgelder und Waldwarengefälle; Georg 
Wilhelm hat die seit 1638 mit eignem Gelde eingelösten Ämter, 
Dörfer, Vorwerke, Krüge, sowie die Erträge des Störfanges und 
Bernsteinfanges dazugezogen, und der Kurfürst selbst ist ihm noch 
vor Antritt seiner Regierung mit dem Amte Waldau darin gefolgt. 

Eine ganze Reihe von Bestimmungen schreibt den Geschäfts- 
gang vor und schärft genaue Erfüllung gewisser Formalien ein. 
Wer Konzepte, die ohne des Kanzlers Vorwissen in die Kanzlei 
kommen, siegelt und ausfertigt, wird mit strenger Strafe bedroht. 
Zu leichter Auffindung der Kammersachen sollen alle ausgehenden 
Schriftstücke registriert werden und zwar sachlich geordnet, „Erb- 
verschreibungen‘, „Kontrakte“, „Bestallungen* in ein besonderes 
Buch und ebenso „Assekurationen*“, „Schuldverschreibungen“ und 
„Quittungen“ in ein zweites, die „Abschiede“ in ein drittes, andere 
„Befehle in die Ämter“ in ein viertes Buch. Abschriften verlorener 
Verschreibungen dürfen nur mit Genehmigung der Oberräte ausge- 
geben werden. Vor allem wird die Registrierung der kurfürst- 
lichen „Assekurationen* und „Anweisungen“ eingeschärft und ein 
besonderes Edikt darüber publiziert.) Es war wiederholt vorge- 
kommen, dass auf einen kurfürstlichen „Zettel“ hin mehrmalige 
Auszahlungen erfolgt waren. Solchen Betrug will die Verordnung 
für die Zukunft unmöglich machen. Auf den Zetteln soll vermerkt 
werden, wann und wo sie registriert worden, und ohne diesen Ver- 
merk keine Auszahlung erfolgen. Nach der Auszahlung sollen die 
Zettel und Assekurationen in der Registratur getilgt werden. Auf 
die Art, heisst es, werde man jederzeit wissen, wie hoch sich die 
Forderung sämtlicher Staatsgläubiger beliefe. Ebenso soll es mit 
den Staatsschuldnern gehalten werden. Ihre Schulden sollen in ein 
besonderes Schuldbuch eingetragen und Extrakte daraus alljährlich 


1) Grube, Corp. Const. II. LXXI. 
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den Fiskalen zur Beitreibung zugestellt werden. — Eine Auszahlung 
darf nur gegen Quittung des Empfängers und Auslieferung der 
Verschreibung zugleich erfolgen. Die Quittung empfängt der Rent- 
meister, die Verschreibungen sind kassiert und zerschnitten dem 
Kammerregistrator zur Aufbewahrung zu übergeben, so dass sie 
immer zu finden sind, wo es not thut. Wer den kurfüstlichen Befehl 
zur Auszahlung einer Geldsumme überbringt, hat über den Empfang 
zu quittieren, und die Quittung ist bis zum Schluss der Rechnung 
in die Kasse zu legen, „als wenn sie bares Geld wäre“. Vielfach 
sind Anweisungen auf Ämter ausgegeben worden, ohne dass man 
sich zuvor aus den Quartalrechnungen überzeugt, ob auch da wirk- 
lich Geld vorhanden wäre. Dadurch sind die meisten „Konfusionen* 
entstanden. Darum werden nun die „Remisse“ in die Ämter grund- 
sätzlich verboten: alles Geld und alle Naturalien sollen nach 
Königsberg eingeliefert werden. Eine Ausnahme ist nur dann 
zulässig, wenn die Zaklung in den Ämtern aus Ersparnis- 
gründen zweckmässig ist. Dann aber soll man sich aus den Re- 
gistern zuvor überzeugen, ob in dem betreffenden Amte auch Bar- 
geld vorhanden sei, und die Auszahlung soll auch in diesem Falle 
nur auf die Quittung der Kammerbeamten hin erfolgen. Über die 
Einnahmen und Ausgaben soll wöchentlich oder doch wenigstens 
alle vierzehn Tage Abrechnung gehalten und Mängel, die sich da- 
bei finden, sollen abgestellt werden. Am Schluss des Rechnungs- 
Jahres ist eine richtige Specifikation der Einnahmen und Ausgaben 
der Amtskammer zu Cölln, oder wenn der Kurfürst gerade in Cleve 
weilt, der zu Cleve einzusenden nebst einem genauen Verzeichnis 
der Reste, Schulden und Reiardaten in den einzelnen Ämtern. 
Rechnungsräte und Kammermeister haben für rechtzeitige Ein- 
lieferung der Amtsrechnungen Sorge zu tragen, damit nicht durch 
deren Ausbleiben der Abschluss der Kammerrechnung aufgehalten 
wird. „Mängel“, die sich bei Abhörung der Amtsrechnungen finden, 
sollen nicht verschwiegen, sondern sobald als möglich abgestellt 
und dem Kurfürsten angezeigt werden. Keinen Ausgabeposten in 
den Amtsrechnungen sollen sie passieren lassen, der nicht mit rich- 
tigen, von den Oberräten unterschriebenen Zetteln belegt werden 
kann. Alle anderen sollen gestrichen und zum Rest geschlagen 
werden. Fühlt sich jemand beschwert, so haben die Oberräte zu 
entscheiden. Alle Belege der Hauptleute und Amtsschreiber sollen 
von dem Kammerschreiber in Verwahrung genommen werden, da- 
mit sie nicht ein zweites Mal als Belege benutzt werden können. 
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Amtsrechnungen, die nicht genau nach den Vorschriften der Amts- 
artikel gefertigt sind, sollen nicht angenommen werden. Die Kosten, 
die dann durch Hin- und Widerreisen der Hauptleute und Amts- 
schreiber entstehen, sind diesen selbst aufzulegen. Sind zu hohe 
Summen auf Deputate berechnet, so ist vor allem der zum Ersatz 
heranzuziehen, der es in die Rechnung gesetzt, oder die Summen 
sind zum Rest zu schlagen. Die Oberräte aber sollen keinen Haupt- 
mann oder Amtsschreiber entlassen, bevor er seine Reste bezahlt. 
Und damit bei „Einmahnung‘“ der Reste nichts versäumt werde, 
sollen die Oberräte sich wöchentlich ein Verzeichnis der Reste vom 
Kammer- und Rentmeister geben lassen und die Fiskale zu fleissiger 
Ausübung ihres Amtes anhalten. — Strenge Aufsicht soll Unter- 
schleife bei der Kammer und in den Ämtern verhüten. Zu dem 
Zweck sollen die Kammerbeanten bis herab zum Kammerschreiber 
nach Abnehmung der Rechnungen unvermutete Revisionen in den 
Ämtern vornehmen und nicht bloss die Rechnungen prüfen, sondern 
die ganze Verwaltung und Bewirtschaftung des Landes, und des- 
gleichen sollen sie so häufig als möglich die kurfürstlichen Speicher, 
Holzwiesen und Teerhöfe inspizieren, sollen Burggraf und Marschall 
oder in ihrer Vertretung Rechnungsräte, der Hausvogt und der 
Amtsschreiber wenigstens allwöchentlich in den kurfürstlichen Mühlen 
und Brauhäusern unangemeldet Visitationen vornehmen, und wo sie 
heimliche Zechgelage oder sonstige Untreue finden, sie abstellen. Zum 
gleichen Zweck und zurHerstellung guter Ordnung überhaupt ist auch 
die Kammervisitation nach der Instruktion Georg Wilhelms vollständig 
zu Ende zu führen und vierteljährlich über die erledigten Punkte 
zu berichten, und ist Sorge zu tragen, dass die bisherigen An- 
ordnungen der Visitatoren vollzogen werden. — Jährlich zur Ernte- 
zeit soll eine Probe des gedroschenen Getreides der Kammer ein- 
‘“ gesandt und darauf ein Überschlag gemacht werden, wieviel an 
Getreide und anderen Naturalien für das Jahr zu erwarten, wieviel 
auf der anderen Seite für den Hofstaat erforderlich ist — weilt 
der Kurfürst ausser Landes, so will er zu Michaelis mitteilen, wie- 
viel er braucht. Danach sollen dann die Oberräte in der Zeit, wo 
die Preise niedrig sind, etwa fehlendes Getreide oder andere 
Viktualien erkaufen und den Hofstaat damit versehen, und zwar 
unter Wahrung des kurfürstlichen Vorkaufsrechts und so billig als 
möglich. Können andererseits Waren aus der kurfürstlichen Speichern 
verkauft werden, so soll es nicht anders als zu den allerhöchsten 
Preisen geschehen. 
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Weiter enthält die Kammerordnung noch eine Anzahl von 
Specialbestimmungen. Bei Mangel an Lehnserben soll das 
kurfürstliche Interesse wahrgenommen und das Gut entweder ganz 
oder zum vierten Teil für den Kurfürsten eingezogen werden. Und 
damit nicht, wie bisher, manches unterschlagen werde, sollen die 
Oberräte anordnen, dass in allen Amtsrechnungen berichtet werde, 
ob bei den Lehngütern des Amtes, adligen wie freien, Lehnsnach- 
folger vorhanden seien. — Räte, die in kurfürstlichen Diensten 
reisen, haben acht Tage nach der Rückkehr eine spezifizierte Rechnung 
der Reisekosten und der empfangenen Zehrung bei der Kammer 
einzuliefern, und der Kammermeister soll nichts passieren lassen, 
was nicht im Interesse des Kurfürsten aufgewendet ist. In ihren 
Amtswobnungen sollen sie nichts eigenmächtig umbauen, sondern 
nach Einholung der kurfürstlichen Genehmigung durch den Bau- 
meister die Reparatur vornehmen lassen; und wem die Amtshäuser 
auf Lebenszeit verschrieben sind, der soll die Reparaturkosten selbst 
wagen. — Um die grossen Unkosten, welche die fremden Gesandten 
verursachen, möglichst zu verringern, soll den Räten von Königs- 
berg der Bau bequemer Wirtshäuser anbefohlen werden, und falls 
sie sich weigern, ist mit Anlage privilegierter Wirtsbäuser auf den 
Schlossfreiheiten zu drohen. Die Oberräte hätten dann nach An- 
lage solcher Wirtshäuser darauf zu achten, dass nur für diejenigen 
die Wirtsrechnung beglichen werde, deren Unterhalt der Kurfürst 
wirklich zu bestreiten übernommen hätte. — Die bisher für die Hof- 
haltung gebrauchten Fischteiche sollen möglichst hoch verpachtet 
werden. Auf Anlage von Papiermühlen ist Bedacht zu nehmen. 
Wegen des Bernsteins werden die Bernsteinordnungen Johann 
Sigismunds und Georg Wilhelms, wegen der Zeise die Kammer- 
ordnung von 1627 erneuert. Die Bestimmungen über den Honig 
wiederholen die Amtsartikel. 

Eine ganze Reihe von Bestimmungen sucht den Unterschleif 
auf dem Kornboden zu hindern. Ein Kornschreiber, der unter 
Georg Wilhelm wenige Jahre gedient, ist bei seinem Tode nicht 
weniger als 130 Last Korn „schuldig“ gewesen, die den zahlungs- 
unfähigen Erben haben erlassen werden müssen; darum wird nun 
den Oberräten ganz besonders sorgsame Aufsicht darüber einge- 
schärft, dass der Kornschreiber rechtes Mass führt, dass er „Über- 
mass“ allein zum Besten des Kurfürsten verwendet, dass er kein 
fremdes Getreide auf den Kornboden nimmt u. a. m. 

Genauere Bestimmungen sind auch über den einer besonderen 
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Verwaltung unterstellten Pfundzoll eingefügt Der Gouverneur 
von Pillau soll jedem einlaufenden Schiffer bei Verlust der Ladung 
die Segel zu streichen anbefehlen. Darauf hat der „Pfundschreiber“ 
den Schiffer über Grösse und Ladung seines Schiffes zu vernehmen 
und seine Angaben auf einem Zettel aufzuzeichnen, dann das Schiff 
zu visitieren und auf dem Zettel zu vermerken, ob ihm die Angaben 
verdächtig erscheinen. Nachdem er ferner die Aussage des Schiffers 
in seinem Register notiert, hat er den Zettel versiegelt dem 
Schiffer an den Pfundverwalter in Königsberg mitzugeben. Dieser 
soll ein Gegenregister führen und die Zettel des Pillauer Pfund- 
schreibers darin registrieren. Neben ihm soll immer ein Kammer- 
beamter oder mehrere beim „Verpfunden‘“ zugegen sein. Macht 
der Schiffer ungleiche Aussagen, so ist er zu bestrafen. Die Rech- 
nungen über den ganzen Zoll sollen Kammermeister oder Kammer- 
schreiber abhören.') 

Dies sind im Wesentlichen die Bestimmungen, welche die 
Kammerordnung in grosser Breite auf 96 Seiten ausspricht. Viertel- 
jährlich soilten sie allen Kammerbeamten vorgelesen werden. Wenn 
sie auch, abgesehen von der Einsetzung der Rechnungsräte, die 
auch schon in den Kammerräten Georg Friedrichs ein Vorbild 
hatten, kaum etwas Neues enthalten, ihre genaue Erfüllung hätte 
zweifellos eine grosse Besserung der verwirrten Verhältnisse be- 
deutet. Aber sie war auch bei vollkommenster Pflichttreue aller 
Beamten unmöglich. Musste doch der Kurfürst selbst, wie wir 
weiterhin sehen werden, eine ihrer wesentlichsten Bestimmungen 
sogleich immer wieder durchkreuzen: er konnte in der Not der 
ersten Jahre ohne Assignationen in die Ämter, welche die Kammer- 
ordnung beseitigen will, nicht auskommen. Und die obenerwähnten 
Klagen, welche die Oberräte in ihrem Bedenken über die Kammer- 
ordnung vorbrachten,?) waren doch nur zu wohl begründet: Was 
half es, dass sie im Herbst nach der Bestimmung der Kammer- 
ordnung einen Überschlag über die einkommenden und die für den 
Hofstaat erforderlichen Naturalien machten, wenn sie niemals im 
Besitz der nötigen Geldmittel waren, um dann wirklich das Nötige 
anzukaufen, sondern nur durch Anleihen und Verpfändungen dazu 
gelangen konnten! 

Und doch mit „Fortstellung‘ der Ämter- und Kammervisitation, 


1) Im übrigen bezieht sich die Kammerordnung auf eine ausführliche 
Zollinstruktion vom 9. Mai 1642. [R. 7 n. 105.] 
2) Vgl. S. 21. 
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mit Erlass der Amtsartikel und der Kammerordnung, mit kleinen 
Verbesserungen im einzelnen hatte der Kurfürst gethan, was sich 
damals zur Vermehrung der Landeseinnahmen thun liess, Eine 
wirklich durchgreifende Reform war unmöglich, so lange er all- 
Jährlich einen Teil der preussischen Einkünfte, die kaum hinreichten, 
um die Kosten der Landesverwaltung zu bestreiten, im Interesse des 
Gesamtstaates aus dem Lande ziehen musste, und unmöglich war 
sie, so lange er des guten Willens der Stände nicht entbehren und 
nicht daran denken konnte, sie unter seine landesherrliche Macht 
zu zwingen. Schon die Visitation erregte vielen Unwillen im Lande, 
der auf dem Landtage zur Sprache kam, und sie führte sogar zu 
einem heftigen Konflikt mit einem der obersten Beamten, dem 
Obermarschall Brand. Dieser leugnete die von den Visitatoren auf- 
gedeckte Schuld!) ab, protestierte heftig und antwortete seinerseits 
mit Verdächtigungen und Verunglimpfungen der Visitatoren, so dass 
die sich unter Berufung auf den ihnen zugesicherten Schutz an den 
Kurfürsten wandten und Genugthuung forderten.?) 

Nicht weniger als an der Vermehrung der Landeseinkünfte, 
die jene Neuordnungen doch erst für die nächsten Jahre zur Folge 
haben konnten, musste dem Kurfürsten daran liegen, jederzeit dar- 
über frei verfügen und sie gegenüber der engherzigen Kirchturms- 
politik der preussischen Beamten und der polnischen Missgunst 
Jederzeit da verwenden zu können, wo es am meisten not that. 
Aus diesem Gesichtspunkte ist seine Fürsorge für die Schatulle in 
diesem Jahre zu betrachten. 

Es galt zunächst, den von seinen Vorgängern für die Schatulle 
gewonnenen Teil der Landeseinkünfte dieser zu erhalten, und dazu 
bedurfte es einer Auseinandersetzung mit den Oberräten, die nichts 
mehr wünschten, als die Schatulle wieder in ihre Verwaltung zu 
bekommen. So oft sie über die üble Finanzlage des Landes klagten, 
so verfehlten sie selten als eine Hauptursache die Absonderung 
der kurfürstlichen Schatulle von der Rentkammer, die Zersplitterung 
der Einkünfte in so viel Kassen — „Rentkammer“, „Schatulle“, 
„Pfennigmeisterei*, „Holzschreiberei“, „Soldatenrechnung*, „Re- 


1) Vgl. S. 11. 

2) In einer undatierten Bechtfertigungsschrift (R.7 n. 157). Ich habe 
nicht ermitteln können, wie die Sache schliesslich beglichen worden ist. 
In einem Schreiben vom 21. Sept. 1642 bitten die, Visitatoren den Kurfürsten, 
den Streit beizulegen. Sie hätten, sagen sie, nur unparteiisch berichtet, 
was sie in den Rechnungen gefunden [ebenda]. 
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missen“ — anzuführen und von der Rückgabe der Einkünfte an 
die Rentkammer alles Heil zu versprechen.!) 

Von vorneherein aber zeigte sich der Kurfürst entschlossen, 
solchen Vorstellungen in keinem Punkte nachzugeben. Im Gegen- 
teil, er schritt alsbald weiter auf dem Wege, den seine Vorfahren 
mit gutem Erfolg betreten hatten, und suchte der Schatulle auf 
Kosten der Rentkammer neue Einnahmequellen zu verschaffen. 
Bereits am 29. April 1641 löste er mit 47700 Mk. von .seinen 
Holzgeldern das Amt Liebstadt ein und zog es zur Schatulle, in 
demselben Jahre dann noch zwei Dörfer in Liebstadt mit 3000 Mk. 
und im folgenden Jahre ein drittes Dorf in Liebstadt mit 9232 Mk. 
12 Sch. und dazu das Vorwerk Linkuhnen in Tilsit mit 51000 Mk.?) 
Und wenn er in diesen Jahren eine Anzahl Hufen Übermass, das 
der Landmesser gefunden, auf Zins austhat?), so geschah es nicht 
selten mit der Bestimmmung, dass der Zins zur Schatulle gezahlt 
werde und nicht zur Rentkammer. Dagegen ist die Bemerkung 
von Meinardus?) nicht richtig, er habe die Einnahmen der Schatulle 
ferner gesteigert, indem er die Erträge des Pillauer und Memeler 
Zolls und die Bernsteinerträge ihr zuwies. Das hatte bereits Georg 
Wilhelm gethan, wie es für den Bernstein auch die Kammerordnung 
ausspricht, und der junge Kurfürst hatte sie nur der Schatulle zu 
erhalten.°) 

Aber er steigerte die Schatulleinnahmen noch in anderer 
Weise als auf Kosten der Rentkammer. Die allgemeine Ämter- 
visitation wurde in den Schatullämtern gewiss nicht am wenigsten 
eifrig durchgeführt. Eine Instruktion für die Visitatoren des 
Schatullamts Tilsit vom 25. April 1642) befiehlt vor allem die 
Regelung der ‚Erbzeise‘. Überall, heisst es da, kommen bei den 
Mühlen Unterschleife vor. Deshalb wird nun dem Amtsschreiber, 
dem die Aufsicht allein zu schwer fallen ınuss, ein „Mühlen- 
schreiber‘‘ zur Seite gestellt. Er soll ein Gegenregister führen 
und dies neben dem Register des Amtsschreibers der Kammer ein- 
senden. 


1) Relationen vom 12. Mai und 21. November 1642 [R, 7n. 157 und 
R. 7n. 155 £.]. 

2) Kön. 13385 u. 13386. 

3) Belege enthält vor allem Kön. 986. 

4) Prot. IL, LXXXI. 

6) Vgl. U. A. I. Kurf. an die Obarräte am 30. Sept./10. Okt. 44. 

6) Kön. 12 7881. 
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Die einkommenden Gelder sind in einem besonderen Kasten 
aufzubewahren, zu dem Amtsschreiber und Mühlenschreiber je einen 
Schlüssel haben, und dann der Schatulle einzusenden. Dem Müller 
wird bei Strafe verboten, das Getreide zu mahlen, bevor die Zeise 
und das Scheffelgeld hinterlegt ist, und die Säcke, in denen .das 
Getreide zur Mühle geschafft wird, sollen vorher im Amte geeicht 
werden. 

Die Verpachtung des 1639 angelegten Eisenhammers zu 
Kottenberg im Amte Neidenburg, der Glashütte im Amte Liebe- 
mühl, die sich bei eigener Verwaltung nicht rentierte, des Vor- 
werks Linkuhnen und die Neuverpachtung des Störfanges wurden 
schon oben erwähnt.!) Da es sich zeigte, dass der neue Eisen- 
hammer ebensosehr für die kürfürstlichen Schatullintraden wie für 
die Unterthanen von Nutzen war, so ordnete der Kurfürst am 
1. August 1642?) den Umbau des alten Hammers im Neidenburgi- 
schen nach dem Vorbilde des neuen an. Noch vor Jahresschluss 
war das Werk vollendet, und der Kurfürst übertrug nun einem 
seiner „Wildnisbereiter“ die Aufsicht und Gerichtsbarkeit über beide 
Eisenhämmer. In einer Instruktion vom 18. November 1642?) be- 
fahl er ihm vor allem umfassende Fürsorge für die märkischen 
Arbeiter an, die er hatte kommen lassen müssen, da die preussi- 
schen die Hantierung nicht verstanden. Es galt, die Branden- 
burger an ihre neue Heimat zu fesseln, damit sie dort aushielten 
und nicht wieder davongingen. Deshalb soll ihnen Landbesitz 
erblich übertragen und auch sonst auf alle Weise für sie gesorgt 
werden. — Die Festsetzung eines Brückenzolls von drei Groschen 
für jedes Pferd oder Stück Vieh auf einer mit Schatullgeldern er- 
bauten Brücke über die Deime und das gegen ‚Adel und Unadel“ 
gerichtete Verbot sich bei Leibes- und Lebensstrafe nicht an dem 
mit der Zollerbebung*) betrauten Baumschreiber zu vergreifen, ge- 
hört eben hierher.) 

Von den Kammervisitatoren wurde, wie erwähnt,®) betont, dass 
das Bernsteinwesen einer Neuregelung bedürfe. Sie erfolgte bereits am 
23. Julil641. Andem Tageschloss der Kurfürsteinen neuen Kontrakt mit 


1) Vgl. 8. 13 £. 

2) Kön. 1278811. 

3) Kön. 12788 III. 

4) Für die Schatulle. 
5) Vgl. Kön. 12788 II. 
6) Vgl. S. 12. 
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dem Bernsteinhändler Israel Köhne.!) Die Preise, die dieser für 
den ihm kontraktmässig zu liefernden Bernstein zu zahlen hatte, 
wurden darin fast auf das dreifache erhöht. Bisher hatte er für 
die Tonne „gemeinen Bernsteins* 50 Mk. gezahlt, fortan sollte er 
31'/, Rthlr. = 140,625 Mk. zahlen, für die Tonne „Drehstein“ 
bisher 140 Mk., künftig 87'/, Rthlr. = 393°/, Mk., für die Tonne 
„feines Bernsteins“ bisher 194 Mk. 14 Groschen, von jetzt ab 
121?/, Rthlr. = 547!/, Mk. Dafür verpflichtete sich der Kurfürst, 
alles abzustellen, was beiden Kontrahenten zum Schaden und der 
Strandordnung zuwider eingerissen wäre. „Aller Kaufstein, den Gott 
gewähre‘, sollte fortan nur Köhne allein verkauft werden; der Kur- 
fürst behielt sich bloss vor, eine kleine Quantität, bis zu 10 Tonnen 
jährlich, zu verschenken. In betreff des dem Kurfürsten vorbe- 
baltenen „Hauptsteins“ sollte ihm beim Verkauf der Vorzug vor 
anderen gegeben werden. — Im Anschluss daran ist dann jeden- 
falls das bei Grube?) gedruckte Edikt wegen des Bernsteins vom 
5. Sept. 1641 publiziert worden, das durch Androhung sehr hoher 
Geld- und selbst Leibes- und Lebensstrafe die Bernsteindiebstähle 
zu verhindern sucht: Niemand soll einem Bernsteindreher ohne 
kurfürstliche Erlaubnis in Königsberg Wohnung geben, und binnen 
acht Tagen sind alle etwa eingeschlichenen „Pfuscher‘‘ anzuzeigen. 
Wer dem zuwiderhandelt, hat als Hehler Gefängnis, ja selbst 
Verbannung zu gewärtigen. Bei Verlust des Schiffes oder Fuhr- 
werks soll kein Schiffer oder Fuhrmann Bernstein aufladen und 
transportieren. Bernsteinverkäufer, die nach Königsberg kommen, 
soll ein jeder dem Oberburggräflichen Amte anzeigen. Zur Be- 
lohnung wird ihm die Hälfte des gepfändeten Bernsteins ver- 
sprochen. Wer aber die Anzeige unterlässt, soll als Hehler be- 
straft werden. Bernsteindreher und Krämer, die sich am Strande 
sehen lassen, sind vom Bernsteinmeister gefangen zu setzen und 
streng zu bestrafen u. 8.w. Aber weder der Kontrakt, noch dieses 
Edikt hatten den gewünschten Erfolg, Diebstählle und Verun- 
treuungen dauerten fort. Da entschloss sich der Kurfürst, den 
Bernsteinhandel von den Erben des inzwischen verstorbenen Köhne 
wieder einzulösen und so die ganze Verwaltung des „Regals“ 
wieder in seine Hand zu nehmen. Nur so, heisst es in dem Ver- 
trag vom 17. Dezember 1642,°) könne das Regal den rechten Gewinn 


1) Kön. 985. 
2) Corp. Const. II, CCX. 
3) Kön. 12723. 
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abwerfen und Unterschleif und Verlust aller Art vermieden werden. 
Der Kurfürst versprach für die Abtretung des Bernsteinhandels die 
hohe Summe von 40000 Rithirn. bis zum Jahre 1647 in Terminen 
von 10000 Rtbirn. von seinen Schatullgeldern zu zahlen und dazu 
1804 Rthlr. Zinsen von den Einkünften mehrerer Dörfer der Marien- 
werderer Niederung. Als Zahlungsunterpfand verschrieb er den 
Erben Köhnes die Schatullämter Waldau, Taplacken und Lieb- 
stadt. Sie sollten ihnen „realiter eingeräumt‘ werden, falls die 
beiden ersten Termine nicht eingehalten würden. 

In gleicher Weise bemühte sich der Kurfürst, die Reinerträge 
der Forstwirtschaft zu erhöhen und möglichst unverkürzt seiner 
Schatulle zu erhalten. Am 13. Januar 1642 empfing der Holz- 
schreiber den gemessenen Befehl, auf der Oberräte Holzzettel kein 
Holz „abfolgen‘“ zu lassen.) Die von der Kammervisitation beab- 
sichtigte, aber nicht durchgeführte Verminderung der hohen Holz- 
deputate der Beamten nahm der Kurfürst später, nachdem die 
Visitation zum Stillstand gekommen, wirklich vor. Natürlich ging 
es nicht ohne Klagen und Widerstand ab. In einer Denkschrift 
von 1641?) hatten sich die Oberräte gegen jede Verminderung ihrer 
Besoldung verwahrt und sich des üblen Beispiels wegen, das sie 
damit den übrigen gaben, folgendermassen zu rechtfertigen gesucht: 
Es würde im Lande den Anschein erwecken, als hätten sie es durch 
schlechte Verwaltung dahin gebracht, dass ihnen ihr Gehalt ver- 
kürzt weruen müsse; zweitens würde es unbillig sein; drittens 
könnten sie dann nicht auskommen, und viertens würde es dem 
Fasse den ausgeschlagenen Boden doch nicht wieder einsetzen, den 
zerrütteten Finanzen nicht aufhelfen. Später scheinen sie dann 
gute Miene zum bösen Spiel gemacht zu haben. Am 27.Mai 1642 
befahl der Kurfürst zur Verhütung des grossen Unterschleifs die 
Festsetzung eines bestimmten Deputatholzes für die unteren Be- 
amten, nachdem dies, wie es in dem Reskript heisst, für die Ober- 
räte und Hofgerichtsräte bereits geschehen sei.) Einstweilen 
scheint sich die Sache noch verzögert zu haben;*) dann aber ist 
sie jedenfalls durchgeführt worden. Wo es irgend anging, sollten 
die Holzdeputate vermindert werden, und die Oberräte mussten 
deshalb mit den einzelnen Beamten verhandeln. So befahl der 





1) R. 7 n. 83. 

2) R. 7 n. 158. 

3) Kön. 1240. 

4) Vgl. Relation der Oberr. vom 21. Nov. 1642. R. 7 n. 1551. 
3 
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Kurfürst unter dem 25. April 1643:') Sie sollten zu erreichen 
suchen, dass die Hauptleute sich noch mit etwas weniger als 
70 Achteln Holz begnügten. Ferner könnte wohl von einigen Be- 
amten „Achtelholz“ eingezogen werden, die es nicht verdienten, 
und in deren Bestallungen es nicht ausdrücklich vorgesehen sei. 
Auch die Holzdeputate der Universitätsprofessoren wurden von 
60 Achteln, die ihnen am 20. Mai 1639 zugestanden waren, durch 
ein kurfürstliches Reskript vom 26. Mai 1642 auf die Hälfte herab- 
gesetzt.) Vor seiner Abreise nach der Mark im Februar 1643 
hinterliess dann der Kurfürst den mit der Aufsicht über das Holz 
betrauten Beamten strenge Verhaltungsmassregeln, um jeden Ein- 
griff von seiten der ständischen Beamten, Unterschleife, Diebstahl 
und Verschwendung des Holzes zu verhüten.?) 


Auch ein Ausschreiben vom 20ten Juli 1642,*) welches das 
Feueranlegen in den „Wildnissen* verbietet, gehört hierher und 
desgleichen das bei Grube?) abgedruckte Edikt wegen der Wild- 


1) Kön. 1240. 
2) R. 7 n. 88. 


3) Eine ausführliche Instruktion für den „Holzkämmerer‘ vom 
6. Februar 1643 (Kön. 127891) enthält unter anderm folgende Be- 
stimmungen: 

1. Er soll niemand Holz verabfolgen, der nicht einen vom Kurfürsten 
eigenhändig unterschriebenen Zettel aufzuweisen vermag. 

2. Das zum Hofhalt und zu den Deputaten nötige Holz soll er allein 
auf des Oberförsters v. Oppen Zettel verabfolgen lassen, der in Abwesen- 
heit des Kurfürsten die Stelle seines Oberjägermeisters Hartenfeld vertrete. 
Dabei soll er auf die Holzfuhrleute wohl achtgeben, und falls er einen 
beim Diebstahl ertappt, ihn und seine Diebsgenossen dem Obermarschall 
zur Bestrafung anzeigen. 

3. Wenn er etwas zu viel an Holz verabfolgt, so hat er es zu er- 
setzen und andere Strafe zu gewärtigen. 

13. Die Freien und Adligen, die das Samländische Privileg geniessen, 
haben nicht das Recht, ihre eigenen Holzungen zu verkaufen. Thun sie 
es doch, so gehen sie ihres Anspruchs auf Holzlieferung verlustig, und es 
soll ihnen dann nach der Verordnung Georg Wilhelms von 1637 keins ver- 
abfolgt werden. 

18. Er soll weder hoch noch niedrig gestatten, das eigne Holz im 
kurfürstlichen Holzgarten zu deponieren. 

20. Von den Strafgeldern, die er richtig abzuliefern hat, soll er den 
fünften Pfennig bekommen. 


4) Kön. 12788 II. 
5) Corp. Const. III, XLVI. 
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diebe vom 28ten Juli 1642, wie es selbst sagt, nur die Wieder- 
holung einer Verordnung Georg Friedrichs von 1585. 

‚Auf seiner Reise nach der Mark begriffen, erliess der Kurfürst 
noch von Buchholz aus eine Instruktion für seinen Stallmeister 
wegen der Gestüte, die sich vor allem gegen die Missbräuche der 
preussischen Beamten richtet. So soll der Stallmeister nach der 
ersten Bestimmung nicht gestatten, dass fremde Pferde, wie nament- 
lich von seiten der Hauptleute geschehen, unter die Gestütspferde 
gebracht werden, sondern solche konfiszieren, und nach Punkt 5 
soll er nicht dulden, dass die Beamten und Arrendatoren die kur- 
fürstlichen Wiesen umpflügen. 

Der Erhaltung und Vermehrung seiner Schatulleinkünfte dienten 
dann auch die langwierigen Verhandlungen des Kurfürsten mit 
Polen wegen des neuen Pillauer und Memeler Seezolls, der „See- 
zulage‘‘, in den ersten Jahren seiner Regierung.') Georg Wilhelm 
hatte in seinen letzten Tagen am Warschauer Hofe den Vorschlag 
machen lassen,?) die Seezulage mit dem Ablauf des Köpniker Vertrages 
(im April 41) mit Rücksicht auf die Beschwerden der preussischen 
Stände und ihren geringen Nutzen aufzuheben und statt dessen 
eine indirekte Steuer, die „Generalanlage‘, auf drei Jahre einzu- 
führen. Der König aber hatte den Vorschlag zurückgewiesen.?) 
Der junge Kurfürst nahm diesen Plan seines Vaters nicht auf. Er 
mochte die sichere. Einnahme aus dem Seezoll dem Wagnis der 
Generalanlage vorziehen, die doch nur durch einen Kampf mit den 
Städten Königsberg durchzusetzen gewesen wäre. Aber er suchte 
diese Einnahmequelle für seine Schatulle so ergiebig als möglich 
zu gestalten und den Anteil des Königs daran möglichst zu redu- 
zieren. Vorerst war er in der übelsten Lage. Festigkeit gegen- 
über den Wünschen des Königs in der Frage der Seezulage musste 
die Schwierigkeiten, die ihm von polnischer Seite ohnehin mit der 
Belehnung gemacht wurden, noch vermehren. Dennoch gelang es 
ihm, der polnischen Schwäche und Unfähigkeit nicht unbedeutende 
Vorteile abzugewinnen. Er lehnte zunächst weitere Verhandlungen 
über die Angelegenheit bis zur formellen Übergabe der Regierung‘) 
ab.) Und bevor er sich dann dazu herbeiliess, that er einen 





1) Vgl. U. A. I. Einl. und U. A. XV. Einl. 
2) U. A. I. Instr. für Hoverbeck vom 8. Nov. 1640. 
3) U. A. I. Relation Hoverbecks vom 26. Nov. 1640. . 
4) Sie erfolgte am 2iten April. [U. A. XV. Einl. S. 227.) 
5) U. A. I. Kurf. an Hoverb. 10. Dez. 1640. 
3*+ 
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Schritt, der die Sachlage sehr zu seinen Gunsten veränderte. Er 
verabschiedete am 5ten!) April den Mann, den Polen seinem Vater 
als Verwalter der Seezölle aufgedrungen hatte, Abraham Spiring, 
und liess sich durch Drohungen des Königs?) nicht bestimmen, die 
Entlassung rückgängig zu machen. Mag es Wahrheit gewesen sein 
oder nicht, was Bergmann dem Woywoden Dönhoff gegenüber zur 
Entschuldigung dieses Schrittes vorbrachte,’) dass der verhasste 
Name Spirings schuld gewesen wäre, wenn in diesen Jahren viel 
weniger Schiffe die preussischen Häfen besucht hätten als früber 
— jedenfalls befreite dies mutige Wagnis den Kurfürsten für immer 
von der polnischen Kontrolle, und er konnte die Verwaltung der 
Seezulage fortan so einrichten, wie es dem eignen Interesse am 
besten entsprach. Denr bei den nun folgenden Verhandlungen 
stand der König sehr bald vom der Anstellung eines Aufsichts- 
beamten in der Pillauer Zollkammer ab, und im weiteren handelte 
es sich dann nur noch um die Höhe des königlichen Anteils. Durch 
geschickte Verhandlungen und die unvermeidlichen Spenden an die 
polnischen Würdenträger erlangte der Kurfürst auch hier einen 
günstigen Erfolg, eine Ermässigung der polnischen Forderung von 
50000—45000 Rithirn. auf 25000 Rthlr. Auf dieser Grundlage 
wurde am 5ten Dezember 1641 der neue Vertrag über die Seezölle 
abgeschlossen. Der Kurfürst verpflichtete sich, während der drei- 
jährigen Dauer des Vertrages die 25000 Rithlr. oder 75000 Gulden 
alljährlich zu zahlen, und nahm ausserdem den Elbinger Zoll für 
25000 Gulden jährlich in Pacht. Dafür wurde ihm nicht nur die 
vollkommen selbständige Verwaltung nach der zu Grodno 1639 
festgesetzten Taxe zugestanden, sondern er erhielt auch das Recht, 
die Taxe den Verhältnissen entsprechend abzuändern, wofern nur 
dadurch der Handel im allgemeinen nicht schwerer belastet würde; 
und überdies versprach der König, falls die Erträge der Seezulage 
aus irgend welchen Ursachen zurückgehen sollten, auf einen ent- 
sprechenden Teil der festgesetzten Summe von 100000 Gulden zu 
verzichten.*) Der Vertrag bedeutete einen diplomatischen Erfolg 
für den Kurfürsten, der um so höher anzuschlagen war, als er unter 





1) Nach Kön. 127871; nicht am 21ten April, wie U. A. XV. Einl. 
S. 229 hat. 

2) U. A. I. Wladisl. an den Kurf. 22. Mai 1641. 

3) U. A. 1. Bergmann an den Kurf. 28. Mai 1641. 

4) Der Vertrag wie die Berichte über die vorausgehenden Verhand- 
lungen sind gedruckt U. A. 1. 
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den ungünstigsten Verhältnissen errungen wurde. Er hatte damit 
gleich bei Beginn seiner Regierung auch auf dem Gebiet der äussern 
Politik einen finanziellen Gewinn erzielt, der allein seiner Schatulle 
zu gute kommen musste. 

Als der Kurfürst im Februar 1643 in die Mark übersiedelte, 
hinterliess er den Oberräten eine Instruktion, welche die Fort- 
führung der Verwaltung in demselben Sinne, wie sie bisher in 
seiner Gegenwart geführt war, sichern sollte.) Sie sollte die 
Leitung aller wichtigen Angelegenheiten in seiner Hand lassen und 
die Selbständigkeit der Oberräte möglichst einschränken. Sie be- 
fehlt daher den Oberräten in allen wichtigen Angelegenheiten, 
wofern nicht unverzügliche Erledigung durchaus notwendig sei, 
immer erst die kurfürstliche Resolution einzuholen und Protokolle 
über alles, was in „Staatssachen* und in „Öconomicis* bei der 
Kaumer wie in den Ämtern vor sich ginge, allwöchentlich nach 
Cölln einzusenden. Von Specialbestimmungen, die das finanzielle 
Gebiet berühren, sind vor allem folgende hervorzuheben: Es wird 
ihnen verboten, ohne besondere Genehmigung kurfürstliche Güter, 
Gärten oder Häuser gegen andere umzutauschen, da der Kurfürst 
dabei immer „den kürzeren zöge“, oder etwas zu „veralienieren“. 
Handeln sie dem zuwider, so behält sich der Kurfürst vor, die ge- 
schlossenen Verträge jederzeit zu annullieren. Ohne kurfürstliche 
Genehmigung sollen sie ausser den bei Hofe und in den Ämtern 
unentbehrlichen Dienern keinen „in Bestallung nehmen“ und keinem 
eine Besoldungszulage machen, sollen sie die Natur der Lehen nicht 
ändern, keine neuen Privilegien und Gerechtigkeiten verleihen, 
keine Häuser, die der Kurfürst auf Lebenszeit verschrieben, keine 
heimgefallenen Güter selbständig wieder von neuem vergeben. Ins- 
besondere sollen sie auch beim Eintreffen von königlichen Reskripten 
immer die Resolution des Kurfürsten einholen und nichts eigen- 
mächtig ins Werk setzen. Wo ihnen die Instruktion aber auf 
finanziellem Gebiet Selbständigkeit lässt, fügt sie die Mahnung hinzu, 
diese im Interesse der Staatskasse anzuwenden. Gute Aufsicht 
über die Ämter, Bestrafung von Untreue und Lässigkeit, eifrige 
Einmahnung der Rückstände, Abwehr aller polnischen Übergriffe 
schärft sie ein. Den Verkauf des „Übermasses“, das sich hie und 
da noch in den Ämtern fände, und die Verpachtung von ruinierten 
Hufen und Vorwerken, deren Selbstbestellung sich nicht rentieren 


1) Instruktion vom 16. Februar 1643. Gedruckt Prot. III. Nr. 6%. 
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würde, giebt sie anheim. Sie befiehlt, niemandem Postfuhren zu 
bewilligen, der nicht in kurfürstlichem Auftrage reist, unter keinen 
Umständen aber, wem Dienstpferde gehalten werden; und sie 
selbst sollen dabei ein gutes Beispiel geben und sich auch keiner 
„Postfuhren* bedienen. Ein Postzettel aber ist mindestens von 
drei Oberräten zu unterschreiben, die im Falle der Zuwiderhandlung 
haftbar sind, und ebenso soll es mit den „Lieferungszetteln* ge- 
halten werden; denn der Kurfürst wolle nicht „aus seinen Häusern 
freie Wirtsehäuser machen“. Schadenersatz für gefallene Pferde ist 
nicht zu hoch zu bemessen und nur dem zu zahlen, der dargethan, 
dass ihm seine Pferde in amtlichen Geschäften zu Schaden ge- 
kommen sind. Mit Rücksicht auf die üble Finanzlage sollen die 
Oberräte auf Erhöhung des Labiauschen Zolls bedacht sein, sollen 
sie weiter in Erwägung ziehen, ob es sich nicht empfehle, jedem, 
der auf den Schlossfreiheiten ein Geschäft treiben wolle, einen 
mässigen Zins aufzuerlegen. Am Schlusse berührt die Instruktion 
auch die der Verwaltung der ÖOberräte entzogene Holzwirtschaft 
und ermahnt sie, den Holzordnungen sowohl für ihre Person nach- 
zuleben, als darauf zu sehen, dass von niemand ihnen zuwider ge- 
handelt werde, Wildbret weder selbst zu verschenken, noch es den 
Haupt- und Amtsleuten zu gestatten, und endlich seinen „in Holz- 
sachen verordneten* und mit der Aufsicht über Wald und Wildnis 
betrauten Dienern Entgegenkommen zu zeigen und Schutz und 
Rechtshilfe zu teil werden zu lassen. 


2. Die regelmässigen Einnahmen vom Februar 1643 bis zum Jahre 1646. 

Mit der Abreise des Kurfürsten nach der Mark tritt eine 
Änderung der seinen preussischen Landen gegenüber durchge- 
führten Finanzpolitik ein. Hatte er sich bisher bemüht, durch 
Weiterführung der von seinem Vater begonnenen Reformen die 
verworrenen Verhältnisse neuzuordnen, die regulären Einnahmen zu 
vermehren und die Schuldenlast des Landes zu verringern,!) in 
den nächsten Jahren mussten alle diese Bestrebungen zurücktreten 
vor den dringenden Geldsorgen der unmittelbaren Gegenwart — 
es galt Geld zu beschaffen um jeden Preis. Das Herzogtum 
hörte einstweilen auf, für seine Politik Selbstzweck zu sein, und 


1) Wenn ein Anschlag der Oberräte (R. 7n. 158), der allerdings mit 
den Angaben der Renteibücher schwer vereinbar ist, zuverlässig sein sollte, 
so hätten sich die Schulden der Rentkammer von 1636 bis 1644/45 um 
!/, Mill. Mk. verringert, nämlich auf 3256603 Mk. 36 Sch. Vgl. Einl.S. 4. 
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hatte in den folgenden Jahren rur als Mittel Bedeutung, als 
die einzige einigermassen ergiebige Geldquelle für alle po- 
litischen Unternehmungen. - Nicht sowohl die Landeseinkünfte zu 
erhöhen, als möglichst viel davon in seine Hand zu bekommen, 
was er bereits hatte, festzuhalten, und alles, , was er irgend 
erübrigen Konnte, aus dem Lande zu ziehen, war jetzt das 
Hauptziel seiner Bemühungen; und da die regulären Einnahmen 
niemals hinreichten, so musste er sich alljährlich um Kontribu- 
tionen bemühen, musste er beständig leihen und borgen und die 
Einnahmen der nächsten Jahre vorwegnehmen. Die Oberräte ver- 
traten jetzt ihm gegenüber die Sache der Reform. Sie strebten 
danach, das Geld im Lande zu halten, und der Konflikt mit ihnen, 
der Streit um die Schatulle, nahm in diesen Jahren sehr an Schärfe 
und Heftigkeit zu. 

Indessen fehlt es auch in dieser Zeit an Neuordnungen 
zur Hebung der regulären Einkünfte nicht ganz, und noch 
reicher ist sie an Projekten, die fürs erste wenigstens unausge- 
führt bleiben mussten. Die Ämtervisitationen wurden wieder auf- 
genommen, und die neuernannten Rechnungsräte entfalteten dabei 
eine nützliche Thätigkeit. Doch — bezeichnend für das ver- 
hältnismässig geringe Interesse, das der Kurfürst dafür noch hatte 
— die kurfürstliche Resolution auf ihre Relationen blieb sehr lange 
aus. Am 3. Juni 1644 bat der Freiherr von Waldburg in einem 
Schreiben an den Amterat J. Schulz!) um endliche Resolution, da- 
mit er wüsste, ob er die Visitation weiter fortführen und die von 
ihm erhöhten und auch auf wüste Hufen gelegten Grundzinsen auch 
wirklich einfordern lassen sollte, und damit das Gerede im Lande 
zum Schweigen käme, als würde es mit den Kammervisitatoren 
bald ein Ende haben, da auf ihre Berichte niemals ein Bescheid 
erfolge. Der Bescheid erfolgte denn am 28. Juli,!) hiess die Anord- 
nungen der Visitatoren gut und stellte ihren Vollzug in Aussicht, 
und am-1. September 1644?) wurde dieser den Oberräten anbe- 
fohlen. Auch liess der Kurfürst manche bisher noch nicht voll- 
zogenen Anordnungen der allgemeinen Ämtervisitation von 1639 
bis 1642 in diesen Jahren durchführen. So befahler den Oberräten 
am 7. Januar 1645,°) nunmehr den von der Visitation anfgedeckten 
„Mängeln“ in Oletzko abzuhelfen: das übel bestellte Vorwerk zu 





1) R. 7 n. 157c. 
2) Ebenda. 
3) Kön. 1242. 
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verarrendieren, das überflüssige Gesinde abzuschaffen, Fürsorge zu 
treffen, dass der Hauptmann nicht so viel Holz für sich anfahren 
lasse, nicht mehr, wie bisher, zu wenig an Marktgeldern abliefere, 
dass bei den Getreidefuhren nach Königsberg der Unterschleif ver- 
hütet werde, u. a. m. Recht bezeichnend für die veränderte Rich- 
tung der kurfürstlichen Politik, die ihn nehmen liess, wo nur 
irgend etwas zu erlangen war, ist dabei eine Anordnung. Es sei 
bekannt, dass manche wüste Hufen annähmen, um sie wieder zu 
verlassen, sobald die Freijahre abgelaufen wären, so dass sie immer 
wüste Hufen in Bestellung hätten. Dabei könnten wohl zuweilen 
einige Ochsen und Pferde zurückbleiben. Die Oberräte sollten des- 
halb inquirieren, ob sich vielleicht andere deren bemächtigt hätten, 
um sie dann für den Kurfürsten einzuziehen. — Im Sinne der alten 
Visitation wurde die Verpachtung der Ämter weiter durchgeführt. 
Die Verarrendirung Balgas wurde schon oben erwähnt.!) Im Jahre 
1645 wurde auch Barten, nachdem es der Pfandsinhaber oder 
Arrendator?) Wichert, „gegen anderweitige Vergnügung‘ abgetreten, 
verpachtet,’) und bald darauf folgte die Verpachtung Mohrungens,?) 
um die Rückzahlung der auf das Amt von den Dohnas vorge- 
streckten Summe sicherzustellen, und weiter die Verarrendierung 
des Amtes Rhein.°) 

Die Neubesetzung wüster Hufen sollte auf alle Weise befördert 
werden, und wenn in diesen Jahren zu Einlösung verpfändeter 
Güter und Ämter das Geld fehlte, so wurde wenigstens die Selbst- 
lösung, durch Beihilfe an Geld und Erlass von Abgaben begünstigt.‘) 
Mit kurfürstlicher Genehmigung und Unterstützung wurden mehrere 
neue Dörfer und Vorwerke von Beamten und Unternehmern ange- 
legt.) Und der Kurfürst kaufte sogar trotz aller Geldnot ein 
günstig gelegenes Vorwerk im Insterburgischen von 27 Hufen acht 
Morgen zum Preise von 27616 Mk. 40 Sch. an; allerdings nicht 
gegen Barzahlung, sondern der Besitzer erhielt an Zahlungsstatt 
7 Hufen 15 Morgen im Amte Österode, ferner sollten ihm 20 Last 
Gerste aus dem Amte Johannisburg geliefert werden, und zur 
1) Vgl. 8. 18, 

2) Vgl. S. 14. 

3) 6. Aug. 1645. Kön. 987. 

4) Vgl. Reskript vom 14. Sept. 1647. Kön. 1242. 

5) 21. August 1646. Kön. 988. 

6) Vgl. z. B. Reskript vom 22. Nov. 1643. Kön. 1239. 


7) Belege bieten Kön. 988, R. 7. n. 90a und andere Folianten des 
Königsberger und des Geheimen Staatsarchivs,. 
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Sicherheit für den Rest wurde ihm das Vorwerk selbst „zur Even- 
tualhypothek‘“ verschrieben.') 

Ohne rechten Erfolg wurde in diesen Jahren über Besserung 
der üblen Münzverhältnisse hin und her beratschlagt. Im Mai 1642 
waren „Löwenthaler und Guldenstücke‘‘ durch kurfürstliches Patent 
verboten worden,?) und ein Edikt vom 20. Juni?) hatte das Ein- 
schmelzen der „guten alten Münzen‘ und ihren Verkauf ausser 
Landes zu verhüten gesucht. Schon im September desselben Jahres 
worden die verbotenen Münzsorten wieder zugelassen.‘) Das fol- 
gende Jahr brachte ein neues Münzverbot: Am 3. Juni erhielten 
die Ämter den Befehl, die jüngst gedruckten Patente gegen die in 
letzter Zeit häufig eingeführten kleinen Kupfermünzen und Schillinge 
anzuschlagen.°) Wiederholt mussten die Oberräte über die Münz- 
angelegenheit berichten,°) und es wurde auch im Geheimen Rate 
darüber diskutiert.”) 

Bergmann erhielt im Jahre 1645 den Auftrag, in Danzig eine 
Münzkonferenz von Vertretern des Kurfürsten und der drei grossen 
Städte Königsberg, Danzig und Elbing zur Beratung über gemein- 
sames Vorgehen gegen die schlechten Münzsorten, mit denen das 
Land überschwemmt wurde, vorzuschlagen,?) und die Abwehr der 
„BRigaschen Schillinge‘ war einer der Punkte, die Hoverbeck im 
Jahre 1645 zur Erledigung auf den Reichstag zu Warschau mitbe- 
kam.?) Das beste Mittel, um den Schaden, den die Landesfinanzen 
durch die ausländischen Münzen erlitten, abzuwenden, und den Ge- 
winn, den fremde Staaten von ihrer Einführung hatten, sich selbst 
zu verschaffen, wäre nach einer Relation des „Geheimen Kanz- 
listen“ Melchior vom 2. September 1644!%) die Prägung kleiner 
Münzen durch den Kurfürsten selbst gewesen. Dazu galt es jedoch 
den Widerstand Polens zu überwinden, dessen Reichtum in kleinem 
Gelde bestand, und das deshalb die Selbstversorgung des Vasallen- 
staates mit diesem notwendigen Artikel nicht dulden wollte. 


1) 6. März 1646. Kön. 988. 

2) Postscript eines Schreibens an die Hauptleute vom 8. Mai. Kön. 1. 
3) Grube III, CCLXXVII. 

4) Reskript vom 1. Sept. 1642. Kön. 12783 II. 

5) Kön. 12789 II. 

6) Kön. 1240—42, 

7) Vgl. Prot. IL. Nr. 18, II. Nr. 197. 

8) Prot. III. Nr. 63. 

9) U. A. I. Instruktion für Hoverbeck vom 5./15. Jan. 1645. 
10) Prot. II. Nr. 203. 
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War der Kurfürst in den beiden ersten Jahren seiner Regie- 
rung auf möglichste Einschränkung der von den Unterthanen zu 
leistenden Postfuhren bedacht gewesen, wie sie auch die Instruktion 
für die Oberräte forderte,') so befahl er nunmehr, sie völlig abzu- 
schaffen.) Er war zu der Überzeugung gekommen, dass die Ab- 
lösung mit Geld für beide Teile zweckmässiger wäre.°) Die Haupt- 
leute erhielten daher den Auftrag, mit den Amtsunterthanen über 
ein bestimmtes Postfuhrgeld zu verhandeln. Es scheint lange ge- 
dauert zu haben, bis man sich über die Höhe der Summe einigte. 
Am 25. Juli 1646 schlugen die Oberräte zur Regelung der Ange- 
legenheit die Entsendung einer Kommission vor,*) und diesem Vor- 
schlage wurde dann entsprochen.°) 

Zu derselben Zeit wurden auch andere Scharwerksdienste 
durch kurfürstliches Reskript aufgehoben. Am 27. September 1644°) 
erging der Befehl an die Oberräte, das „Fuderholz“ gänzlich abzu- 
schafien und zu sorgen, dass die Unterthanen von den Hauptleuten 
fürderhin nicht mehr mit Anführung des „Viertelholzes“ beschwert 
und durch Prügel dazu gezwungen würden. 

Vorzugsweise erstreckte sich natürlich des Kürfürsten Für- 
sorge in diesen Jahren auf seine Schatulle. Da sich die beiden 
Eisenhämmer wohl bewährten, so liess er noch einen neuen auf- 
führen, und der für diesen erforderlichen Scharwerksdienste wegen 
beauftragte er einen Unternehmer mit der Anlage eines Dorfes im 
Ortelsburgischen an der polnischen Grenze.) Der Unternehmer 
verpflichtete sich, 60 Hufen mit tüchtigen Bauern zu besetzen und 
nach vier zinsfreien Jahren 8 Gulden und je einen Scheffel Roggen, 
Gerste und Hafer von der Hufe an Zins und ‚„Pfluggetreide‘ von 
den Bauern einzufordern und alljährlich in die Schatulle zu liefern. 
Ihm selbst sollten nach altem Brauch „als einem Ältesten und 
Schulzen, der das Dorf angelegt“, von 10 Hufen je eine, also 
6 Hufen, zum Schulzenamt gelassen werden, auch 4 Jahre zinsfrei. 
Nach deren Ablauf versprach er den Kaufpreis dafür, 600 Gulden, 
in Jahresraten von 100 Gulden abzutragen. 


1) Vgl. S. 31£. 

2) Reskript an die Oberräte vom 21. April 1644 Kön. 1242. 
3) Kurf. an die Oberräte 12. Juni 1643 Kön. 1240. 

4) Kön. 1241. 

5) Instruktion vom 25. Juli/4. Aug. 1646 Kön. 1279. 

6) Kön. 1242. 

7) Reskript vom 17. Jan. 1645. Kön. 1242. 
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Durch zahlreiche Verordnungen bemühte sich der Kurfürst 
wieder, bessere Ordnung in der Holz- und Forstwirtschaft und im 
Bernsteinwesen zu schaffen und Missbräuche abzustellen. Wieder- 
holt wurde den Oberräten befohlen, die Unterthanen zur Reparie- 
rung der Wolfs- und Fanggruben bei Strafe des Schadenersatzes 
anzuhalten.!) VielSorge machte der den soeben publicierten Jagd- 
artikeln zum Trotz immer mehr überhandnehmende Wilddiebstahl, 
vor allem auf der Schaakischen und Memeler Nehrung. Am 
14. März 1644 .befahl der Kurfürst deswegen, die Leute auf den 
Nehrungen besonders zu vereidigen und zur besseren Aufsicht noch 
einige „Warten‘ anzunehmen?). Dass aber alles keinen rechten 
Erfolg hatte, zeigt die bei Grube abgedruckte Verordnung vom 
23. November 1646°), die das unbefugte „Hetzen und Jagen“ gerade 
an diesen Orten besonders von neuem bei Strafe des „Leibes“, 
„Haut und Haares“ und selbst des „Lebens“ verbietet. Ausser auf 
den Nehrungen stand der Wilddiebstahl an der polnischen Grenze 
in ganz besonderer Blüte. Im Jahre 1644 wurde die Sache im 
Geheimen Rate erwogen‘). Hoverbeck riet, man solle den preussi- 
schen Hauptleuten befehlen, die polnischen Güter, auf denen sich 
die Wilddiebe vorzugsweise aufhielten, pachtweige an sich zu bringen, 
dadurch könnte das Vergiessen vieles Menschenblutes verhindert 
werden; und sein Vorschlag wurde gebilligt. Auch bei der oben 
erwäbuten Neusiedlung im ÖOrtelsburgischen dachte man ausser an 
die Bestellung des Eisenhammers an die Abwehr der Wilddiebe. 

Nicht besser stand es mit dem Bernsteinwesen. Die Verorä- 
nung vom 5. September 1641 war durch die Übernahme des Bern- 
steinhandels in die Schatullverwaltung?) nicht wirksamer geworden. 
Eine revidierte Bernsteinordnung‘), die deshalb 1644 publiziert 
wurde, spricht dies zur Einleitung offen aus. Nach wie vor, heisst 
es, würde gestohlen, und die städtischen Magistrate leisteten dem 
Vorschub, indem sie die Prozesse gegen die Verbrecher ver- 
schleppten. Die genaue Spezifizierung und Abstufung der Strafen 
in der neuen Bernsteinordnung — von 20 Gulden bei Entwendung 
von weniger als 4 Stück „gemeinen Bernsteins* bis zu Staupen- 


1) Vgl. Reskript vom 7. Jan. 1645. Kön. 1242. 
2) Kön. 1242. 

3) Corp. Const. III, XLVII. - 

4) Prot. III. No. 198. S. 571 £. 

5) Vgl. S. 31 ff. 

6) Grube, Corp. Const. III, CCXI. 
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schlägen und Verweisung des Landes bei Entwendung von mehr 
als 6 Stof „gemeinen“ oder 4 Pfund des „kleinen weissen‘ Bern- 
steins, oder eines „Haupteteins‘ im Gewichte von 1?/, Pfund, und 
bis zur Strafe des Stranges bei Entwendung von mehr als einer 
Tonne „gemeinen“, oder mehr als 4 Pfund des „kleinen weissen‘ 
Bernsteins, oder von Zweipfundstücken des „Hauptsteins‘‘, wofern 
der Dieb kein vereidigter Beamter ist, für den die Strafbestim- 
mungen noch verschärft werden — sie ist charakteristisch für die 
Zeit; dass sie aber die Diebe wirksamer abzuschrecken vermocht 
hätte als die früheren Edikte, muss man füglich bezweifeln. 

Im Holzwesen machte der Kurfürst im Mai 1645 einen Ver- 
such mit Verpachtung an einen Unternehmer. Schon der ver- 
storbene Kurfürst, heisst es in einem Erlass vom 6. Mai 1645}), 
hätte an eine bessere Bestellung des „Königsberger Holzgartens“ 
gedacht. Bisher aber sei es noch nicht gelungen, die Unordnung, 
die zahlreichen Unterschleife und die hohen Unkosten, die sich 
jährlich auf Tausende von Gulden beliefen, zu verbüten und zu 
vermeiden. Deshalb habe er nun die Oberräte und seinen Öber- 
Jägermeister Hartenfeld beauftragt, mit dem Burggrafen und 
Arrendator von Labiau, Reinhold Klein, einen Pachtkontrakt zu 
schliessen. Der Arrendator verpflichtete sich, für jedes „Achtel‘“ 
Holz, das er schlagen würde, 18 Mk. in die Schatulle zu liefern, 
und erhielt dafür das Recht, es nach seinem Belieben zu verhandeln. 
Er verpflichtete sich ferner, das für den Hofstaat und zu den 
Deputaten nötige Holz in den ‚Holzgarten‘ zu liefern, und der 
Kurfürst seinerseits versprach, ihm die Besoldung für einen Holz- 
kämmerer und zwei Knechte zu zahlen nebst dem fünften Pfennig 
von den Strafgeldern. Da er ferner der Dienste der Labiauschen 
Unterthanen zum Holzflössen u. dgl. nicht entbehren konnte, s0 
wurde ihm der Pachtkontrakt über das Amt Labiau um 6 Jahre 
verlängert. 

Vou den Instruktionen in Holzsachen, die in diesen Jahren 
den Beamten erteilt wurden, wiederholt eine vom 3. Juli 45°) nur 
die Bestimmungen vom 6. Februar 1643°). Dagegen ist eine andere 
sehr ausführliche Instruktion von Interesse, die der Kurfürst kurz 
vor seiner Abreise nach der Mark im Mai 1646 erliess*). Sie rügt 


— 


1) Kön. 1271 II. 

2) Kön. 12791 II. 

3) Vgl. S. 34, 

4) Am 9, Mai. Kön. 988. 
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vor allem den Unfleiss und die Lässigkeit der Beamten im Ab- 
halten von Holzmärkten; denn deswegen wären von manchen Orten 
gar keine Holzgelder eingekommen. Eine ganze Reihe von Be- 
stimmungen richtet sich dann gegen den Holzdiebstahl. So wird 
betont, es könne nicht mit rechten Dingen zugehen, dass von Stell- 
machern, Böttchern und Radmachern fast gar nichts einkäme. Die 
Beamten sollen deshalb bei ihnen nachtorschen, und wo sie unge- 
zeichnetes Holz finden, es samt der Arbeit konfiszieren. Der dritte 
Pfennig von allen Strafgeldern wird ihnen zugesagt, um sie zu 
feissiger Aufsicht anzuspornen. Auch das heimliche Asche- 
brennen in den „Wildnissen“ soll nach Möglichkeit verhütet 
werden, und wo es doch geschieht, soll der dritte Teil für den 
Kurfürsten eingezogen werden. Zum Teerbrennen sollen in 
Zukunft emsiger Stubben gegraben und keine frischen Bäume ohne 
Zettel angeschlagen werden. Den Holzförstern und Forstmeistern 
wird anbefohlen, streng darauf zu achten, dass kein Bauholz als 
Brennholz geschlagen wird, junge Bäume aber, zumal Eichen, über- 
haupt nicht schlagen zu lassen, „damit die Wildnisse nicht ver- 
äsigt werden“, und es werden die Weidegelder für Ziegen erhöht, 
da diese dem jungen Holze viel Schaden thun. So suchte die 
Verordnung den Waldbestand vor der Vernichtung zu bewahren, 
und es war nötig, dafür Sorge zu tragen, da die leidige Geldnot 
den Kurfürsten in diesen Jahren beständig zu bedeutenderer Ab- 
holzung nötigte, als mit einer rationellen Forstwirtschaft verträglich 
gewesen wäre. Die Oberräte wiesen wiederholt auf das bedenk- 
liche Schwinden der Waldungen hin. In einer Relation vom 
4. November 1644 empfahlen sie deshalb, die Verordnung zu thun, 
dass bei den Dorfschaften jede zehnte Hufe unbestellt gelassen 
würde, damit das Holz auf ihr wieder heranwachsen könnte!). 

Mehrere Projekte, deren Ausführung für die kurfürstliche 
Schatulle nicht weniger nützlich gewesen wäre wie für Handel 
und Verkehr, wurden in diesen Jahren im Geheimen Rate erwogen, 
mussten aber fürs erste fallen gelassen werden. 

Bereits im Jahre 1643 wurde über den Plan zweier Königs- 
berger Bürger, zur Erleichterung der Schiffahrt einen Treidel-Damm 
am Pregelufer von Königsberg bis zum Haff anzulegen, ein Gut- 
achten der ÖOberräte eingefordert. Diese äusserten sich über den 
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1) Kön. 1241. Die Resolution auf diesen Vorschlag ist im Königs- 
berger Archiv nicht vorbanden. 
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Plan sehr günstig').. Das Werk würde den Schiffern statt 2—5 
Fahrten in einem Sommer 4—5 Fahrten ermöglichen und die 
Gefahr der Schiffahrt bei plötzlich hereinbrechendem Winter 
wesentlich verringern. Diese dürften sich daher um solcher Vor- 
teile willen gern zu einer billigen Abgabe bereit finden lassen, 
die den Pfundzollintraden des Kurfürsten zu gute kommen würde. 
Die Unternehmer wollten, nachdem sie drei Jahre lang die Ein- 
nahmen genossen, 12 Jahre lang dem Kurfürsten ein Drittel 
von dem Zoll entrichten; nach Ablauf der 15 Jahre sollte ihnen 
dann nur noch der Vorzug vor anderen bei der Verpachtung 
gegönnt werden — und die Oberräte meinten, sie würden sich 
wohl auch zur Abgabe der Hälfte von den Zollerträgen während 
der 12 Jahre verstehen. Dem Kurfürsten mochte es indessen rat- 
samer scheinen?), das Werk auf eigene Kosten ausführen zu lassen, 
um den ganzen Gewinn davon für sich selbst zu haben. Er ging 
auf den Vorschlag der Königsberger nicht ein, und da er augenblick- 
lich nicht selbst über die nötigen Geldmittel verfügte, so liess er 
das Projekt fürs erste fallen. 

Ein anderer Plan, der in diesen Jahren viel erwogen, aber 
ebenfalls nicht ausgeführt wurde, war der eines Kanals, um dem | 
Handel nach und von Littauen die gefahrvolle Fahrt über das 
Kurische Haff zu ersparen. Bereits auf dem polnischen Reichstage 
von 1643 versuchte Hoverbeck die littauischen Stände zur Ab- 
sendung einer Kommission für diesen Zweck zu bewegen, vergeblich, 
da Königsberg dem entgegenarbeitete und durch Androhung eines 
hohen Kanalzolls den Littauern die Sache zu verleiden wusste?). 
Hoverbeck erhielt daher zum neuen Reichstage von 1645 die 
Iustruktion, die Verhandlungen wegen des Kanals wieder aufzu- 
nehmen). 

Unbekannt ist ein anderes Projekt des Kurfürsten in diesen 
Jahren geblieben, das ihm in seiner Geldnot ganz besonders lockend 
erscheinen musste, die Anlage eines Bergwerkes im Amte Marien- 
werder. Ein Adliger, Friedrich von Polentz, hatte dem Kurfürsten 
berichtet, hier seien Silber- und Bleierze in Masse zu finden. 
Darauf erging am 20. April 16445) von Cölln aus der Befehl an 


1) Prot. Il. No. 89. 

2) Prot. II. S. 264 Anm. 

3) U. A. I. Hoverbeck an den Kurf. 7. Juni 1643. 

4) Instr. für Hoverbeck vom 8./13. Jan. 1645, ebenda. 
5) Kön. 1239. 
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die Oberräte, schleunigst die näheren Verhältnisse zu erkunden. 
Die Bergleute, welche der Kurfürst deshalb auf seine Kosten ver- 
schrieben, wären hier angelangt und müssten nun unthätig warten. 
Der Bericht, den die Oberräte darauf einsandten, wird dem Kur- 
fürsten wohl eine bittere Enttäuschung bereitet haben — die er- 
hofften Schätze waren nicht vorhanden. 

Um so mehr aber galt es, die vorhandenen Mittel zusammen 
_ und in seiner Hand zu behalten, da sich keine neuen Geldquellen 
erschliessen wollten. Von allen Seiten wurde dem entgegengear- 
beitet. Die preussischen und polnischen Stände kämpften gegen die 
Seezulage an, der König suchte aus ihr wie aus dem ganzen 
Lande möglichst reichen Gewinn zu ziehen, und die preussischen 
Oberräte mühten sich mit allen Kräften, um die kurfürstliche 
Schatulle wieder in ihre Verwaltung zu bekommen. Die Be- 
schwerden der eigenen Unterthanen, die schon auf dem Landtage 
von 1640/41!) nichts erreicht hatten, mussten jetzt seinem festen 
Willen gegenüber vollends wirkungslos sein. Die Angriffe der 
littauischen Stände, die von den Königsbergern durch Vorlegung 
einer falschen Zolltaxe, wonach der Kurfürst statt 3—4 Proc. deren 
15 und wohl noch mehr nehmen sollte, aufgestachelt waren, wehrte 
Hoverbeck in Verbindung mit dem Könige mit bestem Erfolge ab?). 
Gegenüber den Forderungen des Königs aber eröffnete der Kur- 
fürst einen diplomatischen Feldzug, der mit der völligen Aus- 
schliessung des Königs von der Seezulage endete. 

Schon im Jahre 1643 versuchte er, aus dem Artikel 5 des 
Vertrages vom 5. Dezember 1641 Nutzen zu ziehen, wonach sich 
der König bei Abnahme des Handels in den „Seehäfen‘“ mit einem 
geringen Anteil an den Zolleinnahmen begnügen wollte, fürs erste 
ohne Erfolg. Der König wies nicht nur die Behauptung zurück, 
dass der Handel durch die auswärtigen Wirren Einbusse erlitten 
hätte, sondern antwortete seinerseit8e mit der Forderung von 
9000 Gulden über die vertragsmässige Summe von 100000 Gulden 
hinaus. Er habe zwar, liess er den Oberräten mitteilen, den Ver- 
trag auf 100000 Gulden vollzogen, aber sich der prätendierten 
5000 Gulden niemals begeben?). Die 100000 Gulden mussten ihn 





1) Vgl. Teil IH. S. 136 ft. 

2) Vgl. U. A. IL Hoverb. an den Kurf. am 6. Juni 1648. 

3) Vgl. U. A. I. Wladislaus IV. an die Oberräte, 11. Juli 1643. Die Ober- 
räte an den Kurf., 22. Aug. 1643. Die Oberräte an den Kurf., 25. Juli 1643. 
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voll ausgezahlt werden, und nur die Mehrforderung wies der Kur- 
fürst nachdrücklich zurück). Mit besserem Glücke wurde das 
Manöver im folgenden Jahre wiederholt. Statt der 50000 Gulden, 
die der Kurfürst vertragsmässig zum Johannistermin zu entrichten 
hatte, liess er auf wiederholtes Drängen den Spiringen durch die 
Oberräte 15000 Gulden verabfolgen?). Die Auszahlung des Restes 
aber zögerte er bis zum August des folgenden Jahres hin; und als 
er sich dann schliesslich dazu herbeilassen musste, war es in- 
zwischen den Bemühungen Hoverbecks gelungen, dem Könige 
10000 Gulden abzuhandeln.?) Inzwischen war der dreijährige Ver- 
trag über die Seezulage abgelaufen, und die Verhandlungen wegen 
der „Continuation‘“ hatten begonnen. Zunächst wiederholte sich das 
Spiel von 1641. Der Kurfürst musste bald seine Bemühungen, 
einen günstigeren Vertrag als vordem zu erlangen, als vergeblich 
erkennen und sein Angebot von 24000 Rithirn. oder 72000 Gulden 
und dann von 80000 Gulden auf die frühere Summe erhöhen, ob- 
gleich er den polnischen Unterhändlern für den Fall einer Einigung 
nach seinem Wunsche nicht geringe Spenden verhiess. Ja, auch 
nur dieselben Bedingungen wie 1641 zu erlangen, erwies sich als 
unendlich schwierig. Der König war nicht mehr geneigt, dem 
Kurfürsten den Elbinger Zoll in Pacht zu geben, sondern wollte 
ihn fortan selbst verwalten. In einer Instruktion vom 20. März 
1646°) ermächtigte der Kurfürst Hoverbeck, hierin nachzugeben, 
falle der König sich dann mit 70000 Gulden begnügen und sich 
verpflichten wollte, in Elbing keinen geringeren Zoll, als er zu 
Grodno festgesetzt worden, zu erheben. Als aber auch hierüber 
keine Einigung mit den polnischen Delegierten zu erzielen war, 
entschloss sich der Kurfürst, durch ein kühnes Wagnis alle weiteren 
Verhandlungen abzuschneiden — er hob am 12. April 1646 eigen- 
mächtig die Seezulage auf. 

Die Erbitterung des Warschauer Hofes über diesen Schritt 
musste um so grösser sein, als man bald hörte, dass „die Praxis 
den Patenten zuwider wäre‘), das der erhöhte Zoll nach wie vor 


1) U. A. I. Kurf. an Wladislaus, 18./28. August 1645. 

2) Kurf. an die Oberräte, 18. Mai 1644 und 31. Mai 1644. Kön. 1242. 

3) Vgl. U.A.I. Kurf. an Melchior am 25. Nov./5. Dez. 1644 und ebenda 
Kurf. an Hoverbeck, 1. Juni 1645 und Hoverbeck an Burgsdorf, 4. Aug. 1645. 

4) Abgedruckt wie die Berichte über die vorausgehenden und fol- 
genden Verhandlungen U. A. I. 

5) Vgl. U. A. I. Hoverbeck an den Kurf. 11. Mai 1846. 
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eingenommen würde und die scheinbare Aufhebung also nur den 
Zweck hätte haben können, den König davon auszuschliessen. Krieg, 
meinte Dönhoff, werde der König deswegen nicht beginnen; aber 
er werde eine Kommission nach Preussen senden, die sich bei den 
Ständen erkundigen würde, ob sie keine „Gravamina‘ hätten, deren 
Abstellung sie wünschten; er werde jedenfalls die thatsächliche Re- 
duktion des Zolles fordern und den Öberräten so viel zu schaffen 
machen, dass sie nicht wissen würden, wo aus noch ein, falls der 
Kurfürst das Herzogtum verliesse, ohne einen Vertrauten zur Ver- 
handlung wegen ‚Reconciliationsmitteln‘‘ zu ermächtigen.!) Was 
Dönhoff in Aussicht gestellt hatte, trat dann ein. Der König 
machte seiner Entrüstung in heftigen Schreiben an die Oberräte 
Luft, forderte Aufhebung des Kassationsedikts und drohte im 
Weigerungsfalle mit einer Kommission.?) Der Kurfürst begnügte 
“sich zunächst mit einer Rechtfertigung seines Schrittes und einem 
Protest gegen die Kommission. Da der Vertrag bereits vor Jahres- 
frist erloschen sei, so habe es in seinem Belieben gestanden, ihn 
zu verlängern oder nicht. Die Beschwerden der preussischen und 
littauischen Stände, der Rückgang des Handels infolge des hohen 
Zolles, die ihn schädigenden Machinationen der Spiringe und endlich 
die vom Könige angedrohte Aufhebung der Seezulage und die Ab- 
trennung des Elbinger Zolles hätten ihn bewogen, das letztere zu 
wählen. Die Sendung einer Kommission aber würde gegen die 
„bacta“ und alles Herkommen sein. Auch würde sie keine Beschwer- 
den der Stände vorfinden — durch die Aufhebung der Seezulage sei 
ihr Hauptgravamen beseitigt; und diese wäre thatsächlich und nicht 
bloss zum Scheine erfolgt. Nur eine geringe Zollerhöhung sei noch 
geblieben, die nicht in Betracht kommen könne, da sie zur Instand- 
haltung des Hafens verwendet werden sollte, also der Schiffahrt 
selbst zu gute käme. Für den Fall, dass der König trotzdem seine 
Drohung wahr machen sollte, hinterliess er den Oberräten eine In- 
struktion, der zufolge sie sich gegen die Kommission unter Berufung 
auf die „Jura“ des Landes zu verwahren hatten.?) Die Befürchtung 
Hoverbecks und Kospoths, dass der Groll des Königs zur Ein- 
quartierung eines polnischen Regimentes im Herzogtum Preussen 


1) Ebenda. 
2) U.A.I. Wladisl. an den Kurf. 14. Mai 1646, an die Oberräte 15. Mai 
1646, Kospoth und Hoverbeck an den Kurf. 17. Juni 1646. 
3) U.A.I. Kurf. an die Oberräte 27. Mai 1646. Kurf. an Wladislaus IV. 
10.720. Juni 1646. 
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führen würde,!) vermochte seine Haltung in dieser Sache nicht zu 
ändern, und er verharrte auf diesem Standpunkte auch, als die 
Oberräte dann bedenklich wurden und zum Nachgeben rieten, zumal 
niemand von der Reduktion des Zolls Vorteil hätte als vielleicht 
einige Kaufleute, Krämer und Weinschenken.?) Das einzige, worein 
er endlich willigte, war, mit dem Könige wegen eines „honorarii 
semel pro semper‘‘ zu verhandeln; doch sollte es nicht so aussehen, 
als ob es wegen des Zolls geschehe.?) — Am 16. Dezember konnte 
Hoverbeck melden, er habe die Einquartierung glücklich abgewendet. 


Der finanzielle Gewinn dieser kühnen Politik des Kurfürsten 
scheint mir von Erdmannsdörffer überschätzt worden zu sein.) Ich 
habe in den Angaben der Renteibücher nichts finden können, was 
den Schluss gestattete, dass die Einnahmen der Seezulage nach der 
Kassierung ebenso hoch geblieben wären, wie vordem, und ich meine, 
man darf den Relationen der Oberräte an den Kurfürsten,5d) wonach 
weder er noch der preussische Landmann, sondern höchstens Königs- 
berger Kaufleute von der Reduktion einen Gewinn gehabt hätten, 
durchaus Glauben schenken. Nach den Renteibüchern zu schliessen, 
ist der Zoll zwar nicht ganz aufgehoben, aber doch sehr wesentlich 
erniedrigt worden. Bis zum Jahre 1644, solange Pfundzoll und 
Seezulage einer getrennten Verwaltung unterstanden, verzeichnen 
die Renteibücher durchschnittlich kaum 150000 M. an Pfundzoll- 
geldern. 1645 nach der Vereinigung beider) steigt die Summe 
auf 504244 M. 401/> Sch., 1646 aber sinkt sie wieder auf 340806 M. 
18 Sch. 4!/a Pf. herab; 1647 trägt der Pfundzoll 364131 M. 3 Sch., 
und davon werden der Rentkammer ‚an allerhand Ausgaben ange- 


1) Hoverbeck an den Kurf. 7. Juni 1646 und Kospoth an die Oberräte 
8. Juni 1646. R. 7. n. 166 £. 

2) U. A. I. Oberräte an den Kurf. 19. Sept. 1646 und 3. Okt. 1646. 

3) Kurf. an die Oberräte 23. Sept./3. Okt. und 12./22. Okt. 1646 ebenda. 

4) Erdmannsdörffer U. A. I Einl. S. 34 Anm. schreibt: „Dass durch 
die Kassirung der Seezulage die Einnahmen nicht geschmälert wurden, 
erkennt man aus den herzoglichen Renteibüchern der folgenden Jahre, wo 
die gleich hohen Summen, nur auf andere Posten verteilt, wiederkehren.*“ 
Das muss ein Irrtum Erdmannsdörffers sein. Kein Posten der Einnahme- 
bücher zeigt eine ungewöhnliche Erhöhung gegenüber den früheren Jahren, 
und nach der Anlage der Bücher können die Erträge der Seezulage, wenn 
sie überhaupt gebucht sind, nur unter der Rubrik „Pfundzoll“ gebucht 
sein. Vergl. Beilage IV. 

5) Ausser den citierten noch eine vom 6. Juni 1646 U. A. I. 

6) Vergl. Prot. III. No. 44. 
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zeben‘“‘ 276481 M. 101/9 Sch., 1648 trägt er nur 302191 M. 36 Sch,, 
und davon werden der Rentkammer angegeben 211944 M. 221/3 Sch. 
Es ist wohl möglich, dass der Kurfürst der Rentkammer nicht die 
wahren Erträge hat angeben lassen,!) aus den Renteibüchern aber 
würde sich vielmehr eine Verminderung als eine Vermehrung der 
kurfürstlichen Schatulleinnahmen ergeben trotz des Wegfalls des 
königlichen Anteils von 150000 M. Überdies hatte die Kassierung 
für den Kurfürsten manche Chikanen des Königs zur Folge, die 
auch zuweilen seine finanziellen Operationen durchkreuzten, und 
der Ersatz, den er sich von seiten der Stände versprechen mochte, 
deren Hauptgravamen ja die Aufhebung der Seezulage beseitigte, 
trat doch nur in sehr geringem Umfange ein.?) Aber von einem 
höheren Gesichtspunkte betrachtet, war die kühne That des Kur- 
fürsten zweckmässig. Auch ohne jeden finanziellen Gewinn musste 
eine Politik nützlich sein, die der polnischen Schwäche und An- 
massung gegenüber einen festen Willen bekundete und darauf aus- 
ging, das rechtliche Abhängigkeitsverhältnis mehr und mehr in ein 
thatsächliches Unabhängigkeitsverhältnis zu verwandeln. 


Denselben starken Willen, der keinen Schritt zurückwich, auf die 
Gefahr hin, darüber in einen ernstlichen Konflikt mit Polen zu 
geraten, und obschon seine treusten Ratgeber selbst zur Nach- 
giebigkeit mahnten, zeigte der Kurfürst gegenüber den Versuchen 
der Oberräte, seine Schatulle wieder in ihre Verwaltung zu be- 
kommen. Die definitive Entscheidung über ihre Stellung zur 
Schatullverwaltung — ob ihnen während seiner Abwesenheit von 
Preussen die Öberaufsicht thatsächlich oder bloss nominell ver- 
bleiben sollte, hatte er anscheinend absichtlich bis nach seiner Ab- 
reise im Februar 1643 hingezögert, um unliebsame mündliche Ausein- 
andersetzungen mit ihnen zu vermeiden. Kaum war er in Küstrin 
eingetroffen, so teilte er ihnen mit,?) er habe seinem Holzschreiber 
Schulz befohlen, die einkommenden Holzgefälle und Holzgelder in 
einem besonderen Kasten, zu dem er einen Schlüssel und der 
Holzförster v. Oppen einen zweiten haben sollte, einzunehmen und 


1) Es ist auch möglich, dass man von dem 1645 befolgten Prinzip der 
Eintragung beiderlei Zollerträge in den folgenden Jahren wieder abgegangen 
ist und trotz der einheitlichen Verwaltung fortan nur die Erträge des alten 
Pfundzolls gebucht hat. 

2) Vergl. unten Teil II. 

3) Kurf. an die Oberräte 25. Febr./4. März 1648. Kön. 1240. 

4* 
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ohne seinen eigenhändig unterzeichneten Befehl nichts zu veraus- 
gaben, die Belegzettel aber ihnen allwöchentlich einzureichen. Das 
Ableben des Holzschreibers Schulz scheint dann den Öberräten 
von neuem Hoffnung auf Wiedererlangung der Schatullverwaltung 
gemacht zu haben. In demselben Schreiben,!) in dem sie dem 
Kurfürsten den Todesfall anzeigten, sprachen sie die Bitte darum 
aus, und bald darauf, am 20. Januar 1644, baten sie um Rückgabe 
der Schatullämter im besonderen?) Als dann ein kurfürstliches 
Reskript vom 9./19. Januar 16443) diese Hoffnung zu nichte machte, 
indem es die Ernennung des Holzschreibers Jonas Ulrich zum 
Nachfolger des Verstorbenen ihnen mit dem Befehl mitteilte, Sorge 
zu tragen, dass ihm die Schatullgefälle stets rechtzeitig eingeliefert 
würden, da brach ihre Entrüstung mit Heftigkeit los.) Unter 
Berufung auf das Testament des Herzogs Albrecht und die 
Dekrete von 1609 verwahrten sie sich dagegen, dass ihnen die 
„vornehmsten Intraden‘‘ des Herzogtums entzogen und sie gleich- 
sam zu „Substituten‘ des Holzschreibers gemacht würden. Bräche 
ein Unheil über das Land herein, so würden ihnen infolgedessen 
die Mittel fehlen, es abzuwehren, und der König könnte sie des- 
wegen zur Verantwortung ziehen. Sie forderten mit Rücksicht 
darauf, den Holzschreiber wieder abzusetzen, die Verwaltung aller 
Einkünfte ihnen zurückzugeben, alles Geld fortan in die Rent- 
kammer liefern zu lassen und sie zu berechtigen, im Falle der 
Not einen guten Teil davon selbständig angreifen zu dürfen, und 
sie schlossen drohend: „damit wir .... an gehörendem Orte und 
Stelle anderweit uns zu verwahren überhoben sein mögen“. 
Gleichzeitig musste des Kurfürsten Vertrauter, der Oberkammer- 
herr v. Burgsdorf, in Preussen selbst die Klagen und Vorstellungen 
der Oberräte über sich ergehen lassen.) Es brächte sie um alle 
Autorität und allen Kredit, klagten sie, dass der grösste Teil der 
Landeseinkünfte ihrer Verwaltung entzogen und ‚Fremden‘ unter- 
stellt worden wäre. Denn dass die Rechnungen noch vor ihnen 
abgelegt würden, geschehe bloss zum Schein; es sollte so aussehen, 
als ob sie noch damit zu thun hätten. Sie bekämen wohl zu 


1) Oberräte an den Kurf. 30. Dez. 1643. R. 7. n. 83. 

2) Ebenda. 

3) Kön. 1239. 

4) Oberräte an den Kurf. 10. Febr. 1644. R. 7. n. 158. Vgl. Prot. II, 
Nr. 183 Vorbemerkung. , 

5) Relation Burgsdorfs vom 22. Febr. 1644. Prot. II. Nr. 118. 
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hören, so viel sei eingenommen und so viel sei ausgegeben worden, 
aber nichts weiter. Ihre Vorgänger. hätten wohl bisweilen etwas 
ohne kurfürstlichen Befehl verausgabt; sie aber wären unschuldig 
daran, und der Kurfürst möge es deshalb nicht sie entgelten lassen. 
Wenn der Schimpf von ihnen genommen und die ganze Verwaltung 
wieder in ihre Hand gelegt würde, dann wollten sie, versicherten 
sie, keinen Schilling, geschweige denn einen Thaler ohne eigen- 
händigen Befehl des Kurfürsten angreifen. Für den Fall aber, 
dass sie dem zuwiderhandeln sollten, gewährten ja ihre Güter dem 
Kurfürsten genügende Sicherheit; wäre doch das Vermögen keines 
einzigen von ihnen geringer anzuschlagen als auf 150000200000 
Gulden. Auch Burgsdorf gegenüber schlossen sie mit der Drohung 
einer Protestation am polnischen Hofe. Dieser besprach die An- 
geiegenheit mit den Männern, die mit den preussisch-polnischen 
Verhältnissen am besten vertraut waren, Hoverbeck und Bergmann, 
und beide rieten, solche Beschwerden am Warschauer Hofe, die 
leicht die Entsendung einer unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
sehr misslichen Kommission zur Folge haben könnten, unter allen 
Umständen zu verhüten und dem Wunsche der Oberräte lieber zu 
willfahren. Burgsdorf war derselben Ansicht und begründete in 
seinem Bericht an den Kurfürsten die Unschädlichkeit eines solchen 
Schritte. Der Kurfürst wüsste ja nun, wie hohe Einkünfte er bei 
ehrlicher Verwaltung zu erwarten hätte, und könnte daher ohne 
Schaden den Öberräten die Verwaltung der Schatulle, oder 
wenigstens die Schatullämter wieder anvertrauen, nachdem er ihnen 
eine Instruktion erteilt, wie er sie geführt wissen wollte, und nach- 
dem sie gelobt, ohne sein Vorwissen nicht das geringste zu ändern 
und ohne seinen ‚„eigenhändigen Befehl“ nichts von den Einkünften 
anzugreifen. Sollten sie dann seinen Befehlen nicht pünktlich 
nachkommen, so würde er um so mehr Recht haben, sein Zuge- 
ständnis wieder zurückzunehmen. 

Der Kurfürst trat dieser Meinung nicht bei, sondern er 
beharrte darauf, die von seinem Vater mit eignem Gelde einge- 
lösten Ämter wolle er für sich behalten.!) Keinen bessern Erfolg 
hatten neue Schreiben der Oberräte selbst in dieser Angelegenheit. 
Auf eine ihrer Relationen,?2) in der sie zu erweisen versucht, dass 
das Herzogtum in kurzer Zeit „erschöpft sein und zu Grunde 


1) Resolution des Kurfürsten vom 1. März 1644. R. 7, 1. 
2) Relation vom 22. April 1644. R. 7. n. 158. 
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gehen‘ müsse, hatte der Kurfürst sie aufgefordert, Verbesserungs- 
vorschläge zu machen.!) Am 10. Juni?) kamen sie diesem Ver- 
langen nach, das heisst, sie trugen ihre Wünsche als Verbesserungs- 
vorschläge vor. Bei der gegenwärtigen Zersplitterung der Ein- 
künfte in soviele Kassen, wo es neben den Rentmeistern eine 
Unzahl von anderen Einnehmern gäbe, — Wildnisbereiter, Holz- 
schreiber, Stallschreiber, Verwalter und wie sie sonst heissen 
mögen — seien Konfusionen die unvermeidliche Folge, und „die 
Heimlichkeiten der preussischen Intraden‘‘, die nach der Kammer- 
ordnung geheim bleiben sollten, würden durch Leute, die nicht im 
Lande gesessen und nicht den preussischen Erbeid geleistet hätten, 
offenkundig gemacht. Darum möge wieder alles nach alter Weise 
eingerichtet werden, alle Landeseinkünfte in die Kammer geliefert 
und wie vordem durch zwei Rentmeister verwaltet, ihnen selbst 
aber, die jetzt von nichts erführen, „bis einige verstürben oder 
untreu davon liefen“, wieder die Oberaufsicht über die gesamte 
Verwaltung eingeräumt werden. Nach Burgsdorfs Rückkehr wurde 
im Geheimen Rate über die Beschwerden der Oberräte diskutiert,?) 
wobei der Kanzler von Götze gegenüber den abweichenden An- 
sichten von Burgsdorf und Hoverbeck den Standpunkt des Kur- 
fürsten vertrat, und das ganze Für und Wider wurde dann in 
einem „Bedenken“ vom 10./20. Juli 1644 zusammengefasst.*) 
Auf der einen Seite, führt die Denkschrift aus, sei es für 
den Kurfürsten misslich, die Schatullämter bei der üblen Lage 
der Finanzen aus der Hand zu geben. . dann könnten ihm 
leicht einmal deren Einkünfte fehlen, wo er sie gerade bedürfte. 
Auch hätte der Kurfürst das Recht, sie für sich zu behalten; denn 
wenn die Landesverfassung den ÖOberräten die Verwaltung zu- 
spräche, so sei das doch nicht so zu verstehen, als sollte dem 
Landesherrn die freie Verfügung darüber genommen werden, und 
zudem wären sie zum Teil mit kurfürstlichem Gelde aus der Ver- 
pfändung eingelöst worden. Auch wäre zu berücksichtigen, dass 
ein anderer bedeutender Teil seiner Schatulleinkünfte, die Zoll- 
gelder, beständig für den Unterhalt der Festungen Pillau und 
Memel, also allein zu des Landes Bestem verwendet würde. Aus 
diesen Gründen könnte es dem Kurfürsten nicht verdacht werden, 


1) Reskript vom 18. Mai. 

2) R. 7. n. 158, Concept Kön. 1241. 

3) Prot. II, Nr. 183 vom 6./16. Juli. 

4) R.7. n.158. Im Auszuge in den Anmerkungen zu Prot. II. Nr. 183. 
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wenn er die Einkünfte der Schatullämter und ihre Verwaltung 
nach wie vor für sich behielte, und die Oberräte würden sich zu- 
frieden geben können, wenn er künftig mit Anweisungen in die 
Ämter Mass hielte und, was zur Instandhaltung der Schatullämter 
nötig wäre, aus diesen allein nähme und nicht aus anderen. Und 
wolle man ein übriges thun und sie noch mehr begütigen, so 
könnte man ihnen die Versicherung geben, der Kurfürst würde 
ihre Ratschläge wohl beachten, und könnte auch die bei den 
Schatullämtern angestellten Beamten zu grösserem Respekt gegen 
sie anhalten. Sollte das aber nichts helfen und sollten sie sich 
trotzdem beim polnischen Hofe beschweren, so würde Hoverbeck 
deswegen beim Könige zu verhandeln haben. 

Auf der andern Seite aber, hebt die Denkschrift hervor, 
könnte ein solches Abweisen der in der Landesverfassung wohl- 
begründeten Ansprüche der Oberräte die übelsten Folgen haben. 
Auf ibre Klagen am polnischen Hofe ständen sehr beschwerliche 
Kommissionen zu erwarten; hätten doch schon bei den letzten 
„Juridiken‘“ vornehme Kronsenatoren ihrer Verwunderung darüber 
Ausdruck gegeben, dass die Oberräte sich solche Eingriffe in ihre 
Rechte gefallen liessen. Und im Inneren vollends sei die treue 
Ergebenheit der Oberräte jetzt unendlich wertvoll; böte doch das 
Herzogtum allein dem Kurfürsten noch eine sichere Zuflucht. Auch 
hätte er keinen Abgang von den Einkünften der Schatullämter 
zu befürchten, da die Oberräte wiederholt versichert und ihre 
Güter deswegen zum Unterpfande gesetzt hätten, dass sie keinen 
Pfennig ohne Beiehl verausgaben wollten. Als besten Ausweg 
empfahl die Denkschrift, wie schon Burgsdorf gethan hatte, die 
Rückgabe der Schatullämter an die Oberräte unter der Bedingung, 
dass sie sich verpflichteten, alle Einkünfte daraus und zugleich einen 
Teil von den Erträgen der anderen Ämter alljährlich für die Hof- 
haltung nach Cölln zu liefern. 

Der Kurfürst folgte dem in dieser Denkschrift niedergelegten 
Gutachten seiner Ratgeber fürs erste nicht. Im Gegenteil, die Oberräte 
hatten bald darauf Ursache, über neue Schädigungen der Rentkammer 
zum Vorteil der kurfürstlichen Schatulle zu klagen. Der Wildnis- 
bereiter im Ragnitschen, lautete ihre Beschwerde, unterstehe sich, die 
Wiesenzinsen des Amtes einzunehmen und also der Kammer zu ent- 
ziehen. Darauf erfolgte der Bescheid des Kurfürsten, er nehme der 
Kammer nichts, sondern lasse nur den Zins von einigen Wiesen er- 
heben, welche die Unterthanen bis an die kurfürstlichen Wälder heran 
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gerodet hätten.!) Vergeblich baten die Oberräte Burgsdorf, der es 
nach seinen eigenen Worten?) als seine Aufgabe betrachtete, Ver- 
trauen zwischen Unterthanen und Herrn zu stiften, schriftlich um 
Vermittelung. Er konnte ihr Gesuch nur mit einer Vertröstung 
auf eine ungewisse Zukunft beantworten?) „Seine Ch. Dehl,“ 
schrieb er ihnen am 4. August 1644, „sind sonsten in Wahrheit 
nicht gemeint, meiner hochgeehrten Herren Autorität zu schwächen 
. aber Sie... .. vermeinen, wenn Sie gleich der Kammer vieles 
cedierten und ins künftige einmal eine Post Geldes begehren 
würden, dass Sie dennoch nichts als diese Antwort zu gewärtigen 
hätten: es wäre kein Geld vorhanden.‘‘ Das beste Mittel, um dem 
Kurfürsten diesen Glauben zu nehmen, würde sein, dass er selbst 
nach Preussen käme. Der Kriegsunruhen wegen aber ginge das 
jetzt nicht an. Sie hätten ihm einmal versichert, wenn sie wieder 
die gesamten „Intraden‘“, ausser dem neuen Zoll, den Bernstein- 
und den Holzgefällen, in ihre Verwaltung bekämen, so wollten sie 
ohne Specialbefehl keinen Thaler verausgaben. Sie möchten ihm 
mitteilen, ob sie noch der gleichen Gesinnung wären; dann wolle 
er ihr Interesse nach Kräften fördern. Der Kurfürst gab auch 
nicht nach, als Bergmann berichtete, man beabsichtige am War- 
schauer Hofe die Entsendung einer Kommission, welche die Scha- 
tullämter wieder zur Rentkammer bringen sollte,%) sondern er 
begnügte sich mit der Anordnung, dass Bergmann und sobald als 
möglich auch Hoverbeck beim Könige dem entgegenarbeiten sollten.) 
Erst bei seiner Anwesenheit in Preussen im Frühjahr 1645 gab 

er den Oberräten die Verwaltung der Schatullämter wirklich zurück.6) 
Aber das Zugeständnis war auch jetzt nur scheinbar. Die drei 
Schatullämter Waldau, Taplacken und Liebstadt waren seit dem 
17. Dezember 1642 den Erben Köhnes verschrieben,’) und die 
Oberräte erhielten am 31. März 1645 die Verwaltung mit der aus- 
drücklichen Bestimmung, die Einkünfte zu keinem anderen Zweck 
als zur Abzahlung der ihnen noch schuldigen 20000 Rthlr. zu ver- 


1) Kurf. an die Oberräte 31. Juli 1644. Kön. 1239. 

2) Relation Burgsdorfs vom 8. April 1644. R. 7. n. 155 £. 

3) Burgsdorf an die Oberräte 4. August 1644. Kön. 1239. 

4) Relation Bergmanns vom 6. Sept. 1644. R.T.n. 155 £. 

5) Resolution des Kurf. darauf 27. Sept. ebenda. Oberräte an den 
Kurf. 23. Oct. 1644 und Antwort des Rus vom 26. Oct. 1644 ebenda. 

6) Vgl. Prot. III. Nr. 44. 

7) Vgl. S. 33. 
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wenden!) Dann aber zog der Kurfürst nun den alten Pfundzoll 
endgültig zur Schatulle?) nachdem er gerade vor kurzem aus der 
Pfandschaft des Rentschreibers Rothausen wieder frei geworden 
war. In einem Schreiben voın 25. November 16443) hatten die 
Oberräte daraufhin dringend gebeten, ihn fortan nicht mit neuen 
Anweisungen zu belasten, sondern unbeschwert bei der Kammer 
zu lassen. Nur so vermöchten sie die Kosten der kurfürstlichen 
Hofhaltung zu bestreiten und einzukaufen, wenn es am wohlfeilsten 
wäre; denn soust käme fast nichts mehr in die Kammer, da auf 
die ohnehin schon verschuldeten Ämter noch so viele Kontributionen 
und Anweisungen gelegt und ausgegeben würden, dass ein grosser 
Teil der „baren Zinsen‘ immer rückständig bliebe und von Tag 
zu Tage mehr „Bauernerbe wüst‘ würden. Mit Hülfe der Pfund- 
zollerträge hofften sie auch einige von den einst um einen Spott- 
preist) versetzten kurfürstlichen Tafelgütern wiedereinlösen zu 
können, wozu ihnen jetzt alle Mittel fehlten. Die Neuordnung vom 
März 1645 nahm jede Aussicht auf Erfüllung dieses Wunsches. 
Aber noch mehr; auch die ihrer Verwaltung zurückgegebenen 
Schatullämter gingen ihnen alsbald zum Teil wieder verloren. 
Das Amt Liebstadt verpfändete der Kurfürst noch im August des- 
selben Jahres für 22000 Rthlr. und liess es den Gläubigern ‚realiter‘‘ 
übergeben,5) und schon vorher hatte er auf die fünf Probsteidörfer 
abermals aus seinen eigenen Mitteln 9000 Mk. vorgestreckt und 
sie deswegen von neuem zur Schatulle gezogen.6) Vor seiner Ab- 
reise aus Preussen löste er auch noch einige Dörfer für seine 
Schatulle ein, die bisher noch nicht dazu gehört hatten, Muldzen 
und Petauren?) in Insterburg mit 7500 Mk. und Engelstein?) in 
Angerburg mit 20000 Mk. Die Rückgabe der Schatullänter an 
die Oberräte war also nicht dazu angethan, ihre Klagen auch nur 


1) Reskript des Kurfürsten vom 31. März 1645. Kön. 1242. [Ver- 
schrieben ist darin das Datum des Kontrakts.] 

2) Vgl. Prot. III. No. 44, 

3) R. 7. n. 158. 

4) So war z. B. das Dorf Falkenau in Rastenburg mit 64 besetzten 
Hufen 1609 für 2500 Gulden versetzt worden. Bei einem jährlichen Ertrag 
von 10 Gulden pro Hufe würde das schon eine Verzinsung von mehr als 
25 Proc. bedeuten. 

5) Vgl. unten Teil II. 

6) Reskript vom 4. Juli 1645. Kön. 12791 II, II. 

7) Reskript vom 20. Febr. 1646. Kön. 12792 I. 

8) Reskript vom 13. März 1646, ebenda. 
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zu beschwichtigen, und sie bestürmten denn auch den Kurfürsten 
sehr bald von neuem mit Petitionen und Beschwerden. So klagten 
sie, als er im Begriffe stand, nach der Mark zurückzukehren, dass 
sie nicht wüssten, wie sie die Regierung in seiner Abwesenheit 
führen sollten. Selbst die nächstgelegenen Ämter, die früher den 
Unterhalt für den Hofstaat zu liefern hatten, wären jetzt ver- 
pfändet, verpachtet oder sonst „aufs höchste beschwert“. Vor 
allem aber sei ihr Kredit und Ansehn dahin. Sie hätten solange 
als möglich geborgt, die Zahlungstermine aber selten einhalten 
können, und der grösste Teil der Landeseinnahmen sei ihrer Ver- 
waltung entzogen. Zwar hätten sie jetzt an Stelle des alten 
Pfundzolles die Schatullämter wiederbekommen, aber diese wären 
gleich darauf so belastet, wo nicht wieder eingezogen worden, dass 
auf Jahre hinaus die Kammer daraus nichts zu erwarten hätte. 
Also ganz dieselben Klagen wie vordem. Doch schlossen sie dies- 
mal nicht mit einer Drohung, sondern mit den wohlgemeinten Vor- 
schlägen der Beseitigung von doppelten Besoldungen bei Kriegs- 
offizieren, die zugleich Hauptmannsstellen inne hätten, und der 
Einschränkung der übermässig hohen Zahl von Forstbeamten.!) Der 
Kurfürst verschob die Beantwortung dieses Schreibens, getreu 
seinem Principe, derartige mündliche Verhandlungen nach Möglich- 
keit zu vermeiden, bis zu seiner Rückkehr nach der Mark.?) Und 
dann nahm er wohl ihre Vorschläge gnädig auf; aber die Schatulle 
blieb ihnen nach wie vor entzogen, und er dachte nicht daran, 
den Forderungen, die sie hier versteckt und bald auch wieder offen 
aussprachen, zu willfahren und ihrer Verwaltung noch etwas mehr 
zu unterstellen). Im Gegenteil, während seines Aufenthaltes in 
Preussen hatte er sichs viel kosten lassen, um dieser Politik den 
ungebinderten Fortgang zu sichern und etwaige Beschwerden der 
Oberräte am Warschauer Hofe wirkungslos zu machen. Dem 





1) Gedr. Prot. III, No. 229. 

2) Breysig (Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte der inneren 
Politik des Grossen Kurfürsten Bd. I (1895) $S. 15) will aus dem von Seidels 
Hand auf dem Schreiben gemachten Vermerk: „Reponatur bis zu Ch. D. 
Überkunft in Dero Churbrandenburgische Lande‘, schliessen, dass der 
Geheime Rat sich nicht für befugt hielt, in Abwesenheit des Kurfürsten 
über nicht märkische Sachen zu beraten. Mit Unrecht, denn der Kurfürst 
blieb bis zum 14. Mai in Königsberg, und die Relation wurde hier am 
9. Mai präsentiert. Seidel hatte ihn nach Preussen begleitet. (Vgl. Prot. 
III, S. 38 Anm.) 

3) Vgl. Reskript vom 3. April 1647. Kön. 1242. 
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königlichen Kammerherrn Haxelberg gelang es im April 1646, ihm 
ein „Diploma regium betreffend die liberam et absolutam directionem 
et administrationem der Ökonomie in den preussischen Ämtern“ aus- 
zuwirken. In einer ursprünglichen Fassung vom 10. April 1646 
genügte es dem Kurfürsten nicht, und Haxelberg erhielt daher am 
9. Mai den Auftrag, die königliche Ratifikation einer neuen Fassung 
auszuwirken. Der Zweck der vom Kurfürsten nötig befundenen 
Änderungen war, in die Zahl der Beamten, denen die Einmischung 
in die ökonomischen Angelegenheiten Preussens durch das Diplom 
untersagt wurde, die Oberräte ausdrücklich einzubeziehen und die 
königliche Willensmeinung als Befehl anstatt als Wunsch auszu- 
sprechen. Wenn es in der ersten Fassung lautet: „... Volumus 
(igitur) ac Jure directi ac Supremi Dominii nostri requirimus, 
quatenus omnes ac singuli Ducatus nostri Prussiae Capitanei aut 
Praefecti jurisdictionum suarum ... sanctam semper et constantem 
Justitiam et aequitatem promovent“‘, so ändert der Kurfürst 
„requirimus“ in „serie mandamus‘‘, und der Begriff „Capitanei aut 
Praefecti* wird näher bestimmt und erweitert in officiales cuius- 
cunque illi sint status aut ordinis, cum primis vero praefecturarum 
omnium ac singularum Capitanei aut Praefecti. Dann bleibt die 
erste Fassung unverändert bis zum Schlusse, in den wesentlichen 
Stellen also lautend: ne vero in hac sua functione satis onerosa 
aliquod impedimentum habeant: illos ab omnibus negotiis et curis 
oeconomicis immunes et liberos esse volumus... nec quicquam etiam 
in posterum aut ipsimet aut per suos substitutos sine scitu et volun- 
tate Serenissimi Prineipis aui in iisdem Praefecturis vel demolient vel 
demoliendo, give etiam venumdando aut alienando [die neue Fassung 
fügt noch permutandove hinzu] attentent et inscio Domino Vasallo 
nostro suum et privatum magis quam publicum istius Ducatus 
Prussiae bonum et commodum augere et amplicare studeant, sed 
curam et dispositionem illam rerum oeconomicarum Praefecturarum 
quarumvis Ducatus soli et uni Serenissimo Principi eiusque Sere- 
nissimis Successoribus ac quibus Sua Serenitas eandem pro libito 
suo digne committendam esse prospexerit competere et deberi 
volumus. Der Schluss ist dann wieder in dem erwähnten Sinne 
verändert. In der ersten Fassung trägt er den Oberräten auf, die 
königliche Willensmeinung den Unterbeamten mitzuteilen. Der 
Kurfürst aber fügte hinzu, worauf es ihm vor allem ankam, dass 
sie ihr selbst auch Folge zu leisten hätten: non solum ipsimet 
sancte et religiose observent, nullumque penitus Serenissimo Prin- 
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cipi in liberrima rei oeconomicae administratione facescant negotium 
— sondern sie sollen es auch ihren Untergebenen mitteilen.!) 
Haxelberg scheint dann die Vollziehung des geänderten Diploms 
erlangt zu haben, und sicher erlangte er später die Bestätigung 
durch den neuen polnischen König?) Am 26. September 1646 
versprach ihm der Kurfürst für seine Bemühungen 4000 Rthlr.) 
Dagegen gelang es ihm nicht, die Bestätigung dieses königlichen 
Diploms durch eine „Constitutio Regni publica“ zu erreichen, woran 
dem Kurfürsten am meisten gelegen sein musste, und wofür er 
Haxelberg am 26. September noch weitere 16000 Rthlr verheissen 
hatte.*) Den Nutzen des königlichen Diploms wird man wohl nicht 
allzuhoch anzuschlagen haben. Hielt es. doch den König nicht ab, 
in seiner Erbitterung über die Aufhebung der Seezulage wenige 
Wochen nach zeiner Unterzeichnung mit einer Kommission zu 
drohen, die sich nach den Beschwerden des Landes erkundigen 
sollte. Aber interessant ist die Bemühung des jungen Kurfürsten 
um ein solches Diplom, weil sie zeigt, welchen Wert er auf die 
Durchführung der von ihm von vorneherein im Gegensatz zu seinen 
Ratgebern für gut befundenen Politik gegenüber den Oberräten 
legte. 

Die Frage, ob diese Politik vom finanziellen Standpunkte aus 
zweckmässig war, ist nicht leicht zu beantworten. Wenn der 
Kurfürst befürchtete, dass die Oberräte nach Wiedererlangung der 
Schatullverwaltung einer Verwendung der Erträge zu anderen als 
bloss preussischen Zwecken Widerstand entgegensetzen würden, 80 
war diese Sorge gewiss nicht unbegründet. Allein die Oberräte 
widersetzten sich einer solchen Verwendung auch jetzt, soweit sie 
es vermochten, und anders als mit Klagen und Beschwerden hätten 
sie auch nach Wiedererlangung der Schatullverwaltung dem festen 
Willen des Kurfürsten schwerlich opponieren können, nachdem sie 
ihre Güter zum Unterpfande ihres Gehorsams eingesetzt. Und auf 


1) Beide Fassungen wie die Akten über die darüber gepflogenen 
Verhandlungen befinden sich R. 7. n. 164. 

2) Nach einem Schreiben des Kurfürsten an die Juwaliere Surcken 
und Schmeiss vom 23. Dezember 1651. R. 7. n. 164. 

3) Haxelberg hat (demselben Schreiben zufolge) in den folgenden 
Jahren sogar weit mehr erhalten; 10000 Rthlr. nach eigenem Geständnis, 
16829 Rthir. nach der Behauptung der mit der Auszahlung beauftragten 
Juweliere. 

4) Nach demselben Schreiben. 


Folgen der kurfürstlichen Politik. 6l 


der anderen Seite hatte doch auch Burgsdorf sehr recht, zu betonen, 
wie gar viel in der gegenwärtigen Notlage des Kurfürsten auf das 
gute Einvernehmen mit den Öberräten ankäme. Es war doch 
natürlich,. dass sie dem Kurfürsten, der ihnen so wenig Entgegen- 
kommen zeigte, mit gleicher Münze lohnten, dass sie es sich unter 
solchen Umständen nicht allzu sauer werden liessen, um die Mittel, 
die der Kurfürst forderte, zu beschaffen — war das doch bei der 
ungünstigen Finanzlage des Landes überhaupt und der Rentkammer 
im besonderen ohnehin für sie ein recht unangenebmes Geschäft. 
Nicht einmal mit Geldanleihen konnten sie sich immer helfen. Ihr 
Kredit war, wie sie klagten, gering geworden — der Holzschreiber, 
erklärte Burgsdorf im Geheimen Rate, hätte mehr Kredit wie sie. 
Sie konnten im allgemeinen Geld nur gegen Verschreibung eines 
sicheren Unterpfandes bekommen; nach der ihnen hinterlassenen 
Instruktion aber durften sie nur mit kurfürstlicher Genehmigung 
etwas verpfänden, und der Kurfürst gab diese Genehmigung nur 
zuweilen im äussersten Notfalle, nachdem er ihnen wohl zehnmal 
geschrieben und die Erwartung ausgesprochen, dass sie andere 
Mittel ausfindig machten. 

Als der Kurfürst im Februar 1643 zum ersten Mal sein 
Erbland als Herr betrat, fand er es in einer Notlage, die man 
sich nicht gross genug denken kann. Schmoller erwähnt,!) dass 
man wiederholt vom Berliner Magistrat 15 Thaler für die Hof- 
küche leihen musste, „um nur wieder ein oder zwei Tage kochen 
zu können“. Sogleich nach seiner Ankunft erging denn an die 
Öberräte der Befehl, Victualien aus Preussen herauszusenden. 
Am ersten März forderte er die schleunige Übersendung von 
300 Last Hafer?) bald darauf?) 100 Pferde zur Besetzung 
der märkischen Ämter und am 28. März/7. April!) dazu "noch 
Kühe; und sogar 1600 Ellen Leinwand, Fensterscheiben zur Repa- 
rierung eines Amtshauses,5) Hirschgehörne und Honig®) musste er 
sich alsbald aus Preussen bestellen. Es dauerte lange, bis nur ein 
kleiner Teil dieser kurfürstlichen Befehle ausgeführt wurde. Der 





1) Epochen der preussischen Finanzpolitik. Jahrb. für Gesetzg. etc. 
von Holzendorff und Brentano. Neue Folge I (1877) S. 52. 

2) Kön. 1240. | 

3) 27. März. Ebenda. 

4) Ebenda. 

5) Der Kurfürst an die Oberräte 4./14. April und 21. April 1643. Kön.1240. 

6) Der Kurfürst an die Oberräte 11. Mai 1643. R. 7,1. 
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Hafer, antworteten die Oberräte unter dem 9. Mai,!) sei hier so 
knapp, dass sie nicht einmal wüssten, wovon der kurfürstliche 
Marstall unterhalten werden sollte. Die Kaufleute, an die sie sich 
gewendet, verlangten Barzahlung, und es sei doch kein Geld in 
der Rentkammer, oder „Realunterpfände“. Neue Verpfändungen 
lehnte der Kurfürst ab.?2) Sie würden, meinte er, wohl auch ohne 
dies Mittel ausfindig machen. Die Oberräte wussten indessen dafür 
keinen Rat. Sie nahmen 100 Last von einem Kaufmann Käse auf 
und berichteten,?) man würde ihm dafür wohl oder übel ein Unter- 
pfand verschreiben müssen, da kein Geld zur Bezahlung aufzu- 
treiben wäre. Noch einmal wies der Kurfürst jede neue Ver- 
pfändung zurück*) und verordnete, künftig solle aller in den 
Ämtern vorhandene Hafer nach der Mark geschickt und den 
Beamten auf ihre Deputate nichts davon ohne Anweisung verab- 
folgt werden. Die Oberräte aber blieben dabei,5) sie wüssten kein 
anderes Mittel, und verschrieben dem Kaufmann eigenmächtig, 
wenn auch vorbehaltlich der kurfürstlichen Ratifikation, ein Vor- 
werk Caymen im Brandenburgischen. Und ohne dann die kurfürst- 
liche Entscheidung hierüber abzuwarten, liessen sie 47 Last von 
dem Hafer nach Stettin abgehn.6) Damit handelten sie den Ab- 
sichten des Kurfürsten direkt zuwider. Auf ihren Bericht hin hatte 
er am 20./30. Juni befohlen,’) den Kontrakt mit Käse rückgängig 
zu machen und statt des Hafers Geld zum Ankaufe in der Mark 
selbst zu senden, da er hier so billig wäre, dass der kostspielige 
und dem Getreide schädliche Transport unzweckmässig sein würde. 
Ausserdem hatte er an seine Verordnung vom 25. Mai erinnert, 
wonach der über die Bedürfnisse der Haushaltung hinaus vor- 
handene Amtshafer nach der Mark zu schicken wäre. Als dieses 
kurfürstliche Schreiben in Königsberg eintraf, scheinen die Ober- 
räte kein Bedenken getragen zu haben, alle Schwierigkeiten, die 
sich daraus für sie ergaben, durch eine neue Eigenmächtigkeit zu 
lösen. Sie schickten, nach ihrer eigenen Behauptung allerdings 


1) Kön, 1241. 

2) Reskript vom 10./20. Mai. Kön. 1240. 

3) Relation vom 23. Mai. Kön. 1241. 

4) Reskript vom 25. Mai/4. Juni. Kön. 1240. 

5) Relation vom 19. Juni. Kön. 1241. 

6) Vgl. Reskripte des Kurfürsten an seinen Faktor in Stettin vom 
1. Juli 1643. R. 7. n. 1. und an die Oberäte vom 6. Juli 1643 ebenda. 

7) Kön. 1240. 


Bemühungen des Kurfürsten um Victualien aus Preussen. 63 


vor, wahrecheinlich aber nach Empfang des kurfürstlichen Befehls 
vom 20./30. Juni aufs neue 47 Last Hafer nach Stettin.!) Der 
Kurfürst musste sich darein finden. Er tadelte, dass sie nicht 
zuvor seine Genehmigung eingeholt, entschied sich aber dahin, 
wenn der Hafer gut wäre, wolle er ihn von Stettin abholen, wo 
nicht, auf Käses Kosten dort ausschütten lassen. Nicht viel 
besser wurden die anderen Aufträge des Kurfürsten erledigt. 
Vieh und Pferde wurden ohne grosse Mühe von den Unterthanen 
zusammengebracht.2) Dann aber berichteten die Oberräte,?) Kälte 
und Futtermangel hätten ein solches ‚Sterben‘ unter ihnen hervor- 
gerufen, dass sie nicht eine Meile weit getrieben werden könnten, 
geschweige denn so weit. Unä als sie sich glücklich wieder erholt 
hatten, da hiess es,t) jetzt, wo die Äcker bestellt wären, ginge der 
Austrieb einer solchen Menge Vieh nicht an; man müsse sie einst- 
weilen in die Ämter verteilen. Endlich kam die Zeit der Ernte. 
Die Oberräte fragten am 5. September an,5) wohin sie das Vieh 
treiben lassen sollten, und der Kurfürst befahl am 19./29. Sep- 
tembere) es nach Marienwerder zu schaffen, damit es von dort noch 
vor Wintersanfang abgeholt werden könnte. Allein die Oberräte 
kamen diesem Befehl mit solcher Lässigkeit nach, dass der frühe 
Eintritt der Kälte den Austrieb für dieses Jahr überhaupt unmög- 
lich machte. Erst am 26. Oktober gaben sie, wie es scheint, den 
Befehl an die Unterbeamten weiter?) und schon acht Tage darauf 
mussten sie denn den Widerruf folgen lassen,d) das Vieh musste 
zur Überwinterung wieder auf einzelne Ämter verteilt werden. So 
empfing Balga 100 Stück, Brandenburg 67 Stück, Preussisch Mark 
60 Stück.?) 

Die Leinwand hat der Kurfürst, wie es scheint, aus seinen 
Zollgeldern durch Rothausen ankaufen lassen.) Mit der ersten 


1) Relation der Oberräte vom 18. Juli. Kön. 1241 und R. 7. n. 1. 
Reskript des Kurf. vom 18./28. Juli. R. 7. n. 1. 

2) Zum Teil durch Kontributionen, Vgl. Teil II. 

3) Relation vom 16. Mai. Kön. 1241. 

4) Bericht vom 6. Juni ebenda. 

5) Ebenda. 

6) Kön. 1240. 

7) Kön. 12789 III. 

8) Ebenda Ausschreiben vom 3. November 1643. 

9) Ebenda Schreiben vom 5. Nov. und 12. Nov. 1643. 

10) Befehl an Rothausen vom 1. Mai 1645. R. 7. n. 1. 
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Sendung Hafer ging auch ein Posten Leinwand nach Stettin ab. 
Die Glasscheiben aber waren im September noch nicht abgesendet 
— nach einem kurfürstlichen Reskript allein durch die Schuld der 
Oberräte.. Der Hauptmann von Holland, schrieb der Kurfürst 
unter dem 19. September,!) hätte bereits am 15. Mai die Spiegel- 
scheiben abgeschickt, und es läge nur an ihnen, dass nicht das 
gemeine Glas hinzugefügt und beides nach Stettin gesandt würde. 

Am 18. Juli 1643 hatten die Oberräte dem Kurfürsten eine 
Spezifikation eingesandt,?) wonach der jährliche Verbrauch an Hafer 
die Einnahme aus den Ämtern um mehr als 50 Last übersteigen 
sollte. Trotzdem wiederholte dieser am 17./27. August?) seinen 
Befehl, allen ‚über die Futterung‘ hinaus vorhandenen Hafer noch 
vor Eintritt des Winters nach der Mark zu schaffen, und am 


1) Kön. 1240. 
2) R.7.n. 1. Die Einnahme an Hafer betrug 
9 Last 361/, Scheffel aus Lyck 


DO „— = „ Oletzko 
10°. = „ Angerburg 
T  „ 5B6l/, % „ Rhein 
24 ,„ 3 e „ Ragnit 
134 ,„ 58 “ „ Insterburg 
di »— n „ Tapiau 
12 „10 n „ Schaaken 
D „49 Mi „ Fischhausen 
23 „ 10 " ‚„ Brandenburg 
5 „10 er „ Preussisch-Eylau 
10 „15 e „. Balga 





Summa 338 Last 20 Scheffel. 
Die Ausgabe an Hafer: 
152 Last für den Marstall und auf Zettel 
48 ,„ 40 Scheffel für die Oberräte 
24 , für die Rechnungsräte 
36 „80 Scheffel für die Hofgerichtsräte 
56 ,, für andere Deputater 
62 ,, für den Schirrhof 
6 ,„ auf Befehl und Auslösung 
2 ,„ für die Haushaltung 
1 „gemeine Ausgabe 


Summa 388 Last 70 Scheffel. 

[Ähnlich stand es nach einer Relation vom 25. Juli 1646 mit dem 
Roggen. (Kön. 1241.) Wenn die 398 Last, die einkommen sollten, wirklich 
voll eingekommen wären, hätte die Ausgabe die Einnahme noch um 84 Last 
483/, Scheffel überstiegen. 

3) Kön. 1240. 
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17./27. Oktober!) forderte er noch weit mehr: 400 Last Hafer, 
100 Stein Talg, 100 Stein Wachs und 30 Tonnen Butter. Wenn 
er gewünscht hatte, die Sendung noch in diesem Jahre zu erhalten, 
so musste er die Hoffnung darauf schon vor dem Eintreffen der 
Antwort aus Preussen aufgeben: der ungewöhnlich früh eintretenden 
Kälte wegen war der Transport unmöglich.) Im nächsten Früh- 
Jahr, meinte der Kurfürst, würde er dann um so gewisser erfolgen. 
Die Antwort der Oberräte aber liess auch dies als höchst zweifel- 
haft erscheinen. Die verlangten Viktualien, schrieben sie,?) wären 
nur gegen Barzahlung zu erlangen und kosteten 9400 Rthlr., Geld 
wäre aber keins vorhanden. Sie fragten, woher sie es nehmen 
sollten, und deuteten an, der Kurfürst möge es aus seinen „anderen 
preussischen Geldern erkaufen“. Der Kurfürst versuchte es mit 
einer Drohung: Wenn die Viktualien nicht bis zum Frühjahre be- 
schafft wären, so würde er nach Preussen kommen müssen, wo sie 
dann seinen Hofstaat zu unterhalten hätten. In dem Herzogtum 
müsste Hafer im Ueberfluss vorhanden sein, und der Scheffel koste 
nur wenige Groschen, hier dagegen 1/a Rthlr. Was sie mit seinen 
anderen Geldern meinten, wüsste es nicht. Vielleicht dächten sie 
an die ihm auf dem Landtage bewilligte Kontribution.*) Sie sollten 
daher berichten, wieviel davon eingekommen wäre.) Die Drohung 
wirkte etwas. Am 12. Dezember®) berichteten die Oberräte, sie 
hätten 200 L. Hafer, 40 fette Schweine, 30 Ochsen, 20 Tonnen 
Butter, 20 Stein Wachs und 30 Stein Talg beschafft. Natürlich 
versäumten sie nicht, ihre Klagen hinzuzufügen. Sie wüssten sich 
nicht mehr zu helfen, schrieben sie, sollten immer schaffen, und 
hätten kein Geld. Schon dies hätten die Beamten grösstenteils er- 
borgen müssen. Nichts könnte ihnen lieber sein, als wenn der 
Kurfürst nach Preussen käme, um sich von dem kläglichen Zu- 
stande des Landes zu überzeugen und ihnen zu raten, woher sie 
die erforderlichen Mittel nehmen sollten. 

Inzwischen hatte der Kurfürst den schwierigen Versuch, mit 
Hülfe der Oberräte von regulären Einnahmen allein soviel aus dem 
Lande herauszuzieben, als er bedurfte, aufgegeben. Er hatte am 


1) Kön. 1240. 

2) Reskript vom 22. Oktober;1. November. Kön. 1240. 
3) Relation vom 31. Oktober 1643. Kön. 1241. 

4) Vgl. Teil II. 

5) Reskript vom 3. Nov. 1643. Kön. 1240. 

6) Kön. 1241. 
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25. November/5. Dezember eine Getreidekontribution der unmittel- 
baren Unterthanen angeordnet.!) Durch Kontributionen und Anleihen 
wurde denn auch in den folgenden Jahren fast alles beschafit, was 
der Kurfürst, abgesehen von den Überschüssen seiner Schatulle, 
aus Preussen nach der Mark zog, und um sie ins Werk zu richten, 
sandte er zunächst seinen Oberkammerherrn Burgsdorf dahin und 
begab sich später selbst wieder in seine preussischen Lande. Da- 
neben aber liess er es nie an Versuchen fehlen, auch die ÖOber- 
räte zum Aufbringen von Mitteln für seine besonderen Zwecke zu 
vermögen. Wiederholt hiess es, zu einer unumgänglichen Ausgabe 
bedürfe er einiger Tausend Reichsihaler, doch kaum jemals bekam 
er etwas darauf trotz zehnfacher Mahnung. So befahl er am 
6. Oktober 1644,?2) eine Summe von 4000 Rthlrn. in den Ämtern 
aufzubringen und zu der bevorstehenden Ankunft Burgsdorfs bereit 
zu halten. Auf zwei Mahnschreiben des Kurfürsten vom 4. Nov. 
und 25. Nov.2) sandten die Oberräte das Resultat ihrer Bemühun- 
gen ein:*) Bereits am 28. Okt. hätten sie die Summe auf ver- 
schiedene Ämter verteilt und es an Mahnungen nicht fehlen lassen. 
Insterburg hätte 800 Rithlr. liefern sollen, Ragnit, Oletzko, Lyck, 
Brandenburg, Balga und Preussisch Eylau je 400 Rthlr. Aber nur aus 
3 Ämtern — Insterburg, Lyck und Oletzko — wären darauf Be- 
richte eingekommen, und sie alle hätten die Aufbringung der 
Summe für unmöglich erklärt. Insterburg berichte, die „baren 
Zinsen‘ müssten zum „annuum‘ für den König zusammengehalten 
werden, und auf die „Extraordinargefälle“ seien bereits höhere An- 
weisungen ausgegeben, als sie betrügen. Lyck wollte alle baren 
Zinsen bereits auf Remisse gezahlt und Oletzko über 31000 Mark 
Anweisungen zu zahlen haben, also weit mehr als die Einkünfte 
des Jahres ausmachten. Von den anderen Ämtern aber stände 
erst recht nichts zu erwarten, denn sie behaupteten, nicht einmal 
zu wissen, wo sie die „Schickungen‘“ zur Hofhaltung hernehmen 
sollten. Im Frühjahr 1645 nahm dann der Kurfürst die Aufbrin- 
gung des Geldes selbst in die Hand. — Ein anderes charakteristi- 
sches Beispiel ist die vom Kurfürsten zu Anfang des Jahres 1644 
begehrte Auszahlung von 4148 Rthlirn. „Gnadengelder‘‘ an seinen 


1) Vgl. Teil II. 

2) Kön. 1242. 

3) R. 7. n. 158. 

4) Relation vom 9. Dez. ebenda. 
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Geheimen Rat von Löben.!) Mahnschreiben über Mahnschreiben’?) 
erging deshalb an die Oberräte. Am 12. Juli?) 1646 hatte Löben jedoch 
von der Summe ausser 1000 Rthlrn., die ihm der Kurfürst selbst 
gezahlt, erst 400 Rthlr. in Brandenburg empfangen, und neue Mah- 
nungen wegen des Restes hatten keinen besseren Erfolg. 

Zuweilen musste sich der Kurfürst sogar entschliessen, der Rent- 
kammer noch aus seiner Schatulle zu notwendigen Ausgaben etwas vor- 
zustrecken, oder die Oberräte nahmen auch in dringenden Fällen selb- 
ständig eine Summe daraus auf. Immer drang dann der Kurfürst auf 
unverzügliche Wiedererstattung. Zumal die Erträge der Seezulage 
sollten um keinen Preis angegriffen werden. Als die Oberräte zur 
- Abwehr des drohenden Krockowschen Einfalls®) dem Obersten 
Pudewels 1000 Rthlr. aus den Zollgeldern hatten auszahlen lassen, 
traf mit wendender Post ein scharfer Verweis des Kurfürsten ein 
und der Befehl, das Geld schleunigst wiederzuerstatten. Als der 
Kurfürst im Jahre 1645 den Pfundzoll endgültig zur Schatulle zog 
und deshalb die Oberräte ermächtigte, in Notfällen 2000 Rithlr. 
aus den Zollgefällen zu entnehmen, da gab er seinem Zollverwalter 
die strenge Weisung, vor der Rückzahlung dieser Summe den Ober- 
räten nichts weiter zu verabfolgen.5) Im Jahre 1635 dachte er 
sogar daran. die Rückzahlung der Gelder zu fordern, mit denen er 
einst einige Ämter und Dörfer für seine Schatulle eingelöst hatte, 
womit denn der letzte Schein, als sei die Rückgabe der Schatull- 
ämter an die Rentkammer ein Zugeständnis gewesen, zerstört 
worden wäre. Die gesamte Schuldforderung seiner Schatulle an die 
Rentkammer berechnete er damals auf 248756 Mk. 391/2 Sch.) 


2 or — 


1) Reskript an die Oberräte vom 27. Nov. 1643. Kön. 1240. 

2) Zum Teil Kön. 1242, zum Teil R. 7. n. 158 befindlich 

3) Der Kurf. an die Oberräte 2/12 Juli 1646. Kön. 1242. 

4) Vgl. U. A. I. Akten über den Krockowschen Einfall August bis 
November 1643. 

5) Vgl. Prot. III. Nr. 44. 

6) Reskript an den Holzschreiber Jonas Ulrich vom 28. Okt. 1645. 
Kön. 12791/I. III. Die Spezifikation ist: 


18000 Mk. — Sch. 27. Juni 1689 der Rentkammer geliehen. 
52%06 „ Tg „ zu Einlösung der 5 Probsteidörfer. 
1000 „ — ‚19. Dez. 1640 zu Einlösung Codrinens in Branden- 
burg. 
1200 „ — „10. Mai1640 zu Einlösung von 5 Dörfern in Fisch- 
hausen. 
352 „ — „ an Holz für die Königlichen Gesandten. 


H* 
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Unendlich rielMabnens bedurfte es beständig, um den in Preussen 
hinterlassenen „märkischen Hofdienern‘“ die Auszahlung ihrer Kost- 
gelder aus der Rentkammer zu erwirken; die Besoldungen liess 
ihnen der Kurfürt aus seiner Schatulle geben. Ähnlich stand es 
mit der Verproviantierung der Festungen. Die Löhnungen zahlte 
der Kurfürst aus der Seezulage, die Sorge für den Unterhalt suchte 
er wenigstens zum Teil den Oberräten zuzuschieben. So reskri- 
bierte er am 31. Januar 1644,1) er hätte es zwar dahin geordnet, 
dass der Unterhalt der Garnisonen aus den Zollgeldern bestritten 
werden solle. Da der Zoll aber im vorigen Jahre wenig getragen 
und des ausgebrochenen Streites zwischen Dänemark und Schweden 
wegen zu befürchten wäre, dass er noch weniger einbrächte, so 
möchten sie auf andere Mittel denken. Er hatte jedoch damit 
wenig Erfolg. Zur Verproviantierung der Festungen, schrieb 
Burgsdorf am 28. Januar 1644,?) wüssten die Oberräte keinen Rat, 
als 100 Last Korn auf Kredit zu nehmen und später aus dem 
Elbinger Zoll zu bezahlen, und zu Beschaffung der Löhnungen 
schiene ihnen der einzige Ausweg, vier Schiffer zu Vorauszahlung 
des Zolls und den Obersten Pudewels zu einem Darlehn von 
3000 Rthlrn. zu veranlassen. So blieb es auch in der Folgezeit. 
Durch eine Fülle von Reskripten®) suchte der Kurfürst einen Druck 
auf sie auszuüben und den Klagen des Kommandanten abzuhelfen, 
aber meist vergeblich. Im Frühjahr 1646 kam es darüber zu einer 





2082 Mk. — Sch. ist die Rentkammer von 1640 —42 für Kalk schuldig. 








UT „ — „ zu Einlösung Liebstadts. 29. Mai 1641. 
3000 „ —  „. zu Einlösung von 2 Dörfern in Liebstadt. 
706 „ 21 ,„ an Kostgeld für die Holzfuhrleute. 
1721 „ — „ zu Wiedereinlösung der Kalkscheune. 
00 „ —— „ zu Einlösung Szabinens 17. April 1642. 
92322 „ 12 ,, auf Reichenthal in Liebstadt. 
20 „  — „ Wegen des Apothekers. 
994 „ 30  ,„ an Kostgeldern von 1642—43. 
32663 „ 33 „ zu Einlösung Liebemühls. 
DT 236 „ ist Preussisch Eylau an Holz- und Jagdstrafen 
schuldig geblieben. 
4654 „ 30  „ für 85 Elen-, 88 Hirsch-, 23 Wildhäute, 42 Rehfelle 
zu Bekleidung der Leibgarde. 
17 „__—___ für Holz zu des Landhoftmeisters Begräbnis. 
S. 2487566 Mk. 39 Sch. 3 Pf. 
1) Kön. 1242. 


2) R. 7. n. 155 £. 
3) Kön. 1242 und R. 7. n. 96, 
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erregten Auseinandersetzung. Einige Tage nach seiner Abreise von 
Königsberg ermahnte er sie dringend, in der Sorge für die Festun- 
gen nichts zu versäumen.!) Sie würden das vor dem König nicht 
verantworten können. Darauf erfolgte von ihrer Seite ein heftiger 
Protest. In Gegenwart des Kurfürsten hätte über die Angelegen- 
heit beraten werden sollen. Da aber wären alle ihre Vorstellungen 
unbeschtet geblieben. Die Unterthanen seien völlig erschöpft. 
Unter Drohung einer Verwahrung am Warschauer Hofe baten sie, 
deshalb von der schweren Verantwortlichkeit befreit zu werden.?) 
Die Antwort des Kurfürsten verwies ihnen ihre „einer Bedrohung 
nicht unähnlichen‘“ Worte,®) und bald folgten neue Mahnschreiben. 

Es ist sicher, dass die Oberräte sich den Forderungen des 
Kurfürsten gegenüber in übler Lage befanden, dass sie in der That 
nur äuserst spärliche Mittel in Händen hatten, die nicht einmal für 
die Ausgaben der preussischen Verwaltung hinreichten; aber es ist 
auch zweifellos, dass sie es oft an dem nötigen Eifer fehlen liessen, 
wo eg galt, die vom Kurfürsten verlangten Mittel zu beschaffen. 
Selbst Burgsdorf, der in seinen Berichten aus Preussen anscheinend 
vieles mit Stillschweigen übergangen hat, was den Kurfürsten gegen 
seine dortigen Beamten hätte einnehmen müssen, konnte doch nicht 
verschweigen, dass sie ihm bei Beitreibung der Rückstände im 
Amte Tilsit ihre Unterstützung versagten mit der Begründung, sie 
hätten sich in die Schatullämter nicht zu mischen.4) Er musste be- 
richten,5) die Oberräte hätten die Bezahlung der Träger verweigert, 
die 40 Last Roggen für die Festung Pillau verladen hatten und 
vor Empfang des Lohnes die Schiffe nicht abfahren lassen wollten, 
so dass das Getreide in Gefahr geriet zu verderben, mit der Be- 
hauptung, sie hätten kein Geld; und er fügte hinzu, wenn sie es 
auch gehabt, so hätten sie es doch nicht geben wollen, da sie wohl 
der Meinung wären, wenn der Kurfürst das Korn aus seinen 
Schatulleinkünften ankaufen könne, so könnte er wohl auch die 
Transportkosten dazu tragen. Auch der letzte der vorliegenden 
Berichte Burgsdorts®) spricht gar nicht dafür, dass die Oberräte bei der 
Landesverwaltung immer das Interesse des Kurfürsten wahrgenommen 





1) Verfügung vom 24. Mai 1646. Prot. III. Nr. 310. 

2) Prot. III. Nr. 307. 

3) Prot. II. Nr. 315. 

4) Relation Burgsdorfs vom 3. Febr. 1644. R. 7 n. 1ö5f. 
5) Relation vom 29. April ebenda. 

6) Relation vom 3. Juni ebenda. 
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hätten, obgleich er nur andeutet und alle wichtigeren Angelegen- 
heiten auf mündliche Mitteilung verschiebt. Der Kurfürst hatte dem 
Hauptmann von Marienwerder befohlen, mehrere an einen Schlächter 
unvorteilhaft ausgethane Hufen wieder einzuziehen. Nun aber, 
schreibt Burgsdorf, bekäme der Schlächter hier wieder Oberwasser, und 
die Oberräte würden wohl bald eine Relation in diesem Sinne an den 
Kurfürsten abgehen lassen. Er möchte ihnen darin ja nicht willfahren. 

Ob die Rückgabe der Schatulle oder eines Teils der Scha- 
tulle geeignet gewesen wäre, ihre Verwaltung aus ständischem 
-und preussisch-partikularistischem Fahrwasser in einem für die 
höheren Zwecke der landesherrlichen Politik günstigen Sinne 
abzulenken, oder ob sie ihre Begehrlichkeit nur erhöht und 
den Kurfürsten nur in der freien Verfügung über seine Schatull- 
einkünfte behindert hätte, das dürfte schwer zu entscheiden sein. 
Dem Kurfürsten schien es nicht geraten, den Versuch zu wagen. 
Nachdem er sich aber einmal den Oberräten gegenüber auf diesen 
Standpunkt gestellt, musste ihm auch der geringe Rest von Kon- 
trolle, der ihnen noch über die Schatulle verblieben war, bei seinen 
Bemühungen, das Geld nach der Mark zu ziehen, lästig sein. Die 
weitere Konsequenz war, dass er sie über die Verwendung seiner 
Schatulleinkünfte, nicht immer mit Glück,!) zu täuschen suchte. Ein 
Beispiel enthält der erste Band der Urkunden und Aktenstücke. 
Zu Ende des Jahres 1644 liess er seinen Zolleinnehmer Melchior 
zu sich nach der Mark kommen, um insgeheim die Überschüsse aus 
der Seezulage zu überbringen. Den Oberräten teilte er mit, er 
bedürfe Melchior in Münzsachen.?) Vom finanziellen Standpunkte 
aus wäre es vielleicht vorteilhafter gewesen, die Oberräte durch 
Rückgabe der Schatulle zu versöhnen und dann den Versuch zu 
machen, ihnen Verständnis für die Notwendigkeit der die Landes- 
finanzen schädigenden Politik des Kurfürsten beizubringen. Aber 
vielleicht waren es gar nicht allein Erwägungen finanzieller Art, 
die dem Kurfürsten Nachgiebigkeit gegenüber den Oberräten un- 
thunlich erscheinen liessen. Die Frage nach der Zweckmässigkeit 
dieser Politik würde dann zu demselben Resultate führen, wie die 
Frage nach der Zweckmässigkeit der Aufhebung der Seezulage. 
Sie würde zeigen, dass der junge Kurfürst über den drückenden 


1) Vergl. Prot. 11.8. 323 Relation Burgsdorfs vom 22. Febr. 1644: „wie- 
wohl sie gleichwohl angemerket, dass die Zollgelder nicht alle dahin ver- 
wendet würden, dahin sie gehören.“ 

2) U. A. I. Der Kurfürst an Melchior 25. Nov./5. Dez. 1644. 
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Geldaorgen der ersten Jahre seiner Regierung nie ein höheres Ziel 
aus den Augen verlor und unablässig selbst mit finanziellen Opfern 
verfolgte, das Ziel der landesherrlichen Selbständigkeit nach aussen 
und im Innern. 


Teil II. 


Die ausserordentlichen Einnahmen. 


1. Kontributionen. 


A. Auf einem allgemeinen Landtage bewilligte 
„Ordinarkontributionen,* 

Von den ersten Tagen seiner Regierung an konnte der Grosse 
Kurfürst mit den ordentlichen Einkünften des Herzogtums Preussen 
allein nicht auskommen. Die üble Lage der Landesfinanzen zwang 
ihn schon während seines Aufenthaltes daselbst in den beiden 
ersten Jahren wieder und wieder zu ausserordentlichen Einnahmen 
seine Zuflucht zu nehmen, ungeachtet er alle Reformbestrebungen 
auf finanziellem Gebiete dadurch sehr beeinträchtigte. Vollends 
nach seiner Abreise aus Preussen wurden sie, wie oben erwähnt, 
für ihn wichtiger als die regelmässigen Einnahmen, da es ihm allein 
mit ihrer Hilfe gelang, das Geld aus dem Lande zu ziehen, dessen 
er in der Mark notwendig bedurfte. Zwei Quellen von ausser- 
ordentlichen Einnahmen standen ihm zu Gebote, Anleihen und 
Kontributionen, aber die Benutzung beider war äusserst misslich. 
Anleihen waren für den verschuldeten Staat, der die Termine der 
Abzahlung selten einzuhalten vermochte, in dem geldarmen Lande 
nur unter sehr ungünstigen Bedingungen zu erlangen. Der Kurfürst 
konnte von Glück sagen, wenn er Geld allein gegen hohe Zinsen 
erhielt; ohne Verschreibung eines Unterpfandes „zur Hypothek“ 
ging es selten ab, und oft genug musste er sich zu „realer Ein- 
räumung“ eines Landkomplexes an den Gläubiger entschliessen. 
Nicht viel günstiger stand es mit den Kontributionen. Die 
Gravamina, von deren Abstellung die Stände des Herzogtums von 
alters her Kontributionsbewilligungen abhängig machten, waren 
nicht selten der Art, dass der Kurfürst durch das Versprechen, 
sie abzustellen, auf einen erklecklichen Teil der regulären Ein- 
nabmen verzichtet hätte, immer aber forderten sie in dem einen 
und anderen Punkte die Preisgabe wertvoller landesherrlicher Rechte. 
Nur seinen „unmittelbaren Unterthanen“, Bauern und Freien, konnte 
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der Kurfürst aus eigener Machtvollkommenheit Kontributionen auf- 
erlegen. Aber deren Zahl war durch die Verpfändung der meisten 
Kammerämter gering geworden — in den Pfandkontrakten war es 
in der Regel ausdrücklich ausbedungen, dass die „Unterthanen‘ 
des betreffenden Amtes von allen aussergewöhnlichen, nicht von 
den Ständen auf einem allgemeinen Landtage ‚gewilligten‘, Kon- 
tributionen frei sein sollten. Und die wenigen, über die dem 
Kurfürsten die Verfügung geblieben war, waren meist blut- 
arme Leute und durch die ordentlichen Abgaben schon schwer 
genug belastet, und überdies verweigerten auch von ihnen die 
Freien nicht selten die Zahlung unter Berufung auf ihre Privilegien, 
die sie in Verbindung mit den Ständen ihren geldbedürftigen 
Herzögen abgerungen, oder die ihnen die leicht käufliche Gunst 
der polnischen Könige in freigebigster Weise verliehen hatte. 
Auch auf diesem Gebiete fand der Grosse Kurfürst ein 
wichtiges Werk unvollendet vor, und es war seine erste Aufgabe, 
dieses fort und zu einem günstigen Abschluss zu führen. Als er 
die Regierung antrat, tagte in Königsberg seit dem vierten Juni 1640 
ein allgemeiner Landtag. An der Spitze seiner Propositionen!) 
hatte Georg Wilhelm von den Ständen eine Vergütung wegen der 
bedeutenden Summen gefordert, die er im Laufe der Jahre der 
„Landschaft‘‘ aus seiner Kammer zu des Landes Bestem hatte vor- 
strecken müssen. Eine Kontribution, die ihm die Stände deswegen 
1632 bewilligt hatten, war, wie es damit zu gehen pflegte, zum 
guten Teil rückständig geblieben. Er forderte darum fürs erste 
die Abtragung dieser Rückstände. Und fürs zweite forderte er die 
Begleichung der seit 1632 hinzugekommenen neuen Schuld der 
„Landschaft“ — von 1632 bis zum Ausgange des Jahres 1639 hatte 
er selbst ihr nach seiner Berechnung 730443 Mk. 59'/, Sch., und 
gleichzeitig hatten ihr Privatpersonen 306463 Mk. 10 Sch. vor- 
geschossen.) Die übrigen Forderungen seiner Proposition mussten 
dem Kurfürsten neben diesen Hauptforderungen unbedeutend er- 
scheinen. Am meissten mochte ihm noch an der endlichen Ab- 





1) Die wichtigsten Landtagsakten sind von PBreysig in den 
Urkunden und Aktenstücken Bd. XV abgedruckt. Nur für die noch un- 
gedruckten soll im folgenden der Foliant des Königsberger Staatsarchivs 
citiert werden, in dem sich das betreffende Aktenstück zuerst findet. 

2) Die gesamte Schuldforderung des Kurfürsten an den Landkasten 
belief sich nach einer Kön. 646I befindlichen Spezifikation Ende des Jahres 
1639 auf 1611671 Mk. 55 Sch. 41/, Pfg. 
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tragung des dem nunmehr verstorbenen Markgrafen Sigismund auf 
dem vorigen Landtage bewilligten Honorars liegen, an der Begleichung 
der Forderungen, welche ‚ausländische‘ Offiziere von 1630 her an 
das Land hatten, und an der Einführung eines besseren „Exekutions- 
modus‘, um die Säumigen mit mehr Erfolg als bisher zur Zahlung 
zwingen zu können. 

Die Stände aber hatten sich dahin geeinigt. vor Abstellung 
ihrer Gravamina überhaupt nicht über die kurfürstlichen Pro- 
positionen zu beraten, und sie hatten nicht weniger als 31 gemein- 
same Beschwerdepunkte zusammengebracht und jeder Stand und 
Teile jedes Standes noch dazu eine Fülle von besonderen. Sie 
waren infolgedessen am 27. Juni ungnädig entlassen worden. Am 
22. Oktober hatte Georg Wilhelm den Landtag „reassumiert‘, und 
nun waren die Stände zur Beratung über die Propositionen ge: 
schritten. Der erste Stand!) war, wie gewöhnlich, zur „Willigung‘“ 
am meisten bereit, nur suchte er die Kontributionslast möglichst 
von sich ab auf die Städte zu wälzen und ‚„willigte‘ deshalb für 
den Kurfürsten zwei indirekte Steuern,?) die „Generalanlage‘ und 
eine Tranksteuer auf 2 Jahre, ausserdem aber auch eine direkte 
Steuer, die das ganze Land gleichmässig treffen sollte, 3 Gulden 
von der Hufe, sowohl der bebauten wie der wüsten. Er bewilligte 


Sie hatte nämlich 1632 . ... . . 1262984 Mk. 38 Sch 11/, Pfg. betragen. 
Davon waren durch die1632 bewilligte 
Kontribution abgetragen worden 545500 Mk. 6 Sch.41/, Pfg. 








Es blieb also ein Rest von . . . . 718484 Mk. 31'/, Sch. 
Davon betrugen die ‚Interessen‘ 

von 1636-39... .. 2 22.%. 129327 Mk. 12 Sch 
Von 1682-89 hatte der Kurfürst der 

Landschaft weiter vorgeschossen. 730443 Mk. 591/, Sch. 
Die Interessen davon betrugen . . 167612 Mk. 341/, Sch. 


Summa 1745868 Mk. 17'/, Sch. 

oder nach den Akten mit einem Additionsfehler 1744868 Mk. 171/, Sch. 

Davon waren 133196 Mk. 51 Sch. 4!/, Pfg, abzuziehen, die von 
1630—37 an Kontributionen in die Rentkammer geflossen waren. Der Rest 
betrug sonach 1612671 Mk. 25 Sch. 4!/, Pfg. oder nach den Akten 1611671 Mk. 
55 Sch. 41), Pfg. Breysig U. A. XV. S. 238 Anm. will versehentlich die 
730443 Mk. 59!/, Sch. nebst Interessen als neue Schuld den 1611671 Mk. 
55 Sch. 41/, Pfg. noch hinzufügen, während sie darin einbegriffen sind. 


1) Die Sonderbedenken der Landräte und des Herrenstandes vom 
29. Okt., der Ritterschaft und des Adels praes. 5. Nov. und der Städte o.D. 
befinden sich Kön. 648. 

2) Sie trafen eben die Städte am meisten. Vgl. S. 75. 
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ferner für den verstorbenen Markgrafen Sigismund 10 Groschen 
von der Hufe, und nur die Forderung der „Kriegsobersten‘ lehnte 
er ab. Sie hätten genug bekommen, und der Kurfürst möge sie 
abweisen. Und in betreff des Exekutionsmodus erklärte er, es 
möge wie bisher bleiben, bis man einen neuen gefunden hätte. Der 
Adel dagegen wollte für den Kurfürsten nichts weiter als die 
Generalanlage auf 2 Jahre, und auch die nur nach Abstellung aller 
seiner Gravamina, und für den Markgrafen Sigismund 5 Groschen 
„Aifferenter“!) bewilligen. Die Städte ihrerseits lehnten natürlich 
die Anlage ab und erklärten, nach Abstellung ihres Haupt- 
gravamens, des „Spiringzolls‘‘,?) würden sie 4 Gulden von der Hufe 
beisteuern. Für den Markgrafen Sigismund erboten sie sich zu 
einer geringen Kontribution — 15 Groschen für ihn und den 
Woywoden Dönhoff zusammen — die Forderung der Kriegsoffiziere 
und die Einführung eines andern Exekutionsmodus beantworteten 
sie gleich den beiden andern Ständen ablehnend und ausweichend. 

In der Hauptsache, der Willigung für den Kurfürsten, waren die 
Bedenken der drei Stände unvereinbar. Es kam daher auch zu 
keiner gemeinsamen Erklärung auf die kurfürstlichen Propositionen; 
im Gegenteil, es trat zwischen den Oberständen und den Städten 
eine Spannung ein, die sich von Tag zu Tage verschärfte. Am 
12. November?) überreichten die Städte ihr Sonderbedenken den 
Oberräten, am 23. November dem Kurfürsten selbst nebst einem 
Schreiben, das ihren Standpunkt wegen der Anlage und Trank- 
steuer rechtfertigen sollte, und worin sie unschwer die mit höchst 
schwächlichen Scheingründen verfochtene Behauptung der Öber- 
stände®) widerlegten, dass die Anlage die Konsumenten und also 
das Land viel mehr als die Kaufleute in den Städten treffen würde. 
Darauf kam ihnen von den Öberständen am 16. November ein 
„Extract der in ihrem Bedenken enthaltenen Calumniarum‘‘) zu, 
den sie am folgenden Tage in einer Rechtfertigungsschrifte) be- 


1) D. h. von der „besetzten‘‘ Hufe. 

2) Vgl. U. A. I Einleitung. 

3) In einer Erklärung vom 7. Sept. 1641 [Kön. 649] schreiben die Städte, 
sie hätten am 12. Nov. ihr Bedenken eingegeben. Jedenfalls ist dies das 
U. A. XV ohne Datum gedruckte. Am 23. Nov. haben sie dann nach einer 
ebenfalls Kön. 649 befindlichen Notiz ihr Bedenken dem Kurfürsten überreicht. 

4) Die „Rationes“ sind Kön. 650 S. 177 enthalten. 

5) Kön. 649. 

4) Ebenda. 
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antworteten. Mit Unrecht, führten sie aus, beschwerten sich die 
beiden andern Stände über die Entziehung des von ihnen be- 
anspruchten Titels „Oberstände“. Denu obgleich dieser Titel vor 
1605 unerhört gewesen und der „aequalitati votorum‘‘ der Städte 
Gefahr bringen könnte, so wollten sie ihnen den doch gerne lassen. 
Wenn sie aber in ihrem Bedenken gesagt, durch die Anlage wollten 
die andern Stände die Bürgerschaft bedrücken, so seien sie aller- 
dings der Meinung, dass die Oberstände sie nicht bewilligt hätten, 
wofern sie erwarten würden, selbst mehr dadurch beschwert zu 
werden. Wenn die Oberstände behaupteten, es sei eine „Calumnia‘‘, 
dass sie die Littauer zu ihren „Contribuariis‘ machen wollten, so 
gäben sie ihnen zu bedenken, dass ja nach ihrer Meinung die 
Anlage den Konsumenten treffen würde, die Littauer aber doch die 
Konsumenten wären. Eine Aufwiegelung der Littauer aber, wie 
die Oberstände wollten, könne unmöglich darin liegen; denn sie 
selbst seien ja vielmehr der Ansicht, dass die Anlage Königsberg 
und nicht die Littauer bedrücken würde. Auch sei es keine Ver- 
leumdung, wenn sie gesagt, die anderen Stände wollten das könig- 
liche Honorar aus eines anderen Tasche bezahlen. Denn der Adel 
würde es gewiss grösstenteils aus der Anlage abtragen wollen mit 
der Begründung, sie träfe ja den Konsumenten.!) 

Am 19. November wurde der Landtag des Weihnachtsfestes 
wegen bis zum 7. Januar 1641 vertagt,?2) doch blieb wohl eine 
grössere Zahl von Abgeordneten in Königsberg, so dass die Ver- 
handlungen nicht ganz zum Stillstand kamen. So war die Sachlage, 
als der junge Kurfürst am 1. Dezember seinem Vater in der 
Regierung folgte. Er liess den Landtag nicht auseinander gehen, 
sondern übernahm es, ihn zu einem günstigen Ende zu 
führen, und hat in endlosen Verhandlungen versucht, diese Aufgabe 
zu lösen, ohne dass es ihm nach Wunsch gelungen wäre. Länger 
als ein Jahr währte es noch, bis er den Landtagsabschied endlich 
publizierte, und dieser Abschied bezeichnete nicht mehr als eine nur 
scheinbare Einigung mit den beiden Oberständen. Zur Fortsetzung 
des Landtages erklärten sich die Oberstände auf den Wunsch des 
Kurfürsten am 7. Dezember bereit, und dies wurde, ohne die eben- 
falls zustimmende Antwort der Städte abzuwarten, als allgemeiner 
Landtagsbeschluss acceptiert. Es war ein Schritt, für den die 


1) Dies die wichtigeren von 13 Punkten. 
2) Nach einer Anmerkung in den Landtagsakten. Kön. 648. 
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Verantwortung den Oberräten zuzuweisen ist. Selbst Grundbesitzer, 
nahmen sie von jeher die Partei des grundbesitzenden Adels gegen- 
über den Städten. Diese antworteten auf ein solches Vorgehen 
mit einer Beschwerde bei dem Kurfürsten,!) den Öberräten!) 
und den Königlichen Gesandten.?) Der Klage, dass man sie über- 
gangen, fügten sie die Klage bei, dass man den anderen Ständen 
riete, wie sie die Anlage durchsetzen könnten, daher zu befürchten 
stände, der „Landtagsschluss werde auf der Anlage beruhen.“ 
Wenige Tage darauf reichten die Oberstände ihr „vereinigtes Be- 
denken“ auf die kurfürstlichen Propositionen ein.) Der Adel hatte 
sich darin wegen der Tranksteuer dem ersten Stande angeschlossen, 
eine Hufensteuer aber, die dieser jetzt auf 3 Mark herabsetzte, zu 
willigen, waren die adligen Abgesandten von ihren Hinterlassenen 
nicht ermächtigt. Für Markgraf Sigismund wurde ein Honorar von 
10000 Rthirn. festgesetzt, die Forderung für die Kriegsobersten 
und ein neuer Exekutionsmodus abgelehnt. Alle Willigungen aber 
wurden nun unter dem Einfluss des Adels von der Abstellung 
„aller und jeder“ Gravamina abhängig gemacht. Es galt also für 
den Kurfürsten, in betreff dieser Gravamina mit den Ständen einen 
Vergleich zu schliessen, der sie zu einer möglichst grossen vor- 
behaltlosen Willigung bewog und ihm möglichst wenig kostete. 

An der Spitze ihrer „vereinigten Gravamina“ standen die 
Beschwerden in geistlichen Angelegenheiten, fast ausschliesslich 
Klagen über die Reformierten, die nicht bloss der Unduldsamkeit 
der orthodoxen Lutheraner ihren Ursprung verdankten, sondern zu 
gleicher Zeit sehr weltlichen Motiven. Denn die Ungläubigen, die 
sie durch eine Kirchenvisitation, Verbot der Religionsübung und 
Dienstentlassung aus dem Lande treiben wollten, waren vorzugs- 
weise ihnen unbequeme „ausländische“, d. i. märkische Beamte und 
Offiziere, oder es waren Händler, die sich auf den kurfürstlichen 
Schlossfreiheiten niedergelassen hatten und hier, ungehemmt durch 
die Fesseln der Zunft, dem Handel der Städte Konkurrenz bereiteten. 
Gegen die märkischen Beamten, die Georg Wilhelm zur preussi- 
schen Verwaltung herangezogen hatte, richtete sich dann auch eine 
ganze Reihe von Beschwerden in weltlichen Sachen. Die Stände 
verlangten die Amtsentsetzung mehrerer „ausländischer“ Räte, das 


1) Beschwerdeschriften vom 13. Dezember. Kön. 646 II. 
2) Kön. 649. 
3) U. A. XV. giebt nur einen Auszug. Vollständig Kön. 648. 
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Versprechen, in Zukunft keinem mehr ein Amt in Preussen zu 
übertragen, keinen mehr in „consiliis Prutenicis*, „legationibus“ 
und anderen Verrichtungen zu gebrauchen und alle von ihnen ohne 
Zuthun der Regimentsräte verliehenen Privilegien und abgefassten 
Reskripte zu kassieren. Insbesondere verlangten sie die Entfernung 
der märkischen Beamten aus der allgemeinen Ämter- und Kammer- 
visitation — warum, darüber konnte ihre Versicherung, der Visi- 
tation an sich seien sie sehr geneigt und dächten auch nicht daran, 
dem Kurfürsten etwas vorzuschreiben, keinen Einsichtigen täuschen. 
Von einer Kommission, in der bloss adlige Preussen waren — auch 
nichtadlige Preussen sollten zur Visitation nach den „Dekreten* 
nicht zugelassen werden — hatten sie weder zu fürchten bloss- 
gestellt zu werden, noch waren von ihr unbequeme Reformen zu 
erwarten. Demselben Zwecke, eine Leitung des Landes in einem 
ihnen missliebigen Sinne unmöglich zu machen, dienten auch die 
Forderungen, dass keine preussischen Angelegenheiten in der 
märkischen Kanzlei erledigt, dass keinem Fremden ohne Befragung 
der Stände das Indigenat und die damit verbundenen Rechte 
verliehen würden, die Bitte um Bestätigung einer Assekuration 
„wegen Nichteinführung fremden geworbenen Volks“. In der- 
selben Absicht suchten andere Gravamina den Beamten von 
preussischem Adel, insbesondere den Oberräten, alle ihnen durch 
die ständischen Privilegien verbürgten Rechte unverkürzt zu er- 
halten. So klagten sie, dass die Verschreibungen und Abschiede 
der Oberräte, die nach den Privilegien dieselbe Kraft haben sollten, 
wie wenn der Kurfürst sie selbst unterschrieben hätte, in letzter 
Zeit „disputierlich‘‘ gemacht würden. Sie klagten weiter, dass Nicht- 
adlige mit Ämtern bekleidet worden seien, die nur Adligen zu- 
ständen, dass in der Beförderung die vorgeschriebene Stufenleiter 
nicht eingehalten werde. Sie klagten über die Vereinigung mehrerer 
Hauptmannsstellen in einer Hand, da hierdurch dem Adel eine 
Reihe einträglicher Ämter verloren ging, sie forderten, Musterun- 
gen, die nicht die dringende Not des Landes erheischte, und 
Truppenwerbungen, durch die das Land „an Mannschaft erschöpft‘ 
werde, sollten künftig unterbleiben, Delatoren, die sie bei dem 
Kurfürsten verleumdeten, namkundig gemacht werden, und den kur- 
fürstlichen Fiskalen sollte bei Geld- oder Leibesstrafe verboten 
werden, sich in andere Sachen zu mischen, als ihnen zukäme. Nur 
wenige Gravamina bedeuteten keinen Eingriff in die mühsam er- 
rungenen Machtbefugnisse des Landesherrn. Die Forderung, dass 
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bei Verpachtungen dem Adel der Vorzug gelassen werde, richtete 
sich mehr gegen das Bürgertum als gegen den Kurfürsten; die er- 
betene Grenzregulierung konnte er ihnen gerne zugestehen, und 
die Forderung, dass die Landtagsabschiede unverändert in die 
Ämter geschickt würden, war nicht unbillig. Dagegen lassen andere 
Forderungen um so deutlicher erkennen, wie weit die Prätensionen 
des preussischen Adels gingen, vor allem ihre Gravamina wegen 
der Forstwirtschaft. Die forderten die Abschaffung aller Neuerun- 
gen, durch die Georg Wilhelm es versucht hatte, ihren altherge- 
brachten Übergriffen auf sein Eigentum einen Riegel vorzuschieben 
und damit die Anfänge einer rationellen Forstwirtschaft zu er- 
möglichen. Als der alten Observanz zuwider sollte er es aufgeben, 
zu den in der alten Holzordnung spezificierten Gehegen noch andere 
Teile seiner Waldungen einzubegen; er sollte den Adligen fürder- 
hin nicht verwehren, mit Büchse und Hunden über kurfürstlichen 
Grund und Boden zu reiten; er sollte die Holzmärkte und die 
neu eingeführte „sehr beschwerliche‘“ Holztaxe abschaffen, das ‚„Sam- 
ländische Privilegium‘ interpretieren, wie es ihrem, und nicht wie 
es seinem Interesse am besten entsprach, den Privilegierten Holz 
anweisen, wo sie eg bequem und reichlich erlangen könnten, und 
die mit der Aufsicht über den Wald betrauten ‚„Wildnissbereiter“ 
der Gerichtsbarkeit eines ständisch gesinnten Hauptmannes neben 
der des Jägermeisters unterstellen. Die Vereinigten Gravamina 
enthielten, wie man sieht, vorzugsweise die besonderen Wünsche 
des Adels, und die Interessen des Bürgertums traten dahinter 
zurück. Hauptsächlich im Jnteresse der kleinen Städte lag zum 
Beispiel die Forderung, es sollten keinerlei Kontributionen mittels 
Exekution beigetrieben werden, die nicht einhellig auf einem Land- 
tage gewilligt wären, und wo es geschehen, den Geschädigten die 
abgenommenen Gelder wiedererstattet werden. Hauptsächlich im 
Interesse der Hauptstadt aber lag die auch durch eine besondere 
Petition erstrebte und ausführlich begründete Forderung der Auf- 
hebung des neuen Pillauer und Memeler Seezolls. 

Andere Beschwerden der Städte Königsberg, die in den Vereinig- 
ten Gravamina nicht wohl eine Stelle finden konnten, da sie sich nicht 
weniger gegen die Oberstände wie gegen den Kurfürsten richteten, 
brachten ihre „Additionalia Gravamina“. Ihre Hauptklage darin bezog 
sich auf die Duldung und Begünstigung von Handel und „Brauwerk“ 
auf den Schlossfreiheiten und auf dem platten Lande. Entgegen 
ihren Privilegien, klagten sie, würde den Bauern in der Umgebung 
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Königsbergs, den Krügern, wenn sie ihre „selbsterbaute‘ Gerste 
verbraut, verwehrt, ihr Bier aus den Städten zu nehmen und statt 
dessen Amtsbier aufgenötigt, und die Stadt selbst würde mit Land- 
bier überschwemmt. Auf den kurfürstlichen Freiheiten nähme der 
Landbierschank mehr und mehr zu, Gerichtsleute wären hier 
besonders zum „Brauwerk“ privilegiert, Kaufmannschaft, Krämerei 
und Gewerke aller Art blühten empor, hätten sogar neuerdings 
das Recht, sich zu Zünften und Gilden zusammenzuschliessen und 
Gewerksrollen erlangt, und die Händler dürften ungehindert durch 
das Land ziehen und den städtischen Kaufleuten die Kundschaft 
rauben. Wohl liess sie ein kleinlicher Brotneid auch anderen, 
minder privilegierten Städten, wie Tilsit und Memel, streitig machen, 
was sie bier als „bürgerliche“ Nahrung für die Städte allein in An- 
spruch nahmen; doch der grosse Gegensatz zwischen Stadt und 
Land, die Unvereinbarkeit ihrer Interessen, wenigstens ihrer ein- 
gebildeten Interessen, die dann in der verschiedenen Art der 
Kontributionswilligung offen zu Tage trat, lag hier schon klar 
genug ausgesprochen. Dieselben Klagen brachten auch die Spezial- 
gravamina der kleinen Städte, und zur Abhilfe stellten sie 
radikalere Forderungen als die Hauptstadt. Das Brauen auf dem 
Lande sollte gänzlich verboten werden, „weil dadurch ganze Dörfer 
in Asche gelegt würden‘, die Amtskrüge sollte der Kurfürst gegen 
ein „erträgliches Zappengeld‘‘ innen überlassen, und zur Abwehr des 
„Vorkaufs“ auf dem Lande sollte es ihnen gestattet werden, die 
herumstreichenden Händler gefangen zu setzen, für welche Mühe 
sie überdies eine Entschädigung für billig erachteten. Neu fügten 
sie vor allem Beschwerden über häufige Einquartierungen mit der 
Bitte um Entschädigung, Beschwerden über das Bistum Ermland — 
dass es den preussischen Handwerkern verwehre, seine Märkte zu 
besuchen, dass Ermländische Aufkäufer den Städten des Herzog- 
tums die im Haffe gefangenen Fische vorweg kauften — mit der 
Bitte um Abhilfe hinzu. Die Additionalia Gravämina des Adels 
waren neben solchen prinzipiellen Forderungen unbedeutend. Die 
Vereinigten Gravamina wurden von ihnen zum Teil in persönlicherer 
Fassung wiederholt, Ansprüche auf Entschädigung wegen erlittenerEin- 
quartierung, auf rückständige „Nachtgelder‘ und „Landtagszehrung‘“, 
auf Befreiung von Lasten und Beschwerden über üble Bestellung 
des Landrichteramts hinzugefügt. Auch die Freien, Kölmer, Krüger 
und Schulzen durften ihre Klagen auf dem Landtage anbringen; 
nur den am meisten Bedrückten im Lande, den Bauern, war dieser 
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Weg verschlossen, und auf sie suchten auch jene am mindesten 
Privilegierten ihre Lasten abzuwälzen. So beschwerten sie sich, 
dass man sie zum Bau eines Jagdhauses zwinge, was Sache der 
Bauern sei, dass man sie zum Jagen und „Führen von Tüchern“ 
gebrauche, zur Aufbesserung der Dämme, „Führung der Mühlsteine‘“, 
zur Anfuhr von Staketen in die Festungen, zur Exekutionsvoll- 
streckung gegen Säumige, dass man Stellung „gemeiner‘ Post- 
fuhren von ihnen fordere und andere Scharwerksdienste und 
Leistungen, zu denen sie nach ihren Privilegien nicht verpflichtet 
wären. Andererseits klagten sie auch, dass Bürgern und 
Beamten, die freie Güter und Krüge an sich gebracht, die 
an dem Besitz haftenden Dienste erlassen würden, dass diese nicht, 
wie sie selbst zur „Bereitung des Seestrandes‘“, zur Stellung von 
„Warpenwagen‘ gezwungen würden. Sie beschwerten sich weiter 
über Abgaben, die neuerdings wider ihre Privilegien von ihnen 
verlangt würden, über die jährliche Forderung von drei Scheffeln 
Hafer, von der Hälfte des „gebrochenen Honigs‘, von 10 Procent 
beim Kauf und Verkauf ihrer privilegierten Güter, über die Ein- 
forderung der „Holzgelder‘ auch von denen, die eigene Holzungen 
besässen und aus den kurfürstlichen Waldungen keinen Nutzen 
ziehen Könnten, und die Auflage von schweren Extraordinarkontri- 
butionen, vor allem für die Festungen. Sie beschwerten sich über 
Beeinträchtigung des freien Verfügungsrechtes über ihren Besitz, 
dass man sie ihre kölmischen Hufen nicht ohne Zulass wolle ver- 
kaufen lassen, dass man beim Fehlen männlicher Leibeserben die 
Brüder und Töchter des Erblassers auf ihren magdeburgischen 
Gütern nicht zur Erbfolge zulasse, sondern das Land zum Besten 
der Herrschaft verkaufe; dass ihnen die Ausübung der Jagd auf 
adligem Grund und Boden, den sie durch Zulass erworben, ver- 
wehrt würde. Sehr beweglich klagten sie, dass man die Söhne 
zur Annahme von Werbegeld zwinge, um sie dann in Kriegsdiensten 
ausser Landes zu verwenden, und ihnen noch obendrein die Kosten 
für deren Ausrüstung abnötige. Der Interessengegensatz von Land 
und Stadt trat hier vor allem in der Beschwerde hervor, dass die 
Städte ihnen entlaufenes Gesinde nicht auslieferten. Während sich 
infolgedessen, klagten sie, bei den Bürgern wohl 3—4 Paar in 
einer Stube aufhielten, könnten sie auf dem Lande fast keinen 
Knecht oder Hirten bekommen, und wo sie einen brauchten, 
müssten sie ihm den doppelten Lohn zusagen. 

Am 18. Dezember liess der Kurfürst den Ständen die Reso- 
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lution Georg Wilhelms auf ihre Gravamina überreichen. Wenn er 
am 4. Dezember!) erklärt hatte, die würde ihnen jedenfalls genügen, 
so war das schwerlich seine wahre Meinung gewesen. Die Reso- 
lution?2) war nicht dazu angethan, auch nur einen einzigen Stand 
zu befriedigen. Fast alle Punkte der Vereinigten Gravamina wies 
sie ala unbegründet und unberechtigt ab; bei einigen leugnete sie 
Kenntnis zu haben und forderte eine genauere Specialisierung; bei 
wenigen vertröstete sie auf eine genauere Untersuchung oder ver- 
sprach in allgemeinen Worten nach Beendigung des Landtages 
solche Anordnungen zu treffen, dass sie damit zufrieden sein würden; 
kaum hie und da machte sie ein paar bedingte Zugeständnisse, die 
wenig kosteten. In geistlichen Sachen verhiess der Kurfürst eine 
Kirchenvisitation, in weltlichen war es schon eine ungewöhnliche 
Gunst, dass er versprach, von den Begnadigungen und Pfandver- 
schreibungen, die nach wie vor in der märkischen Kanzlei ausge- 
fertigt werden müssten, der preussischen hinfort immer Nachricht 
zu geben; dass er es für billig erklärte, die Hofgerichtsräte mit 
unnötigen, ihrem Amte fern liegenden Kommissionen zu ver- 
schonen. Eine aussergewöhnliche Nachgiebigkeit bedeuteten auch die 
ausführlichen Bestimmungen, die er wegen des Holzwesens gab 
— so setzte er fest, dass sich zu Königsberg, Insterburg, Rhein 
und Neidenburg ständig ein Holzförster aufzuhalten hätte, an den 
die Privilegierten der umliegenden Ämter sich wenden sollten — 
so wenig sie auch den weitgehenden Ansprüchen der Stände ge- 
nügen konnten. Den letzten Punkt der Vereinigten Gravamina, 
die Forderung eines aerarii publici, überging er mit Stillschweigen. 
Das einzige wirkliche Zugeständnis, das er ihnen machte, war das 
Versprechen, dass die Seezulage nach Ablauf des Köpniker Ver- 
trages im Frühjahre 1641 wegfallen werde, und das verhiess mehr, 
als sein Nachfolger halten konnte. Weit günstiger liess sich der 
Kurfürst über die Additionalgravamina des Adels aus, weil diese 
nicht wie die Vereinigten Gravamina an seine landesherrlichen 
Rechte rührten. Hier versprach er meist Untersuchung und ge- 
rechte Entscheidung; er versprach, wo es nötig, die Landrichter- 
stellen zu besetzen, die beanspruchten Nachtgelder auf Ansuchen 
der Betreffenden auszahlen zu lassen, ihren Anspruch auf Land- 
tagszehrung bei ihren Hinterlassenen zu unterstützen. Dagegen 


1) Prot. der Oberratsstube vom 4. Dezember. Kön. 647. Im Aus- 
zuge U. A. XV. 
2) Kön. 646 I. Im Auszuge U. A. XV. 
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alle wichtigen Specialbeschwerden der drei Städte Königsberg 
wies er ab, oder er vertröstete sie — so wegen ihrer Klage über 
das mehr und mehr zunehmende „Brauwerk‘“ und die Konfiskation 
von städtischem Bier in den Ämtern — auf eine Untersuchung bel 
dem Hofgericht. Und ebenso wies er die kleinen Städte teils ab, 
teils verwies er sie auf eine specielle Untersuchung ausser Land- 
tags. Den Freien, Schulzen und Krügern ging es natürlich nicht 
besser. Es ist bezeichnend, dass das einzige wertvolle Versprechen, 
welches er ihnen gab, sich gegen die Städte richtete. Er verbiess, 
auf Mittel und Wege zu denken, um zu verhüten, dass Knechte und 
Mägde vom Lande nach den Städten entliefen. Georg Wilhelm 
behielt die Partei des Adels, die er schon vor Jahren in dem Streit 
zwischen Stadt und Land genommen,!) bis zu seinem Tode bei. Die 
Frage war, ob der junge Kurfürst ihm in dieser Politik folgen würde. 

Am 20. Dezember?) wurden die Stände für den 7. Januar 
wieder einberufen. Dazu ermahnte sie der Kurfürst noch in 
einem besonderen Schreiben,®) über ihre Privilegien hinaus nichts 
zu fordern, und versprach dagegen, sie bei ihren Rechten zu 
schützen und ihre Wünsche, soweit es mit seiner landesherrlichen 
Hoheit verträglich wäre, zu erfüllen, und er ermahnte sie. ihre De- 
putierten mit genügender Instruktion zu versehen, damit der Land- 
tag, der nun zweimal ergebnislos auseinandergegangen, endlich das 
erwünschte Ende erreiche. 

Allein kaum hatten die interkurialen Verhandlungen nach 
dem Wiederzusammentritt der Stände begonnen, so drohte dem 
Landtag eine neue Verzögerung. Am 11. Januar empfingen die 
polnischen Gesandten ein königliches Schreiben, das die Suspension 
des Landtages forderte,*) eine Zumutung, für die ich den Grund nicht 
sowohl in der Absicht des Königs, ‚die vorläufige Suspension der 
kurfürstlichen Regierungsgewalt aller Welt greifbar vor Augen zu 
stellen‘‘,5) erblicken möchte, als in seinem Wunsche, sich wit dem 


1) Vgl. U. A. XV. Einl. S. 181 ff. 

2) Kön. 646 II. Ausschr. vom 20. Dezember. 

3) Der Kurf. an die Stände 25. Dez. 1640. U. A. XV. 

4) Nach einer Notiz Kön. 648. Das U. A. XV. Einl. S. 227 Anm. 6 
erwähnte Schreiben des Königs vom 26. Jan. ist nicht das erste in dieser 
Angelegenheit, sondern eine Antwort auf eine infolge des königlichen 
Befehls an die Gesandten am 14. Januar 1641 abgeschickte Petition 
der Stände (um die Erlaubnis, den Landtag fortsetzen zu dürfen). 
[Kön. 648.] 

5) Vgl. U. A. XV. S. 227. 


Bepliken der Stände. 83 


Kurfürsten über die Beibehaltung der Seezulage definitiv zu einigen, 
bevor diesem neue Angriffe des Landtages die Kontinuation des 
Vertrages unthunlich erscheinen lassen konnten.!) Glücklicher- 
weise widersetzten sich die Stände und Oberräte einmütig dieser 
polnischen Anmassung und unterbrachen die Landtagsverhandlungen 
trotz mehrfach erneuter Befehle des Königs nicht.?) 

Ende Januar tauschten die Stände ihre Repliken®) auf 
die kurfürstliche Resolution aus. Die Replik der Städte wurde 
von den beiden anderen Ständen nicht angenommen,?) vor allem 
einer gedruckten Beilage B wegen, worin sie einen vor Jahren 
von ihnen abgefassten Protest gegen die Landesordnung erneu- 
erten. Ihre Hauptklagepunkte bildeten die adelsfreundlichen 
Bestimmungen der Landesordnung, wodurch den Arbeitern 
und Dienstboten der Zuzug von dem Lande zur Stadt er- 
schwert wurde, und sie traten deshalb energisch für das Recht der 
Freizügigkeit der Bauern ein, die der Adel mit allen Kräften be- 
kämpfte. Durch die Bestimmung, meinten sie in ihrem Protest- 
schreiben, dass kein Dienstbote angenommen werden dürfte, der 
nicht einen Entlassungsschein der vorigen Herrschaft vorzuweisen 
hätte — dessen Ausstellung ja der Adel jederzeit verweigern 
könnte — durch die Bestimmung, dass zwischen dem Austritt und 
Wiedereintritt in den Dienst immer ein Zwischenraum von wenig- 
stena acht Tagen liegen sollte, dass die Städte den entlaufenen 
Bauern selbst aufsuchen und ausliefern sollten, durch diese und 
andere Bestimmungen der Landesordnung, welche thatsächlich Auf- 
hebung der Freizügigkeit bedeuteten, würden die armen Leibeige- 
nen elender behandelt als die Tiere; denn deren Junge könnten 
doch, sobald sie geboren wären, von dem Orte fortlaufen, die Kinder 
der Leibeigenen aber nicht. Sie verbreiteten sich dann über die 
Begriffe Unterthänigkeit und Leibeigenschaft und leugneten, dass 
letztere in Preussen zu Recht bestehe. Die Deutschen, die unter 


1) Vgl. UA. I. Bericht Hoverbecks vom 25. November 1640, wonach 
der König in einer Konferenz am 24. November sagte: Es wäre zu 
wünschen, die Reassumation des Landtags wäre bis etwa zu Ausgang des 
Vertrages verschoben worden. 

2) Schreiben des Königs vom 26. Januar und 23. Februar und der 
Oberräte und Stände an den König 8. und 9. Februar. Kön. 646 U. u. 651. 

8) Repliken der Landräte und der Ritterschaft an die Städte ge- 
kommen am 28. Jan. 1641. Kön. 649. 

4) Nach einer Notiz Kön. 649. 

6* 
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dem Orden in das Land gekommen und ihr Leben an die Erobe- 
rung des Landes gewagt, wären natürlich frei geblieben und hätten 
vom Orden Grund und Boden gegen jährlichen Zins, meist zu köl- 
mischem Rechte erhalten. — Die Preussen andererseits, die der 
Orden unterworfen, wären zwar nach Kriegsrecht Leibeigene ge- 
worden. Allein der erste Herzog Albrecht hätte ihnen die persön- 
liche Freiheit geschenkt, und nur ihr Besitz sei der Herrschaft ver- 
blieben. Alle preussischen Unterthanen wären daher heute soweit 
frei, dass sie ihre Herrschaft vor Gericht verklagen könnten, und 
müssten nur bis zur gerichtlichen Entscheidung ihren Pflichten 
nachkommen. Nach römischem Rechte aber wären selbst die Kinder 
von Leibeigenen persönlich frei. Wie viel mehr müssten es die 
Kinder persönlich freier Leute sein, bevor sie sich durch Ueber- 
nahme eines Bauerngrundstückes in dingliche Abhängigkeit begäben. 
Sie fügten hinzu, dass die Freizügigkeit der Bauern und die Be- 
seitigung der diese thatsächlich aufhebenden Bestimmungen nicht 
nur im Interesse der Städte, sondern des ganzen Landes läge. 
Denn es sei kein gutes Mittel, um Leute in das entvölkerte Land 
hereinzulocken, wenn man ihnen „die höllische Dienstbarkeit‘“ in 
der Landesordnung „vor die Nase hielte‘. — Gegen den Druck 
dieser Protestschrift protestierten die Oberstände, beschuldigten die 
Städte Königsberg der Aufwiegelung des Landes und liessen durch 
den kurfürstlichen Fiskal ein Strafmandat von 30000 Dukaten gegen 
sie ausbringen.!) Der Bruch zwischen den Ständen war damit un- 
heilbar geworden. Die Städte reprotestierten bei den Oberräten und 
rechtfertigten ihren Schritt. Die Bedingungen, von denen die Ober- 
stände die Annahme ihrer Replik abhängig machten — dass sie 
1) alles daraus fortliessen, was dem Kurfürsten und dem „Status des 
ganzen Landes“ zuwider wäre, 2) die von den anderen Ständen 
befolgte Ordnung inne hielten, 3) die Beilage B wegliessen — 
wiesen sie als unannehmbar zurück: Die Beilage B müssten sie 
für ihre höchste Notdurft erachten. Schliesslich wandten sie sich 
mit einer Petition und Rechtfertigung an den Kurfürsten persön- 
lich.?2) Der Adel selbst hätte die Landesordnung als ein konfuses 
Werk bezeichnet, und der Kurfürst würde in ihre Publikation ge- 





1) Königsberg an die Oberräte. 19. Febr. und 25. Febr. Kön. 646 II. 
Replik der Städte 4. März. Kön. 648. Die Oberstände an die Oberräte 
27. Febr. Kön. 648. 

2) Die Städte an den Kurf. 4. März, 19. März. Der Kürfürst an die 
Städte 19. März, 26. März. Kön. 646 II. 


Zwist zwischen Oberständenu. Städten. Neue Additionalgravaminad. Adels. 85 


wiss nicht gewilligt haben. -— Der Kurfürst liess in seiner Ant- 
wort auf sich beruhen, was die Städte gegen die Landesordnung 
einzuwenden hätten; aber er sprach die Erwartung aus, dass sie 
den Druck der Protestschrift als Uebereilung anerkennen und die 
ausgegebenen Exemplare zurückziehen würden. Nachdem er ihnen 
dann noch auf eine neue Eingabe die Versicherung gegeben, dass 
diese Nachgiebigkeit ihnen zu keinem Präjudiz gereichen und für 
die endliche Entscheidung belanglos sein sollte, reichten sie am 
4. April die Beilage B schriftlich ein.!) — Inzwischen hatten die 
Oberstände am 14. März ihre Replik auf die Resolution Georg 
Wilhelms eingereicht.2) Sie wiederholten darin im wesentlichen 
ihre ursprünglichen Gravamina, standen jedoch auch in einzelnen 
Punkten von ihrer Forderung ab und gaben sich mit der rechtfer- 
tigenden Erklärung des Kurfürsten zufrieden. So willigten sie ein, 
dass der Hauptmann zu Neuhausen, dessen Absetzung sie gefordert 
hatten, im Amte bliebe, gaben zu, dass Partikularmusterungen zu 
gelegener Zeit nicht Unrecht genannt werden könnten, und nahmen 
seine Anordnungen wegen der Holzung, wegen der Grenzregulie- 
rung u. a. m. mit Dank an. Wo sie ihre Forderungen noch ver- 
schärften, richteten sie sich gegen das Bürgertum. So begnügten 
sie sich nicht mehr mit der in den vereinigten Gravamina ge- 
wünschten und von Georg Wilhelm abgegebenen Erklärung, dass 
dem Adel bei gleichem Gebot der Vorzug bei Verpachtungen ge- 
lassen werden sollte, sondern beanspruchten innerhalb Jahr und 
Tag ein Einspruchsrecht bei jedem Pachtkontrakt. 

Gleichzeitig aber mit der Replik überreichten die Adligen 
22 neue Additionalgravamina®) — meist Bitten um Erlass angeb- 
lich zu Unrecht erhobener Gelder, um Begleichung von Schuld- 
forderungen, Entschädigungen und Auszahlung von vorenthaltenen 
Besoldungen. An der Spitze der Gravamina traten sie für die 
Rechte und Interessen der Königsberger Universität ein und for- 
derten, jede Beeinträchtigung ihres ,‚jus praesentandi novos pro- 
fessores“, worüber diese in mehreren Petitionen Klage geführt, zu 
vermeiden, den Professoren die Holzdeputate nicht bloss unver- 
kürzt aushändigen zu lassen und den Oberjägermeister Hartenfeld, 
der dies verweigere, zu bestrafen, sondern sie noch zu erhöhen und 
die Auszahlung ihrer Salaria „secundum valorem pristinum“ anzu- 


1) Die Replik nahe Beilagen Kön. 646 I. 
2) Kön. 646 I. 
3) Ebenda. U. A. XV. giebt einen Auszug. 





86 Die ausserordentlichen Einnahmen. Kontributionen. 


ordnen. Andere Forderungen waren die eines „Ordinarresidenten‘ 
von preussischem Adel am Warschauer Hofe, strengere Aufsicht über 
die „Keitelfischerei‘, eines Neudrucks und einer Uebersetzung der 
ständischen Privilegien. Gegen die Städte richtete sich die For- 
derung einer Einschränkung der Lederausfuhr und die Forderung, 
Königsberg möge zur Instandhaltung der Dämme eines die neue 
Gilge genannten Kanals im Tilsitschen angehalten werden, da es 
den Zoll darauf erbebe.!) Auch neue Gravamina der Freien wurden 
damals den alten hinzugefügt. Sie brachten in den verschiedensten 
Variationen die Klage über zu schwere und ihren Privilegien wider- 
sprechende Belastung mit Abgaben und Frondiensten nnd wussten 
über schwere Excesse von Beamten zu berichten. Ein Kornschreiber 
im Amte Lyck sollte die Quittungen über die empfangenen Kontri- 
butionsgelder ‚„dolose‘“ zerrissen und die Freien dadurch zu doppelter 
Zahlung gezwungen, der Amtsschreiber zu Angerburg sollte die im 
Amte deponierten Gelder Unmündiger, die er vor 12 Jahren ver- 
ausgabt, bisher den an ihn ergangenen Befehlen zum Trotz nicht 
wieder erstattet haben.?) 

Die Replik, welche die Städte am 4. April den Regiments- 
räten übergaben, zeigte schon äusserlich die Trennung von den 
Oberständen durch eine abweichende Numerierung der Gravamina 
an. Inhaltlich trat der Gegensatz selbst bei Wiederholung der Ver- 
einigten Gravamina hervor. In einigen Punkten 'noch anspruchs- 
voller als die Oberstände — so forderten sie nicht nur Aufhebung 
der Seezulage, sondern erklärten auch die Auszahlung der einge- 
kommenen Zollgelder an „die Landschaft‘ für billig; so fassten 
sie als Antwort auf die kurfürstliche Resolution wegen der Hol- 
zung alle „abusus“, die dabei vorgehen sollten, zusammen — waren 
sie auf der anderen Seite wieder sehr viel nachgiebiger. So er- 
innerten die Städte, dass jetzt die grösste Sparsamkeit notwendig 
sei, und dass man daher dem Kurfürsten keine Schwierigkeit 
machen dürfe, wenn er mehrere Hauptmannschaften zusammenzöge. 
Die Forderung eines Einspruchrechtes bei jedem Pachtkontrakt 


1) In dem Exemplar, das die Oberstände den Städten zukommen 
liessen, wurden diese beiden Punkte ausgelassen. [Kön. 649.] 

2) U. A. XV. S. 285. Anm. giebt den Verlauf der Verhandlungen nicht 
ganz richtig an. Die Duplik des Kurfürsten erfolgte nicht auf das Beden- 
ken der Oberstände über die Proposition vom 17. Dez., sondern erst auf 
die Replik der Oberstände vom 14. März, womit diese die ihnen am 18. Dez. 
überreichte Resulution Georg Wilhelms auf ihre Gravamina beantwortet 
hatten. Die Duplik wurde erst am 12. April den Ständen präsentiert. 
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wiesen sie als eine unbillige, den Kurfürsten nicht weniger wie 
die Städte schädigende Anmassung des Adels zurück. Wenn dieser 
zur Begründung einer solchen Forderung angeführt hatte, dass den 
Bürgern manche andere Erwerbsquelle zustehe, so gaben sie das 
allerdings zu; aber sie bestritten seine weitere Behauptung, dass 
sie die Waren teurer als er verkauften. Im Gegenteil, am Bier 
zumal verdienten sie selbst 1 bis höchstens 2 Mark pro Tonne, der 
Adel dagegen produziere sein schlechtes Bier zu 6—7 Mark und 
nötige es den Krügern zu 14—15 Mark auf. Überdies aber 
wären sie dem Adel gegenüber im Nachteil, da sie nicht die Ämter 
inne hätten und deshalb nicht wie er erfahren könnten, wasin der 
Kammer vorginge, wann ein Gut, ein Dorf, ein Vorwerk zu ver- 
pachten sei. Sie glaubten daher ein billigeres Gesuch vorzubrin- 
gen als der Adel, wenn sie um frühzeitige Publikation der Pacht- 
termine bäten, damit die Güter zum Vorteile der Herrschaft stets 
dem Meistbietenden zu teil würden. Bei dem Punkte der unbe- 
willigten Kontributionen nahmen sie wiederum Veranlassung, warm 
für die Armen im Lande einzutreten. In drei Jahren, von 1637 bis 
1640, hätten die „unmittelbaren Unterthanen‘, wie ihre Klagen aus- 
wiesen, nicht weniger als 25 Mk.!) Extraordinarkontributionen zu 
tragen gehabt. Von den Bauern sei die Last bereits zu den Freien, 
Krügern, Schulzen und Kölmern übergegangen, und es stände zu 
befürchten, wenn die ruiniert, so würden die Städte und der Adel 
daran kommen. Nach Erledigung der gemeinsamen Beschwerde- 
punkte berührten sie kurz die Additionalia des Adels und wieder- 
holten dann in grosser Ausführlichkeit ihre Specialbeschwerden 
über die Schlossfreiheiten und über Handel und Brauwerk auf dem 
Lande und in minder privilegierten Städten. Man nähme ihnen, 
klagten sie, „Gerechtigkeit“ und „Nahrung“, indem man durch Be- 
günstigung der Schlossfreiheiten gleichsam neue Städte in den 
Städten aufbaue. Sie baten, die neuen Gewerksrollen auf den Frei- 
heiten zu kassieren und die Handwerker an die Städte zu verwei- 
sen, die Austeilung der städtischen Gewerksrollen nicht dem ge- 
schäftsunkundigen Fiskal zu übertragen, sondern den Stadträten 
zu lassen, und erklärten es für das ratsamste, dass der Kurfürst 
überhaupt auf sein Bestätigungsrecht der Rollen verzichte. Denn 
da die Gewerke die Rollen selbst machten und die Stadträte sie 
nach Verbesserung konfirmierten, so wäre seine Bestätigung nur 


1) Nämlich von jeder Hufe. 
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eine „confirmationis confirmatio‘“, und wenn die für nötig erachtet 
würde, so könnte man ja auch noch bis zum Könige hinaufgehen, was 
denn gewiss zu Änderungen führen würde. In betreff des Handels 
auf dem Lande wiesen sie die Ansicht der Oberstände, dass die 
„umstreichenden Schotten und Paudelkrämer‘ dem Lande nützlich 
wären, als unrichtig zurück. Sie übersähe den von ihnen verübten 
„Betrug“, die „Benachteiligung der Städte“ und die „Ausführung 
des Geldes aus dem Lande‘. Sie klagten, dass der verstorbene 
Kurfürst sich nicht wegen der Landkrüger, die Getreide, Flachs 
und andere Waren gegen Salz, Heringe und Kramwaren umtausch- 
ten, also öffentliche Handlung trieben, resolviert, da doch die klei- 
nen Städte sich in ihren Specialgravamina darüber beschwert hätten. 
Ausführlicher gaben sie auch ihrer Sorge wegen eines von den 
Littauern in Warschau angeregten neuen Memeler „Depositorii* Aus- 
druck. Georg Wilhelm hatte erklärt, nichts davon zu wissen. Sie 
baten den Kurfürsten, auch niemals darauf einzugehn. Denn Kö- 
nigsberg sei das jus depositorii zugesichert und das Versprechen 
gegeben worden, es solle kein neues Depositorium angelegt werden. 
Auch sei der Festung Memel keine allgemeine, sondern nur eine 
„limitierte‘‘ Handlung zugestanden worden. So dürften sie zwar ein mit 
Waren, aher nicht ein mit Ballast einlaufendes Schiff neu befrachten, so 
dürften die Memeler nicht mit den Holländern, Danzigern oder 
anderen ausländischen „Liegern‘“ handeln, sie dürften keine Waren 
nach Danzig überführen, sondern müssten sie in Königsberg zu 
Markte bringen, und sie hätten auch nicht das Recht des Schiff- 
baus. Sie klagten weiter über die Menge der Bönhasen in Kö- 
berg; sie klagten, dass den Königsberger Viehhändlern in manchen 
Ämtern der Ankauf von Vieh verwehrt würde, und sie baten, den 
Verkauf von Vieh ausser Landes zu verbieten. Vor allem aber 
klagten sie, dass ihre Beschwerde wegen des Brauwerks fast ganz 
übergangen worden, da sie doch am dringendsten wäre, und nah- 
men sie deshalb wieder auf und stellten in langer Parallele dem 
glücklichen Einst das Elend der Gegenwart gegenüber. Ursprüng- 
lich wäre dem Landesherrn wie dem Adel nur zu eignem Bedarf 
zu brauen gestattet gewesen. Bald hätte sich der Landesherr dar- 
über hinweggesetzt, und dem Adel sei der „billige“ Krugverlag zu- 
gestanden worden. Schliesslich aber sei dann auch jede „Billig- 
keit‘ geschwunden, und gegenwärtig würden die Bauern, die es 
noch wagten, Bier zu Festlichkeiten aus den Städten zu nehmen, 
geprügelt, und das Bier würde ihnen abgenommen. Ja, im Tap- 
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lackischen lasse man von den Kanzeln predigen, die Bauern sollten 
keine Gerste in die Städte führen, noch Bier daselbst kaufen, und 
diese selbst würden jetzt, während früher die Einfuhr von Bier gänz- 
lich verboten war, teils aus den Ämtern im Namen des Kurfürsten, 
teils von Adligen, Freien, Schulzen und Pfarrern überschwemmt. 
Ursprünglich hätte man ihnen zugestanden, auf eine Meile im Um- 
kreis sollten keine neuen Krüge angelegt werden; bald sei man 
aber auf eine Viertelmeile und noch weniger heruntergegangen. 
Früher hätte man wenigstens den kölmischen Krügern im Gegen- 
satz zu den Amtskrügern Freiheit gelassen, Bier nach ihrem Be- 
lieben zu verschenken; jetzt würden auch sie zum Verschank von 
Amtsbier gezwungen. 

Am 12. April wurde den Ständen eine kurfürstliche Resolution 
auf ihre Replik ‚in forma duplicae‘“ überreicht.!) Sie bezog sich 
nur auf die Replik der Oberstände und überging die Specialgra- 
vamina der Städte völlig — der junge Kurfürst setzte, vielleicht 
unter dem Einfluss der Oberräte, auch in dieser Hinsicht die Politik 
seines Vaters auf das genaueste fort. Die Duplik machte nur 
wenige unbedeutende Zugeständnisse über die Resolution Georg Wil- 
helms hinaus, so z.B., dass bei Anwesenheit des Kurfürsten im Herzog- 
tum alle zur preussischen Registratur gehörigen Sachen in der preussi- 
schen Kanzlei ausgefertigt werden sollten, dafür milderte sie mehrfach 
die schroffe Ablehnung zu einer versöhnlicheren Form herab, ohne 
doch in der Sache selbst nachzugeben, und machte einige allgemein 
gehaltene Versprechungen, durch die der Kurfürst sich zu nichts 
Bestimmtem verpflichtete. Der heiklen Frage der Seezulage wic 
er aus, indem er betonte, er wünsche selbst ihre Abschaffung, und au: 
den Ablauf des Vertrages in allernächster Zeit hinwies. Zugleich re- 
solvierte er sich auf die ‚Nova Additionalia‘‘ der Ritterschaft. 
Hier machte er einige Zugeständnisse. Er sagte die Begleichung 
der Rappeschen Schuldforderung zu, desgleichen den Druck der 
ständischen Privilegien für den Fall, dass sich ein Verleger, die 
Bestellung eines Preussen als Residenten am Warschauer Hofe, 
falls sich ein dafür geeigneter von Adel fände. Weiter gab er 
allgemein gehaltene Vertröstungen auf Untersuchung und gerechte 
Verabschiedung auch hier. So versprach er in der Frage der 
Lederausfuhr es so zu „moderieren“, dass kein Teil Grund zur 
Beschwerde haben würde. Die Klage wegen der Universität wies 





1) Kön. 646 I. Vgl. Kön. 643. 
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er zurück, und die meisten Geldansprüche wies er als Privatforde- 
rungen vom Landtag ab. 

Die Duplik fand bei den Oberständen eine verhältnismässig 
günstige Aufnahme. Sie erklärten sich in ihrer Triplik!) bereits in 
einer ganzen Zahl von Punkten mit dem Bescheide des Kurfürsten 
einverstanden und ebenso in den meisten Punkten mit der Resolu- 
tion auf die Nova Additionalia. Eine „vereinigte Triplik‘ der 
gesamten Stände kam nicht zur Eingabe, weil die Oberstände die 
Aufnahme der städtischen Specialgravamina verweigerten.?2) Die 
Städte reichten am 25. April ihre Triplik®) gesondert ein. Sie 
bezogen sich darin fast durchgehends auf ihre auch in der Anlage 
beigefügte Replik, beklagten sich, dass ihre Specialbeschwerden 
darin gänzlich übergangen worden wären, und betonten, dass ihr 
Hauptgravamen, die Seezulage, trotz des Ablaufs des Köpniker 
Vertrages immer noch fortdauere. 

Am 1. Juni liess der Kurfürst den Ständen mündlich eine 
Resolution auf ihre Tripliken mitteilen,*) ohne dass die Sache da- 
durch wesentlich gefördert worden wäre. Sie machte noch das 
weitere Zugeständnis, dass neben dem Gouverneur von Memel, 
dessen Absetzung sie gefordert hatten, ein Hauptmann von preussi- 
schem Adel „bestellt“ werden sollte, und sie äusserte sich zum 
ersten Mal über den bisher immer übergangenen Punkt 31 der 
Vereinigten Gravamina, die Forderung eines aerarii publici: Der 
Kurfürst halte für das beste, die Kastenordnung. zu reassumieren 
und nach ihr den Kasten wieder zu bestellen. 

Am 5. Juni wurde zu schnellerer Erledigung der streitigen 
Punkte mündliche Weiterberatung beschlossen.d) Sie dauerte vom 
t. Juni bis in den September fort und führte wenigstens zu einer 
scheinbaren Einigung mit den beiden Oberständen. 

Vom 29. August ist die letzte Resolution des Kurfürsten auf 
ihre Gravamina datiert. Er hatte in einigen Punkten noch weiter 
nachgegeben. Am 5. Juli bereits konnte er den Ständen die Er- 
nennung einer Kommission zur Vornahme der versprochenen 
Kirchenvisitation und deren Instruktion mitteilen.) Die Prüfung 


1) o. D. Kön. 646 1. 

2) Nach Kön. 649. 

3) Kön. 646 I. 

4) Kön. 649. 

5) Ex Prot. 5. Juni. Kön. 646 II. Juni—September Kön. 649, Kön. 651. 
6) Kön. 646 II. 
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der Rechtgläubigkeit, soweit hatte er den Wünschen der Stände 
gewillfahrt, stand darin an erster Stelle; im übrigen aber erstrebte 
sie eine Besserung des Kirchen- und Schulwesens, die dem Kur- 
fürsten nicht weniger erwünscht sein konnte als den Ständen. 
Nach dem Sinne der Theologen war sie nicht, wie eine umfang- 
reiche Protestschrift von theologischer Seite!) zeigt. Denn war sie 
auch auf Aufbesserung ungenügender Gehälter — bis auf eine 
Mindestsumme von 100 Mk. — bedacht, so wollte sie doch un- 
passende, Amt und Gemeinde schädigende Nebenbeschäftigungen 
der Pfarrer nicht dulden. Da sie vielfach ihren Unfleiss mit dem 
Bestellen ihres Ackers beschönigten, so sollten die Visitatoren die 
Kirchenhufen verpachten, Branntweinbrennen, Branntwein- und 
Bierschank sollten sie ihnen zur Vermeidung des Ärgernisses ver- 
bieten. Sie sollten sorgen, dass die Pfarrer Schadenersatz für 
Beschädigung ihrer Amtswohnungen zahlten, dass sie die ihnen 
fertig gelieferten Zäune nicht zur Feuerung benutzten, dass sie zu 
kleinen Reparaturer in ihrem Hauswesen nicht die ganze Gemeinde 
aufböten, da die Leute hierdurch nicht nur ihre Arbeit versäumten, 
sondern auch zu Trinkgelagen Anlass bekämen. Die jährliche 
Abhörung des Gebetes in den Privatwohnungen sollte abgestellt 
und nach den Kirchen verlegt werden. Diese und andere Miss- 
stände im Kirchenwesen hob die Instruktion hervor und befahl ihre 
Abschaffung, und ähnliche Anordnungen traf sie wegen des Schul- 
wesens. 

Am 8. Juli fand die mündliche Beratung mit den Oberständen 
über die Gravamina in geistlichen Angelegenheiten ihren Abschluss.?) 
Wie in der Bestellung der Kirchenvisitatoren, so hatte der Kur- 
fürst auch darin den Ständen nachgegeben, dass er die Ernennung 
eines adligen Konsistorialpräsidenten in Aussicht stellte, in der 
Hauptbeschwerde aber wegen des „Exercitii Reformatae religionis‘ 
waren seine Zusicherungen sehr vorsichtig und unbestimmt gehalten; 
war er doch sogar unmittelbar finanziell an der Beibehaltung der 
Reformierten im Lande interessiert. Ihre Entfernung hätte seine 
Zolleinkünfte nicht unbeträchtlich vermindert.?2) Er verhiess wohl 
den Prädikanten in Memel ‚‚ehest‘‘ nach der Mark abzuberufen; 


1) Kön. 653. 

2) Nach Kön. 649. 

3) Vgl. Prot. U. Nr. 198. Leuchtmar erinnert, mit dem Fortgehen 
der Kurfürstin aus Preussen würden die Reformierten sich von Königsberg 
entfernen und also der Zoll abgehen. 
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aber er hielt fest daran, dass seine reformierten Offiziere und 
Beamten auf Lebenszeit im Amte blieben, und versprach nur 
künftig bei neuen Bestallungen, die Pakta und Privilegia in ge- 
bührende Acht zu nehmen. Er hielt dem Widerstande Königsbergs 
gegenüber an einem reformierten Kirchhofe bei den Städten fest 
und vertröstete sie damit, dass sie Leichenpredigten daselbst, 
den Bau von Kirchen und eine Erweiterung nicht zu befürchten 
hätten. 

 Ähnlicher Art waren seine Zugeständnisse in weltlichen 
Sachen. Nur in sehr wenigen Punkten gab er im Verlaufe der 
mündlichen Verhandlung den Ständen über die früheren Resolu- 
tionen hinaus noch etwas nach. Einige Versprechungen machte er 
noch im Forstwesen. Er verhiess die Anstellung eines adligen 
Preussen als Forstmeister und „einiger tüchtiger Preussen“ als 
Holzförster, versprach, keinem Wildnisbereiter künftig selbständig, 
ohne Vermittelung der ‚„magistratus loci‘“ die Pfändung verdäch- 
tigen Holzes zu gestatten, und gestand den Adligen die Ausübung 
der Jagd auch da zu, wo sie nur etwa 3—4 Hufen „im Gemenge“ 
hätten. Er willigte ein, dass künftig nicht zwei Brüder in der 
Oberratsstube und im Hofgericht angestellt werden sollten, erklärte, 
der Punkt des „juris indigenatum conferendi“ solle einstweilen 
suspendiert bleiben, und liess es an einer Menge von allgemeinen 
und unbestimmten Zusicherungen nicht fehlen. Aber er gab da- 
mit nur sehr wenig preis. Insbesondere blieben die Männer im 
Amte, deren Absetzung die Stände gefordert hatten; es blieben 
die märkischen Beamten in der Kammervisitation, und es blieb 
auch die Seezulage bestehen. Er wünsche, erklärte er, selbst ihre 
Abschaffung; aber sie sei nur möglich, wenn ihm die Stände andere 
Mittel zum Unterhalt der Festungen vorschlügen. Bei der Er- 
schöpfung seiner Kammereinkünfte wüsste er sonst keine. Die 
Gravamina der Freien erledigte er vollends mit der Versicherung, 
es solle alles in gebührende Acht genommen werden, damit auch 
diese Punkte ihre Richtigkeit hätten. 

Also geopfert hatte der Kurfürst nicht viel; aber er hatte 
auch nicht viel erreicht. Auf die endliche Resolution hin gaben 
ihm die Oberstände am 30. August eine „Attestatio über die Ab- 
stellung und Akkomodation“ der Gravamina,!) die er brauchte, da 
der König vor Vornahme der Belehnung eine solche beanspruchte. 


1) Kön. 649. 
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Das war aber auch das erfreulichste Resultat der langwierigen 
Verhandlungen. 

Die Erklärung, welche die Oberstände darauf am 7. September 
auf die Propositionen abgaben, zeigt, wie wenig sie in Wahrheit 
die Gravamina als beseitigt anerkannten und an eine wirkliche 
Geldbewilligung nach dem Wunsche des Kurfürsten oder gar an 
die wirkliche Abzahlung dachten. Nur die Landräte bewilligten 
ohne Vorbehalt einen Hufenschoss von 5 Gulden, zahlbar in fünf 
Jahren. Die Adeligen dagegen, von ihren Hinterlassenen nur zu 
einer Willigung von 2—-3 Gulden ermächtigt, erklärten sich zwar 
bereit, ihre Instruktion zu überschreiten und 4 Gulden zu bewilligen, 
und versprachen ihre Hinterlassenen auch zur Willigung des 
fünften Guldens zu überreden; aber sie machten einen Vorbehalt, 
wodurch die ganze Willigung für den Kurfürsten ziemlich wertlos 
wurde, die Aufhebung der Seezulage. Beide Stände bewilligten 
weiter ohne Vorbehalt die Anlage und die doppelte Tranksteuer 
und den sechsten Pfennig der Interessen von ausstehenden Kapi- 
talien; allein die Einführung dieser Steuern war nur möglich, wenn 
die Städte zustimmten, und an deren Zustimmung war gar nicht 
zu denken. 

Ende August war mit der mündlichen Beratung über ihre 
Specialgravamina begonnen worden.!) Vergeblich suchte der Kur- 
fürst sie wegen ihrer Forderungen mit allgemeinen Versicherungen 
abzuspeisen, und vergeblich machte er ihnen auch einige Kon- 
zessionen. Eine „endliche Resolution auf der Städte Gravamina‘') 
versprach, den Schlossfreiheiten nicht zu gestatten, Waren ‚‚in Masse 
last- oder stückweise“ zum Wiederverkauf an sich zu bringen, das 
„Brotschenken‘“ auf den Freiheiten zu verbieten, den Krämern und 
Schotten bei Strafe die Ausfuhr von Waren zur See zu untersagen, 
den Gerichtspersonen auf den Freiheiten ihr Privilegium des Bier- 
schankg „gegen anderweite Vergütung‘ zu nehmen. Sie versprach, 
den Gewerken auf Sackheim die Verbindung mit den Städten und 
gemeinsame Rollen zu gestatten, Freibriefe „nicht ohne erhebliche 
Ursache“ zu erteilen, wollte den kölmischen Krügern bei Strafe 
verbieten, erkaufte Gerste zu verbrauen und ihnen nach Verbrauch 
der „selbsterbauten‘ Gerste Freiheit lassen, das Bier zu nehmen, wo 
es ihnen beliebte. Den Städten waren diese Zugeständnisse lange 





1) Prot. vom 27. August 1641. Kön. 649. 
2) Dat. 6. Sept. 1641. Kön. 646 II. 
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nicht weitgehend genug, und ebenso ungenügend erschienen ihnen die 
weiteren mündlichen Erklärungen, die ihnen der Kanzler v. Götze 
am 6. September gab,!) dass der Kurfürst die Überschwemmung 
der Stadt mit Landbier verhüten, dass er nach dem Absterben der 
jetzigen Freischlächter ihre Zahl auf 15 beschränken wollte u. a.m. 
Sie wiesen die endliche Resolution des Kurfürsten zurück,?) und da 
die Oberräte sie nicht zurücknehmen wollten, so protestierten sie _ 
dagegen und erklärten sie für „unkräftig“. Gleichzeitig protes- 
tierten sie auch gegen das Sonderbedenken der Oberstände über 
die Propositionen: Es wäre für sie unverbindlich, und sie blieben 
dem gegenüber vielmehr bei ihrem am 12. November 1640 ein- 
gegebenen Bedenken. 

Vorher?) schon hatten sie eine neue Forderung des Kurfürsten 
abgelehnt, die er Ende Juli vor den Landtag gebracht hatte, eine 
Beisteuer für seine Reise zur Belehnung nach Warschau. Die 
Landräte hatten dafür am 1. August 25 Groschen bewilligt, die 
Ritterschaft sich bereit erklärt, es an ihre „Hinterlassenen‘ zu 
bringen. 

Die übrigen Geldbewilligungen der Oberstände in ihrem Be- 
denken vom 7. September waren nur gering, und der Kurfürst war 
nicht unmittelbar daran interessiert. Am grössten war noch die 
Bewilligung für einen Teil des ersten Standes, die „Querulierenden 
und die Protestierenden‘‘,%) selbst — 25 Groschen von der Hufe. 
10 Groschen versprachen sie für den Woywoden Dönhoff zu kon- 
tribuieren, 5 Groschen zu Abtragung von Landesschulden und 
anderen Landesangelegenheiten.’) 

Auf dieser Grundlage musste am 12. Dezember 1641 der 
Landtagsabschied publiziert werden. Es half wenig, dass er die 
Vorbehalte verschwieg, unter denen die wesentlichste Willigung 


1) Prot. vom 6. Sept. 1641. Kön. 651. 

2) Nach einer Notiz in Kön. 649. 

3) Erklärung der Städte eingegeben am 2. August 1641. Kön. 649. 

4) Vgl. über die Namen U. A. XV. Einl. Abschn. IX. 

5) Von den Propositionen des Königs und den Willigungen für ihn 
soll hier abgesehen werden. Auch hier hatte der Kurfürst polnische Über- 
griffe abzuwehren. Bevor die Städte (7. Juni) und die Oberstände (16. Juni 
1641) 1 Gulden für ihn definitiv bewilligten, sandte er im Februar und 
März 1641 eine Dragonerabteilung in das Herzogtum, um die Kontributions- 
(gelder beizutreiben. Auf Beschwerden der Stände befahl der Kurfürst 
Ausschreiben vom 11. März 1641 Kön. 901) den Dragonern, unter keinen 
Umständen etwas zu zahlen, sondern die Gelder zusammen einzuliefern. 
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von 5 Gulden, oder 4 Gulden, erfolgt war. Denn diese hatte noch 
eine Instanz zu passieren, die Insassen der einzelnen Ämter mussten 
sich noch darüber erklären, ob sie sich durch den Landtagsschluss 
für gebunden erachteten, oder ob etwa ihr Abgesandter seine I1n- 
struktion überschritten hätte, für welchen Fall, wie es in den meisten 
Instruktionen hiess,!) sie nicht nur zu nichts verbunden sein, son- 
dern sich auch an seinen Gütern schadlos halten wollten. Es 
war natürlich, dass sich nicht alle mit der blossen Versicherung 
des Landtagsabschiedes zufrieden gaben, wonach in Abschaffung 
der Gravamina den Unterthanen „ein sattsames Genügen‘ geschehen 
sein sollte. Die Insassen verschiedener Ämter und darunter des 
vornehmsten Hauptamtes Brandenburg?) machten in ihrer Erklärung?) 
über den Abschied die Zahlung ausdrücklich von der thatsächlichen 
Beseitigung der Gravamina, vor allem der Seezulage abhängig, 
andere, wie Schaaken, wenigstens die Zahlung des fünften Guldens. 
Einige, wie Tapiau und Brandenburg, lehnten überdies den fünften 
Gulden überhaupt ab, und noch andere?) erklärten sich nur zur 
Abzahlung von 3 Gulden bereit. Manche verweigerten auch dem 
Kurfürsten eine Unterstützung zur Belehnungsreise, und andere 
erklärten sich über diesen Punkt überhaupt nicht. 

Jedenfalls war das Ergebnis der endlosen Verhandlungen 
äusserst fragwürdig. Die Anlage und die Tranksteuer konnte über- 
haupt nicht eingeführt werden und ebensowenig der sechste Pfennig 
der „Interessengelder‘‘; denn nur einige kleinere Städte fügten sich 
dem Landtagsschlusse, Königsberg aber, auf dessen Zustimmung es 
allein ankam, verharrte nach wie vor bei seinem Widerstand. 

Im folgenden Jahre nahm der Kurfürst die Verhandlungen 
mit den drei Städten wieder auf?) Er versprach noch etwas 
weitergehende Einschränkung des Handels und Brauwerks auf den 
Schlossfreiheiten und auf dem platten Lande und versprach, die 


1) Kön. 646. 

2) Daneben Tapiau, Barten, Johannisburg. 

3) Zahlreiche Erklärungen Kön. 646 II. 

4) So Lyck und Johannisburg. 

5) 1. August Königsbergs Erinnerung in betreff der Gravamina. 
1. August Königsbergs Erklärung über die Propositionen und Abschiede 
des Kurfürsten darauf 15., 18. August. 22. October Königsbergs abermalige 
Erinnerung wegen der Gravamina. Kön. 646 II. 

[Dazu U. A. XV. Königsbergs Erklärung wegen der Prop. vom 22. Oct. 
u. Kurf. an die Räte der drei Städte. 25. Oct. 1642.] 
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Exekution gegen alle diesem seinem Abschiede Zuwiderhandelnden 
zu vollstrecken — vergeblich, seine Konzessionen genügten den 
Städten nicht, und namentlich die Aufhebung der Seezulage wurde 
die conditio sine qua non. Nicht nur dass sie die Anlage und 
Tranksteuer und ebenso den sechsten Pfennig der Interessengelder, 
letztere mit der Begründung, dass die Steuer vor allem Witwen 
und Waisen belasten würde, ablehnten, auch wegen der 5 Gulden 
blieben sie vorläufig dabei, könne der Kurfürst die Seezulage 
nicht beseitigen, so könnten sie nicht zahlen. Und nur in diesem 
letzten Punkte gaben sie später — wann, geht aus den Akten 
nicht hervor — etwas nach. In einem Ausschreiben vom 3. Januar 
1646!) an alle Städte heisst es, Königsberg hätte den ersten Gulden 
richtig abgezahlt, nicht aber hätten es alle kleinen Städte.?) 

Und wie wurde es mit den fünf Gulden, welche die Oberstände 
gewilligt hatten? Abgesehen von der Nichtbeseitigung der Grava- 
mina wurde noch ein Punkt hierfür verhängnisvoll. Scharf hatten 
die Stände darauf gedrungen, dass die einkommenden Kontributions- 
gelder einzig und allein zu Einlösung der verpfändeten Kammer- 
ämter verwendet werden sollten, und der Landtagsabschied hatte 
diesem Verlangen entsprochen und ausdrücklich bemerkt, die Ober- 
und Kreiskastenherrn sollten für den Fall, dass eine Auszahlung 
„extra destinatos usug‘‘ erfolgte, zum Schadenersatz verpflichtet 
sein. Ein Jahr später jedoch nötigte den Kurfürsten die furchtbare 
Notlage seines Erblandes hiervon abzugehen. Er nahm im Februar 
1643 das Geld mit sich nach der Mark. Er teilte das auch den 
Ständen offen mit?) und sprach die Erwartung aus, sie würden 
damit zufrieden sein, zur Einlösung der Ämter würden sich ja 
später auch schon Mittel finden. Allein er hatte die Opterwillig- 
keit der Stände überschätzt. Dieses neue Gravamen war ihnen 
ein neuer, willkommener Vorwand der Zahlungsverweigerung. Den 





1) Kön. 905. 

2) Wie es scheint, hat den Kurfürsten diese Haltung der Städte ver- 
anlasst, die ihnen gemachten Zugeständnisse wieder zurückzunehmen. Am 
30. Oktober 1642 [Kön. 12788 III] verbot er den Unterthanen in seinen 
Schatullämtern Taplacken und Waldau das Bier zu Festlichkeiten anders 
woher als aus den Ämtern zu nehmen, und die Amtsartikel wurden hin- 
sichtlich des Brauwerks auch nicht gerade zu gunsten der Städte verändert. 
(Vgl. S. 19.) Später [1646] dachte dann der Kurfürst zwar wieder daran, 
die Landbiereinfuhr in die Städte zu verbieten, aber nur gegen eine be- 
stimmte Abgabe von einem Rthlr. „für jedes Brauen“. (R. 7. n. 101b.) 

3) Vgl. Reskript vom 4. Februar 1643. Kön. 902. 
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ersten Gulden gelang es dem Kurfürsten zum grössten Teil noch 
während seiner Anwesenheit in Preussen beizutreiben. Nach einem 
im Geheimen Staatsarchiv vorhandenen Überschlag hätten 1642 in 
allen drei Kreisen zusammen 102459 Gulden 29!/, Groschen vom 
platten Lande und 33335 Gulden 9 Groschen 4 Pf. von den 
Städten einkommen sollen,!) und thatsächlich waren davon 112892 
Gulden 2 Groschen 2 Pf. richtig eingeliefert und dazu noch 
2695 Gulden 22 Groschen in den Ämtern ausgegeben worden. Am 
29. August 1643 veranschlagten die Oberräte die Reste des ersten 
Guldens sogar nur noch auf 13403 Gulden 22 Groschen 2'/, P£.?) 
Den zweiten Gulden aber zahlten nur noch wenige Ämter einiger- 
massen vollständig ab. Am 1. Januar 16453) hatten im Samland 
Neuhausen, Waldau, Tapiau und Tilsit von dem zum Herbst 1643 
fälligen Gulden noch nichts in den Kasten geliefert, die übrigen 
samländischen Ämter erst einen Teil) Aus Natangen waren bis 
zu diesem Tage vom zweiten Gulden zusammen erst 23143 Mk. in 
den Kasten geliefert, vom ÖOberlande noch nichts. Fast immer 
hiess es auf die wiederholten Ausschreiben der preussischen Re- 
gierung, an der Weiterzahlung hindere sie die Nichtabstellung ihrer 
Gravamina, oder, sie könnten nur weiter kontribuieren, wenn die 
Gelder ‚ad destinatos usus‘‘ verwendet würden. Sicher hatten die 
adligen Insassen Bartensteins bis zum 8. Mai 1646, Pr. Eylaus bis 
zum 9. Mai, Angerburgs bis zum 15. Mai 1646, Balgas bis zum 
3l. Januar 1647 den zweiten Gulden noch nicht abgezahlt, das 
Amt Sehesten hatte bis zum 27. April 1647 sogar den ersten 
Gulden erst zum Teil erlegt,5) und in vielen andern Ämtern, deren 
Berichte fehlen, stand es sicher nicht besser. Die Männer, die 
von den Gefällen des zweiten Guldens die Begleichung ihrer Schuld- 
forderungen erhalten sollten, blieben grösstenteils unbefriedigt. Der 
zum Herbst 1644 fällige dritte Gulden vollends wurde nur hie und 
da von einem Adligen abgetragen. Es half wenig, dass der Kur- 





— 


1) Ein „Extrakt der Hubenzahl‘ findet sich bei den Landtagsakten. 
Für das platte Land ist ein Verzeichnis der Hufen (aus den Akten des 
nächsten Landtages) in dem citierten Buche von Horn mit sehr vielen 
Fehlern abgedruckt. 

2) Relation der Oberräte. Kön. 1241. 

3) Bericht der Kastenherren. Kön. %04. 

4) Waldau und Tilsit kontribuierten allerdings in der Regel zur 
Schatulle, konnten daher schon gezahlt haben, ohne dass die Kastenherren 
darum wussten. 

5) Berichte aus den Ämtern. Kön. 906 und 906. 
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fürst von Küstrin aus den Oberräten ein „Verzeichnis der Mängel“, 
die bei den Kontributionen vorkämen, zugehen liess, mit dem Be- 
fehle sie abzustellen!) Die Zwangsmittel, die er gegen die Säumigen 
vorschrieb, Exekutionsvollstreckung und Aufbürdung des Zehrgeldes 
für die Schosseinnehmer, die ihretwegen vergeblich an dem Orte 
festliegen müssten, konnte er in seiner damaligen Lage nicht wagen 
den Ständen gegenüber wirklich in Anwendung zu bringen, und 
dass er einige vor allem Widerstrebende namhaft machte und be- 
sonders mahnen liess, hatte keinen rechten Erfolg. Und damit 
wurden auch die anderen Vorschriften des Reskriptes hinfällig. 
Da Adel und Bürgerschaft jede Zahlung verweigerten, so musste 
der Befehl zwecklos und wirkungslos sein, keinerlei Exemtionen 
zu dulden, nicht die Exemtion der Mietsleute in den Städten, der 
Adligen für ihre Schäfer, Krüger, Gärtner, nicht die Exemtion der 
durch besondere Privilegien von Kontributionen befreiten, da diese 
Befreiung sich nur auf Extraordinarkontributionen bezöge, und 
nicht die Exemtion für die wüsten Hufen, da die 5 Gulden indiffe- 
renter gewilligt worden wären. 

Im April 1646 beseitigte der Kurfürst durch die Aufhebung 
der Seezulage das Hauptgravamen der Stände. Darauf erliess er 
am 23. April ein Ausschreiben in alle Ämter,2) in dem er die Er- 
wartung aussprach, sie würden nunmehr unverzüglich an die Ab- 
zahlung der noch restierenden vier Gulden gehen; denn es würde 
doch „das höchste Laster der Undankbarkeit“ sein, „wenn sie jetzt 
desjenigen, was die sämtlichen Stände E. E.L. versprochen, nicht 
eingedenk* wären, nachdem er in diesem wichtigsten Beschwerde- 
punkte ihrem Wunsche gewillfahrt hätte. Allein die erhoffte 
Wirkung auf die Stände trat nicht ein. Nur sehr wenige Ämter 
erklärten sich einigermassen zur Zufriedenheit. Am günstigsten 
lautet von den vorliegenden Berichten der aus Fischhausen.2) Die 
adligen Insassen bedankten sich für die Kassierung des Seezolls 
und erklärten sich bereit, den zweiten Gulden, soweit er rück- 
ständig, zu Johanni, den dritten zu Martini 1646 richtig abzutragen, 
den vierten zu Martini 1647 und den fünften wieder ein Jahr 
darauf. Ungünstiger erklärte sich schon der Adel von Pr. Eylau.4) 
Er versprach zum Dank für die Aufhebung der Seezulage zwar 


1) Der Kurfürst an die Oberräte 1. Mai 1643. R. 7. n. 40a. 
2) Kön. 906. 

3) Bericht vom 2. Mai 1646 ebenda. 

4) Erklärung vom 2. Mai. Kön. 905. 


Abzahlung .der bewilligten Kontributionen. Extraordinarkontributionen. 99 


den zweiten Gulden zu Martini richtig abzutragen, die anderen 
Gulden jedoch erst nach Abstellung aller anderen Gravamina. Die 
übrigen vorliegenden Erklärungen aber aus Bartenstein,!) Inster- 
burg,?2) Angerburg,?) Sehesten,?) Preussisch-Mark,?) Oletzko®) und 
Balga’) lauteten völlig ablehnend: Wenn der Kurfürst alle anderen 
Gravamins ebenso beseitige wie die Seezulage, so wollten sie 
weiter kontribuieren, vorher aber nicht. Nicht besser stand es 
mit der Kontribution der Städte. Der erste Gulden wurde wohl 
von den meisten richtig erlegt.?) den zweiten aber zahlten nur 
noch wenige, und wenn es einige wie Lyck bis zu 4 Gulden 
brachten,?) so war es eine vereinzelte Ausnahme. Nur von seinen 
unmittelbaren Unterthanen, Bauern und Freien, konnte er Jahr für 
Jahr den Gulden und mehr von der Hufe einfordern.!0) 


B. Extraordinarkontributionen. 


Die natürliche und bei der Geldnot des Kurfürsten in diesen 
Jahren unvermeidliche Folge der Verweigerung der Zahlung der 
auf dem Landtage bewilligten Kontributionen waren um so zahl- 
reichere Extraordinarkontributionen. Ausserhalb des Landtages, 
doch in engem Anschluss an ihn, erfolgten 1642 noch zwei kleine 
Geldbewilligungen der Stände. Ein Adelsausschuss bewilligte bei 
dem Leichenbegängnisse Georg Wilhelms für die „Kriegsoffiziere“, 
die noch unbeglichene Forderungen an das Herzogtum hatten, 
20 Gr. von der H. in 2 Terminen, und ein Teil der Amtsinsassen 
bewilligte eine Kontribution in gleicher Höhe für die 1630 abge- 
dankte „Soldateska*, für deren Ablöhnung die Oberräte unter 
Einsetzung ihrer Güter die Bürgschaft übernommen hatten. Ein 


1) Ebenda vom 8. Mai. 

2) Vom 11. Mai. 

3) Vom 15. Mai. 

4) Vom Mai/Juni. 

5) Vom 30. Oktober 1646 ebenda. 

6) Vom 31. Januar 1647. Kön. 906. 

7) 31. Januar 1647 ebenda. 

8) Vgl. S. 97. 

9) Bericht vom 4. Februar 1646. Kön. %5:. Vgl. Kontributionen 
Sensburgs, Beilage VIII. 

10) Vgl. Kontributionen Insterburgs, Beilage VII. — Von ihnen wurden 
auch die übrigen auf dem Landtage bewilligten Kontributionen noch 
grösstenteils bei Anwesenheit des Kurfürsten beigetrieben, als Ordinar- 
kontribution auch eine von den Ständen grösstenteils abgelehnte Kontri- 
bution von 10 Groschen für die Universität. Ä 
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anderer Teil des Adels lehnte beide Forderungen ab.!} Am 
8. Januar 1643?) erging bereits das achte Ausschreiben in dieser 
Angelegenheit. Die Exekutionsdrohung, die es gegen die Wider- 
strebenden aussprach, musste hier noch mehr als bei einer ordent- 
lichen Kontribution dem Adel gegenüber ein unwirksames Schreck- 
mittel sein. Den Bauern und Freien gegenüber aber gab die par- 
tielle Bewilligung dem Kurfürsten den erwünschten Rechtstitel zur 
Kontributionserhebung. Beide Kontributionen, obwohl nicht ordnungs- 
gemäss bewilligt, wurden von ihnen als „Ordinarkontributionen‘ 
erhoben, zum Teil noch in höherem Betrage?) Es kam daher 
immerhin bis zur Abreise des Kurfürsten eine recht beträcht- 
liche Summe ein. Das Renteibuch von 1642 verzeichnet über 
47000 Mk. Einnabmen aus der Kontribution für die „abgedankte 
Soldateska“. Über die Kontribution für die Kriegsoffiziere giebt 
eine Zusammenstellung des Geheimen Staatsarchivst) teilweise Aus- 
kunft. Danach kamen 1642 von dem ersten Termin 29125 Gulden 
8 Gr. 1 Sch. 4l/a Pf. bar ein, und 20075 Gulden 10 Gr. 4 Pf. 
blieben rückständig. Am 29. August 1643 veranschlagten die 
Oberräted) die Rückstände nur noch auf 11560 Gulden 14 Gr. 
Dieser erste Termin war von den Ständen speziell dem 
Obersten Konrad v. Burgsdorf zugedacht worden. So hatten die 
Insassen von Preussisch-Eylau ausdrücklich erklärt,6) dass sie diese 
Summe nur für ihn bewilligten und nicht in der Meinung, die An- 
sprüche der ausländischen Kriegsoffiziere zu befriedigen. Der Kur- 
fürst benutzte diese Stimmung, um Burgsdorf auch den zweiten 
Termin der für die Kriegsoffiziere bewilligten Kontribution zuzu- 
schieben und womöglich neue Kontributionen für die anderen zu 
erlangen. In diesem Sinne sandte er am 27. September’) und 


1) Nach Kön. 9%02 bewilligten die 20 Gr. für die Soldateska z. B. die 
Ämter Rhein, Brandenburg, Lötzen. Dagegen die Ämter Preussisch-Eylau, 
Barten, Balga, Oletzko, Johannisburg, Lyck, Sehesten, Osterode, Hohenstein, 
Ortelsburg und bis auf einen Adligen Tapiau und Schaaken lehnten die 
Kontribution ab. (Berichte aus dem Anfange des Jahres 1643.) 

2) Kön. 902. 

8) Die Bauern Insterburgs mussten 1642 30 Gr. für die Soldateska, 
1642 und 1643 je 15 Gr. für die Kriegsoffiziere kontribuieren. 

4) R. 7. n. 40a. 

5) Relation vom 29. August. Kön. 1241. 

6) Erklärung vom 3. Februar 1643. Kön. 902. 

7) Kön. 1240. 
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19. Dezember 16431) zwei Schreiben an die Oberräte: Die Stände 
hätten offenbar die ganze Kontribution von 20 Gr. Burgsdorf allein 
zugedacht. Darum sollte auch der zum Herbst fällige zweite Termin 
für ihn eingenommen und ihm eingeliefert werden. Später würde 
dann auch auf Befriedigung der anderen Kriegsoffiziere zu denken 
sein, damit dem Lande keine Unannehnlichkeiten entständen; hätte 
sich doch der König bereits mehrmals für sie verwendet. Es 
scheint nach den vorliegenden Berichten jedoch nicht, als wenn die 
Stände von diesem zweiten Termin noch viel gezahlt hätten. In 
manchen Ämtern verweigerten die Adligen beide Kontributionen 
vollständig.2) Jedenfalls hatten die Hauptlast auch dieser Kon- 
tribution die Bauern und Freien, vor allem die unmittelbaren 
Unterthanen des Kurfürsten zu tragen. 

Daneben wurde ihnen bis zur Abreise des Kurfürsten nach der 
Mark noch eine ganze Reihe von Extraordinarkontributionen auferlegt. 
Zu seiner Belehnungsreise nach Warschau mussten die unmittelbaren 
Unterthanen noch vor der Willigung der Landräte und vor der zu- 
stimmenden Erklärung der Insassen einiger Ämter eine Extraordinar- 
kontribution von 1 Gulden von der Hufe indifferenter erlegen.?) 

Auf die Klage der littauischen Stände über den Zerfall der 
Labiauschen Schleuse, der ihnen den Warentransport nach Königs- 
berg erschwerte, ordnete ein Ausschreiben vom 9. Januar 1642 
eine Extraordinarkontribution der Freien von 30 Gr. und der 
‘Bauern von 15 Gr. zum Neubau der Schleuse an.) Wie gewöhnlich 
suchten sich die Freien verschiedener Ämter dieser Last zu ent- 
ziehen und baten unter Berufung auf ihre Privilegien um Erlass 
der Kontribution. Der Kurfürst wies sie mit der Begründung ab, 
dass es ein Werk zu des ganzen Landes Bestem sei?) und gestand 
nur den Freien des Amtes Neidenburg mit Rücksicht auf ihre Un- 
vermögenheit eine Abzahlung in zwei Terminen zu.6) 


1), Kön. 1239. 

2) In Natangen z. B. Johannisburg, Lyck und Oletzko. Bericht vom 
27. April 1644. Kön. 904. 

3) Zusammen brachte die Kontribution für die Warschauer Reise 
recht viel ein. Die Renteibücher von 1641 und 1642 verzeichnen zusammen 
60900 Mk. Das zweite Ausschreiben in dieser Angelegenheit erging am 
2. August 1641. Kön. 901. 

4) Das Renteibuch von 1642 verzeichnet rund 15800 Mk. an Kon- 
tributionen zur Labiauschen Schleuse aus 27 Ämtern zusammen. 

5) Reskript vom 22. März 1642. Kön. 12788 I. 

6) Reskript vom 6. Juni 1642, ebenda. 
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Eine andere, schon unter Georg Wilhelm in’s Werk gerichtete 
Extraordinarkontribution wurde durch ein Ausschreiben des Kur- 
fürsten vom 8. September 16421) an die Hauptleute von Insterburg, 
Tilsit und Ragnit erneuert. Jeder Bauer sollte 6 Gr. von der Hufe 
und jeder Instmann 3 Gr. zur Erhaltung der Kommunität an der 
Universität Frankfurt erlegen. Zusammen hatte in den beiden 
Jahren 1641 und 1642 jede Bauernhufe des Amtes Insterburg bar 
i Mk. 5 Gr. an ÖOrdinar- und 3 Mk. 1 Gr. an Extraordinarkon- 
tributionen zu zahlen. 

Dazu sah sich der Kurfürst genötigt, seinen unmittelbaren 
Unterthanen vor seiner Abreise noch eine Naturalienkon- 
tribution für sein „ruiniertes‘‘ Erbland aufzuerlegen. Zu Unter- 
baltung seines Hofstaats in der Kurmark und zu Besamung seiner 
verwüsteten märkischen Vorwerke, heisst es in seinem Ausschreiben 
vom 31. Juli 1642,2) wüsste er kein füglicheres Mittel als eine 
Kontribution von 1/4 Scheffel Korn seiner sämtlichen unmittelbaren 
Unterthanen in den verpfändeten wie den unverpfändeten Ämtern. 
Am 9. Oktober desselben Jahres bat er, diese Abgabe auf 3/4 
Scheffel von der Hufe zu erhöhen, unter Hinweis auf die Leiden 
des Krieges, von denen Preussen so gut wie verschont worden 
wäre, während die Mark sie bis zur Hefe hätte auskosten müssen.?) 
Zwei Tage darauf wandte er sich auch an die Städte des Herzog- 
tums und bat sie um eine Willigung von Getreide oder anderen 
Viktualien für die Kurmark,?) und einige steuerten auch etwas bei.?) 
Vorher schon, am 22. September®) hatte er durch ein Ausschreiben 
in alle Ämter 112 Ochsen, 600 Gänse, 50 Mastschweine, 300 Ochsen- 
zungen, 50 Tonnen Lachs, 1 Last Erbsen, 20 Last Gerste, 100 Last 
Hafer und 69 Scheffel Grütze gefordert, und am 12. Oktober for- 
derte er noch mehr Gänse, Speck und Schafe. Auch sie mögen 
zum Teil durch Kontribution der Unterthanen aufgebracht worden 
sein. Er wollte diese Viktualien, soweit es anging, zu Lande mit 
nach der Mark nehmen, und dem Hauptmann von Marienwerder 
wurde aufgegeben,’) wenigstens 60 Wagen zum Transport zu be- 

1) R. 7. n. 40a. 

2) Kön. 12788 II. 

3) Kön. 12788 III. 

4) Ebenda. 

5) Z. B. Sensburg 47 Scheffel Korn. (Schreiben vom 27. November 
1642. Kön. 12888 III.) 

6) Kön. 12788 III. 

t) Reskript vom 19. Februar 1643. Kön. 12788 1. 
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schaffen. Das Korn dagegen sollte zu Schiffe nach Stettin geschafft 
und von dort nach Küstrin abgeholt werden. Da aber nicht zu 
erwarten stand, dass die Kornkontribution in kurzer Zeit voll- 
ständig einkommen würde, so nahm der Kurfürst einstweilen Ge- 
treide von Kaufleuten auf, und sandte dies im Herbst 1642 nach 
der Mark ab. Es waren zusammen 401 Last Korn und 148 Last 
Hafer.!) Aber nur ein kleiner Teil davon gelangte noch in diesem 
Jahre bis Küstrin. Am 21. Oktober meldete die Neumärkische 
Amtskammer den Empfang von 70 Last Roggen.) Das übrige 
wurde grösstenteils durch die Schweden und dann durch den 
Hereinbruch des Winters in den pommerschen Häfen festgehalten?) 
und konnte erst im nächsten Frühjahr weiter transportiert werden.?) 
Weit länger aber noch dauerte es, bis die Dreiviertelscheffel-Kon- 
tribution einkam, durch die dies Getreide den Kaufleuten wieder- 
erstattet werden sollte. Am 7. Februar 1643 restierten noch 
596 Last 38 Sch.) am 16. März d. J. noch 333 Last 11 Sch.6) 
Ein Ausschreiben vom 20. November desselben Jahres?) schilt die 
Lässigkeit der Hauptleute im Einmahnen des Korns, die zur Folge 
gehabt, dass man dem Kaufmann Käse ein Vorwerk im Amte Branden- 
burg hätte verschreiben müssen, und spricht die Erwartung aus, dass 
sie nunmehr um so grösseren Eifer zeigen würden, da man des 
Vorwerks nicht entraten könnte. Ein neues Ausschreiben vom 
ö. Januar 1644°) wiederholte diesen Befehl, und nach einer In- 
struktion für die „Deputierten‘ zur Abhörung der Rechnungen im 
Samländischen Kreise vom 25. Juli 16469) standen auch da von 
der Kontribution noch grosse Reste aus. 

Es war auch kein Wunder, dass es mit den Extraordinarkon- 
tributionen nicht viel besser ging, wie mit den Ordinarkontributionen 
der Stände, obgleich man den unmittelbaren Unterthanen gegen- 


1) Nach R. 7. n. 1. 

2) Ebenda. | 

3) Reskript des Kurfürsten an die Amtskammer 22. Dez. 1642, an den 
Obersten Goldstein 22. Dez. 1642 ebenda. 

4) Am 16. März 1643 bedankt sich der Kurfürst bei Oxenstierna für 
sein Versprechen, sich um einen Pass für das preussische Getreide zu ver- 
wenden. 

5) Ausschreiben vom 7. Febr. Kön. 12788 I. 

6) Ebenda Ausschreiben vom 16. März. 

7) Kön. 12789 IL. 

8) Kön. 904. 

9) Kön. 12792 11. 
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über die Exekution nicht zu scheuen hatte und reichlich in An- 
wendung brachte. Die in dem erwähnten Ausschreiben vom 20. No- 
vember 1643 und sonst vielfach!) getadelte Lässigkeit und die üble 
Gesinnung der Hauptleute war ein Grund. Gewiss trieben es nicht 
alle so wie der Hauptmann von ÖOletzko, der seinen Kornschreiber 
mit Prügeln bedrohte, die Amtsunterthanen zum Widerstand gegen 
ihn aufhetzte und sein Deputat einbehielt, allein aus dem Grunde, 
weil er die den Unterthanen auferlegten Kontributionen seiner 
Pflicht gemäss eingenommen und, was im Amte dem Kurfürsten 
zum Schaden geschehen, nicht verschwiegen hatte;?) einen mehr 
oder weniger offenen Widerstand aber mochten nicht wenige den 
Absichten des Kurfürsten entgegensetzen. Zumal diejenigen von 
ihnen, denen durch Verpachtung und Verteilung der Ämter ein Teil 
ihrer Jurisdiction entzogen war, hatten dadurch ein Mittel, ihrem 
Ärger Luft zu machen.?) Die Pfandinhaber und Arrendatoren han- 
delten natürlich nicht anders. Sie verboten den Freien und Bauern 
bisweilen geradezu, zu den festgesetzten Zusammenkünften zu er- 
scheinen. Und auch die Oberräte waren Extraordinarkontributionen 
für ein „fremdes“ Land und fremde Interessen nichts weniger als 
freundlich gesinnt. Widerwillig, unter Klagen und Vorstellungen 
vollzogen sie jedesmal den kurfürstlichen Befehl, der ein derartiges 
Ausschreiben forderte. 

Hinzu kamen die Privilegien der Freien, aus denen diese 
wieder und wieder das Recht der Kontributionsverweigerung her- 
leiteten, und es kam hinzu, dass sich Adlige nicht entblödeten, in 
egoistischem Interesse die Freien an diese Privilegien zu erinnern 
und sie durch heimliche Wühlereien zum Widerstande gegen die 
ihnen auferlegten Kontributionen aufzureizen. Ein charakteristisches 
Beispiel ist bei der Kontribution zur Labiauschen Schleuse aufge- 


1) Z. B. am 15. Dez. 1645 wurden zwei Geh. Kammerschreiber zu Ein- 
treibung der Kontributionsreste mit der Begründung ausgeschickt, die Kon- 
tribution wäre wohl längst eingekommen, „wenn dis Beamten sich solches 
Werks besser angenommen und nicht so schläfrig darin erzeigen thäten.“ 

2) Kurfürst an die Oberräte 7. Jan. 1645. Kön. 1242. Am 13. März 
beförderte er den Kornschreiber zum Amtsschreiber von Sehesten. Kön. 1249. 

3) Am 26. Jan. 1645 berichtete der Hauptmann zu Barten (Kön. 905), 
er habe wohl die Kontributionsreste eingemahnt, allein, fährt er wörtlich 
fort, „so habe ich doch nur Schade darum, weil jedermann wohl wissend, 
dass bei jetziger Beschaffenheit meines Amtes solches nur Worte sein, und 
wird man genug zu thun haben, den andern Gulden ... . einzubekommen.“ 
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zeichnet.) Die Freien des Amtes Lyck verweigerten allen Exe- 
kutionsdrohungen und Zwangsmitteln zum Trotz unter Berufung auf 
ihre adligen Landtagsvertreter die Kontribution. Eine auf Befehl 
des Kurfürsten ohne Zuziehung der Beamten vorgenommene Unter- 
suchung ergab folgendes Resultat: Einige vom Adel, darunter ihre 
Vertreter auf dem Landtage, hatten die Freien heimlich bei Seite 
genommen und ihnen vorgestellt, sie wären thörichte Leute, dass 
sie zahlten, wozu sie nicht verpflichtet wären. Wollten sie ihnen 
eine kleine Gratifikation geben, so würden sie ihre Interessen 
wohl wahrzunehmen und sie vor solchen Extraordinarkontributionen 
zu bewahren wissen. Die Freien hatten sich dadurch auch be- 
schwatzen lassen und hatten dem einen eine Tonne Hopfen, dem 
zweiten einen Scheffel Gerste, dem dritten zwei Groschen von der 
Hufe zugesagt. In diesem Falle hatten die Aufwiegler allerdings 
kein Glück. Der Kurfürst verbot bei einer Strafe von 50 Gulden, 
ihnen das geringste zu zahlen, und trieb die Kontribution von den 
Widerstrebenden unnachlässig ein. 

Solche heimliche Wühlereien von Adligen mögen unentdeckt 
häufiger vorgekommen sein und das mühsame Geschäft der Kon- 
tributionseintreibung noch mehr erschwert haben. Aber mehr als 
dies alles hinderte doch ein anderes die richtige Abtragung der den 
Bauern und Freien auferlegten Kontributionen, ihre zum Teil zweifellos 
überaus grosse Armut. „Es steht aber auch fast nicht zu glauben, 
wie grosse Armut allhie im Lande ist,‘ schrieb Burgsdorf in einem 
Bericht aus Preussen vom 22. April 16442) an den Kurfürsten, und 
in denselben Tagen berichtete der Hauptmann von Ortelsburg,?) auf 
die Drohung, ihr Vieh zu pfänden, wenn sie nicht binnen 14 Tagen 
das ihnen auferlegte Getreide lieferten, hätten die Unterthanen 
weinend geantwortet, sie müssten es denn geschehen lassen, Getreide 
hätten sie nicht. Es waren nicht blosse Worte, wenn die Bauern 
hier und dort durch die Drohung, ihre Hufen zu verlassen, der Bitte 
um Kontributionserlass Nachdruck zu geben suchten. Dass ihnen 
die Kontributionslast unerträglich wurde, und dass sie deshalb ihr 
Hab und Gut im Stiche liessen und auf und davon gingen, das 
war, wie die Amtsberichte zeigen, etwas ganz Alltägliches. Inner- 
halb acht Tagen wären acht Bauern entlaufen, berichtete am 


1) Bericht des Hauptmanns von Lyck 8. April 1642 und Reskript an 
den Hauptmann 26. April 1642. Kön. 127881. 

2) R. 7. n. 155f. 

3) Relation vom 14. April 1644. Kön. %04. 
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27. November 1644 der Arrendator von Lötzen,!) und am 8. Mai 
1646?) brachte Preussisch-Mark mit der Erklärung der Unterthanen, 
dass sie bei Fortdauer des neuen Systems die Kontributionslast 
nicht mehr länger ertragen könnten, die Nachricht, innerhalb weniger 
Wochen wären 13 Unterthanen davongegangen. In gleichem Sinne 
berichteten die Oberräte wiederholt an den Kurfürsten. So hiess 
es in einer Relation vum 5. September 1646:3) Trotz des Friedens 
nehme die Bevölkerung in den Ämtern nicht zu. Viele, die erst 
kürzlich wüste Hufen angenommen, hätten sie wieder verlassen 
müssen; denn unmöglich könne ein Bauer, der schon, abgesehen 
vom Zinsgetreide, alljährlich 28 Gulden von der Hufe zu erlegen 
hätte, bei solchen Auflagen bestehen. 

Allein hatte der Kurfürst schon bei seiner Anwesenheit in 
Preussen solche Klagen nicht beachten können, so konnte er es 
noch weniger, nachdem er im Frühjahr 1643 mit eigenen Augen 
die schrecklichen Wunden gesehen, die der dreissigjährige Krieg 
seinem Erblande geschlagen hatte. Nur selten bewilligte er hie 
und da einen Kontributionsnachlass und suchte statt dessen durch 
Zwangsmassregeln das Fortlaufen der Unterthanen zu verhüten. 
Ein Erlass vom 18. August 16444) gab den Beamten auf, die Schulzen 
auf ihr Gewissen zu befragen, ob sich entwichene Unterthanen 
innerhalb ihres Dorfbezirks aufhielten, um so den einen und andern 
wiederzubekommen, und desgleichen die ‚„Losgänger‘‘, die nur auf 
Tagelohn arbeiteten und keine Hufen annehmen wollten, namhaft 
zu machen, damit sie zu Schiffe nach der Mark geschafft würden. 
Gleich die ersten Forderungen des Kurfürsten nach seiner Über- 
siedelung in sein Erbland bedeuteten für die unmittelbaren Unter- 
thanen neue Extraordinarkontributionen.’) 

Zum Ankauf der verlangten Pferde wurde den Bauern eine 
Kontribution von zwei bis drei Groschen auferlegt, und den Haupt- 
leuten wurde aufgegeben, zu deren Entlastung die Freien, Schulzen 
und Krüger noch zu einer höheren Willigung von drei bis vier 
Groschen zu überreden.e) 

Das vom Kurfürsten geforderte Vieh sollte von allen Amts- 


1) Kön. 904. 

2) Kön. 95. 

3) Kön. 1241. 

4) R. 7. n.1. 

b) Vgl. 8. 61. 

6) Ausschreiben vom 13. Mai 1643. Kön. 127891. 
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insassen, vor allem den Vermögenden, durch gütliche Überredung 
beschafft werden. Bei dem Viehreichtum des Landes war es noch 
verhältnismässig leicht zu bekommen. Zwar verweigerten viele 
Adlige die Kontribution — so berichteten die Hauptleute von 
Angerburg!) und Schaaken,?) auf ihre Mahnung an die Adligen hätte 
bloss ein einziger geantwortet, und Johannisburg zeigte an,?) dass 
weder Adlige noch Freie etwas willigen wollten — einigen aber 
kam es auf einige Stück Vieh nicht an; die Beamten glaubten sich 
meist durch ihre Stellung zur Zahlung verpflichtet, und bei den 
Freien und Bauern fruchtete freundliche Überredung oft sehr viel. 
Im ganzen kam eine recht stattliche Menge Vieh zusammen. Tapiau 
konnte bereits am 18. Juli berichten, dass zwei Schock Jungvieh 
von den Freien, Schulzen und Krügern in das Amt geliefert, Memel 
an demselben Tage, dass 30 Stück beisammen wären, Rhein meldete 
am 4. September das Vorhandensein von 51 Stück und Oletzko 
am 13. September das Vorhandensein von 42 Stück Vieh.) Dass 
der Austrieb des also aufgebrachten Viehs durch das Hinzögern der 
Oberräte für dieses Jahr unterbleiben musste, wurde schon oben 
erwähnt.) Erst im Juni 1644 erfolgte er wirklich, nachdem sich 
jedenfalls Burgsdorf der Sache energisch angenommen hatte. Über 
250 Stück gingen von Marienwerder ab, und am 28. Juni zeigte 
der Kurfürst den Oberräten das Eintreffen von 244 Stück in Küstrin 
ans) Er fügte hinzu, dass es zwar ein guter Anfang sei, aber noch 
lange nicht genüge.. Das Amt Lebus allein wäre so beschaflen, dass 
es für sich viermal so viel gebrauchen könnte. Er befahl deshalb 
zu berichten, was von dem aufgebrachten Vieh noch vorhanden 
wäre, und diesen Rest bis zur Roggenernte in guter Weide zu halten 
und dann herauszuschaffen. Am 19. August?) sprach er ihnen sein 
Missfallen aus, dass sie den Bericht darüber noch nicht eingesendet 
hätten; sie sollten es denn alsbald thun und sollten Pässe besorgen, 
damit das Vieh und zugleich damit die ebenfalls aufgebrachten 
Pferde ausgetrieben werden könnten. Ein Reskript vom 1. September?) 


1) Bericht vom 12. Juli 1643. Kön. 902. 

2) Bericht vom 23. Juli 1643 ebenda. 

3) Bericht vom 8. Sept. 1644. Kön. 304. 

4) Berichte aus Kön. %2. Vgl. Schreiben an den Hauptmann von 
Tapiau vom 23. Juli 1643. Kön. 1278911. 

6) Vgl. 8. 63. 

6) R. 7. n.1. 

7) Kön. 1242, 

8) Kön. 1242. 
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endlich wiederholte den Befehl, es unverzüglich auszutreiben, ehe 
der Eintritt des Frostes es unmöglich mache. Die Oberräte hatten 
inzwischen am 17. August!) durch ein Ausschreiben in alle Ämter 
die Beitreibung der Viebreste nach Königsberg und aus den ober- 
ländischen Ämtern nach Marienwerder angeordnet, und am 11. Ok- 
tober?) befahlen sie endlich dem Hauptmann von Marienwerder, den 
zweiten Viehtransport nach der Mark in gleicher Weise wie das 
erste Mal in das Werk zu setzen. Ob er dann wirklich erfolgte 
oder des nahen Winters wegen unterblieb, habe ich aus den Akten 
nicht ermitteln können. 

Einige andere Extraordinarkontributionen, die 1643 den Bauern 
und Freien auferlegt wurden, kamen grösstenteils dem Herzogtum 
selbst zu gute und bieten deshalb geringeres Interesse. Für die 
Festungen Pillau und Memel, „zum Schanzenbau* und zur „Be- 
festigung der Sandlage“, wie es hiess, mussten die Bauern bedeu- 
tende Summen zahlen; unter dem Namen von „Heuschlagsgeldern“ 
wurden ihnen von 1643—46 jährlich zwei Groschen abgenommen, 
die dann für die verschiedensten Zwecke Verwendung fanden. All- 
jährlich hatten sie ferner den Unterhalt der Wibranzen zu bestreiten, 
was eine Extraordinarkontribution von wohl 4 Mark und mehr von 
der Hufe erforderte.?) 

Wichtiger mussten für den Kurfürsten die Kontributionen sein, 
deren Erträge er aus Preussen herausziehen konnte. Es bot sich 
im Jahre 1643 wieder eine Gelegenheit, die Adligen zu einer kleinen 
Extraordinarkontribution zu vermögen. Am 10. September erging 
ein Ausschreiben in die Ämter), das zur Führung eines Prozesses 
gegen B. v. Waldow sechs Groschen von allen Amtsinsassen for- 
derte.. Am schwedischen Hofe, hiess es in dem Ausschreiben, hätte 
Waldow öffentlich ausgesagt, es sei kein ehrlicher Preusse im ganzen 
Lande. Der Kurfürst wolle deshalb einen Prozess gegen ihn an- 
strengen; aber dazu fehle ihm „der nervus rerum“*, das Geld. In 
vielen Ämtern — z. B. Brandenburg — mochte denn auch der 
Adel die Verunglimpfung nicht auf sich sitzen lassen und erklärte, 
die verlangte Summe gerne erlegen zu wollen; in anderen freilich 
— wie Johannisburg — wollte er sich nicht dazu verstehen, und 


1) Kön. 127%. 

2) Ebenda. 

3) Vgl. Kontrib. Insterburgs Beilage VII. 
4) Kön. 902. 
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in manchen — wie Sehesten — forderte er, die Sache möge vor 
einen Landtag gebracht werden.') 

Gegen Ende des Jahres 1643 folgte dann wieder eine Getreide- 
kontribution der unmittelbaren Unterthanen. Auf den Befehl des 
Kurfürsten vom 25. November 16432) erliessen die Oberräte das 
Ausschreiben am 28. Dezember.?) Es schilderte beweglich die Not- 
lage der Mark und ermahnte die Hauptleute, dies selbst zu be- 
hberzigen und den Amtsunterthanen recht zu Gemüte zu führen, um 
sie „nur für dies Mal noch“ zu einer freiwilligen Kontribution von 
1/g Schefiel Korn und 1 Scheffel Hafer oder statt dessen 1/2 Scheffel 
Gerste zu vermögen. „Der allgütige Gott,“ schloss es, „wird diese 
Zulage, damit sie unseren bedrängten Märkischen Unterthanen zu 
Hilfe kommen ... einem jeden in diesem und anderen vielfach 
wiedererstatten.“ 

Auch eine freiwillige Getreidekontribution der Stände wurde 
in diesem Jahre in Aussicht genommen, und Burgsdorf erhielt bei 
seiner Sendung nach Preussen den Auftrag, sich auch darum zu 
bemühen.) Er stand jedoch hernach unter Zustimmung des Kur- 
fürsten zu Gunsten einer höheren Geldbewilligung der Stände 
davon ab.5) 

Die Getreidekontribution der unmittelbaren Unterthanen aber 
nahm ihren Fortgang. Bei der grossen Armut der Leute war es 
natürlich, dass es recht lange währte, bis die Masse auch nur im 
grossen ganzen zusammen war, obgleich man es vielfach mit der 
Exekution mehr nach dem Reskript des Kurfürsten vom 25. Nov., 
das unverzügliche Exekution gegen Widerstrebende anbefohlen 
hatte, halten mochte?) als nach dem Ausschreiben vom 28. Dezember, 
worin die Freiwilligkeit der Kontribution und „Nichtbesorgung“ 
der Exekution betont worden war. Am 8. April 1644 waren zu- 
sammen erst 15 Last Roggen, 18 Last Gerste und 72 Last Hafer 
eingekommen, am 29. April 80 Last Roggen, 24 Last Gerste und 
200 Last Hafer und am 20. Mai etwa ein Drittel der ganzen Kon- 


1) Berichte der Ämter. Kön. 902. 

2) Vgl. 8. 66. 

3) Kön. 12789 III. 

4) Vgl. Instruktion für Burgsdorf Prot. II. Nr. 101. 

5) Relation Burgsdorfs vom 3. Februar 1644, Resolution des Kur- 
fürsten 9. Februar 1644. R. 7. n. 156 f. 

6) Relationen Rurgsdorfs ebenda. 

7) Vgl. Relation der Oberräte vom 26. August 1644. Kön. 1241. 
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tribution, 100 Last Roggen, 40 Last Gerste und 700 Wispel Hafer.!) Aus 
den oberländischen Ämtern, meinte Burgsdorf, würde wohl nichts vor 
Martini zu erlangen sein, da die Unterthanen hier kein Getreide mehr 
hätten. Nach Burgsdorfs Abreise scheint dann überhaupt nur noch 
wenig im Laufe des Jahres hinzugekommen zu sein. Um die Kon- 
tribution schneller für die Mark nutzbar zu machen, dachte man 
wieder daran, ähnlich wie zwei Jahre zuvor gescheheu war, das 
Getreide einstweilen aufzunehmen, diesmal von den Hauptleuten, 
und später aus dem einkommenden Kontributionsgetreide wiederzu- 
erstatten.) Es hatte aber damit, wie Burgsdorf berichtete, viele 
Schwierigkeiten. 

Nicht geringe Sorge verursachte Burgsdorf dann auch weiter 
die Transportfrage. In seiner Instruktion vom 12./22. Dezember 
1643 war ibm der Verkauf des Getreides an Ort und Stelle an- 
heimgegeben worden, falls die Preislage in der Mark und in 
Preussen ihn als zweckmässig erscheinen lassen sollte. Aber die 
Frage war nicht leicht zu entscheiden, was zweckmässiger wäre, 
Transport nach der Mark oder Verkauf an Ort und Stelle. In 
einer Relation vom 28. Januar?) erwog Burgsdorf verschiedene 
Möglichkeiten, ohne sich für eine als die beste entscheiden zu 
können. Vielleicht meinte er, könnte man mit polnischen Herrn, 
die Getreide nach Danzig verhandeln wollten, ein Übereinkommen 
treffen, dass sie es statt dessen nach Küstrin schickten, und zum 
Ersatz preussisches Getreide in Danzig annähmen. Oder man 
könnte vielleicht auch in Polen billiges Getreide für Küstrin er- 
handeln und dann das preussische verkaufen. Doch würde es, 
fügte er hinzu, des „Missverständnisses“ zwischen Schweden und 
Dänemark und der Sperrung des Sundes wegen wohl nicht viel 
einbringen. Am 1. März 1644 bestimmte dann der Kurfürst, den 
Roggen möge er an Ort und Stelle verkaufen, der Hafer aber wäre 
in der Mark teuer, und er solle ihn deshalb nach Küstrin senden. 
Burgsdorf wies dagegen in einer Relation vom 25. März wiederum 
auf den zu besorgenden Niedergang der Getreidepreise hin, infolge- 
dessen man das Korn ‚um ein Hundebrot‘‘ würde weggeben müssen. 
Deshalb, meinte er, wäre es doch vielleicht ratsamer, wenn der 
Kurfürst sich nicht nur für die zu erwartenden 600—700 Last 
Hafer, sondern desgleichen für 300 Last Roggen Pässe von Däne- 


1) Relationen Burgsdorfs, ebenda. 
2) Rel. Burgsdorfs vom 15. April. R. 7. n. 156 f. 
3) Diese wie die folgenden Relationen R. 7. n. 155 £. 
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mark und Schweden beschaffte. Später kam er von dieser Meinung 
wieder zurück. In einer Relation vom 15. April gab er wieder 
dem Verkauf in Preussen selbst den Vorzug. Nur der Hafer, 
meinte er, würde hier unverkäuflich sein und deshalb hinausgeschafft 
werden müssen. Und dem früher beabsichtigten Transporte über 
Stettin entstand auch eine neue Schwierigkeit, Dänemark schlug 
dem Kurfürsten den Pass über die von dem Feinde besetzte Stadt 
ab.!) Nun aber fielen die Getreidepreise in den folgenden Monaten 
thatsächlich reissend schnell. Am 15. April hatte Burgsdorf be- 
richtet, die Last Roggen koste kaum mehr 90 Gulden; am 29. April 
war der Preis bereits unter 80 Gulden und am 27. Mai auf 65—70 
Gulden gefallen?) Unter solchen Umständen liess Burgsdorf nur 
die einkommende Gerste verkaufen,®) die durch den Transport zur 
See, auch soweit sie nicht schon in verdorbenem Zustande aus den 
Ämtern geliefert war,t) zum Verbrauen ungeeignet geworden wäre. 
Den Roggen aber und Hafer bewahrte er auf und empfahl in seiner 
letzten Relation®) dem Kurfürsten, sich noch einmal um die nötigen 
Pässe zu bemühen. Er traf darin auf das genaueste mit der An- 
sicht seines Herrn zusammen. Seine Relation kreuzte sich mit 
einem kurfürstlichen Schreiben vom 23. Mai/2. Juni, das ihm be- 
fahl, das Getreide noch einstweilen zurückzubehalten, da Aussicht 
vorhanden wäre, doch noch zu einem dänischen Passe zu gelangen. 
Um aber den Getreidetransport zu ermöglichen, hatte Burgsdorf 
noch eine andere Schwierigkeit zu überwinden. Es galt, die be- 
deutenden Transportkosten zu beschaffen, die bis Küstrin etwa 
700 Rtbir. für 100 Last betrugen; denn die Oberräte erklärten, 
auch nicht zu Aufbringung von 100 Rthirn. Rat zu wissen.6) Es 
war Burgsdorf wohl bekannt, dass auf die preussischen Amtsgefälle 
schon auf Jahre hinaus Anweisungen ausgegeben waren; allein in 
der gegenwärtiger Lage, die dem Kurfürsten nicht erlaubte, die 
eignen Einkünfte anzugreifen, erschienen ihm neue Anticipationen 
als das einzige Mittel, um das nötige Geld zu beschaffen. Die 
Hauptleute sollten eine bestimmte Summe vorstrecken und sich 
nachher aus den Einkünften ihres Amtes wieder bezahlt machen, 


1) Reskript des Kurf. vom 26. April. R. 7. n. 155 f. 

2) Nach Berichten Burgsdorfs. 

3) 60 Last nach Prot. II. Nr. 171. Vgl. Bel. vom 29. April. 
4) Rel. der Oberräte vom 26. August 1644. Kön. 1241. 

5) Relation vom 3. Juni. 

6) Relation Burgsdorfs vom 25. März. 
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und die Oberräte mussten ihm versprechen, sie zu diesem Zwecke 
zusammenzuberufen, was auch bis zum 8. April!) geschah. Den 
preussischen Beamten scheint es dann jedoch bequemer gewesen zu 
sein, auch noch diese Last, soweit es anging, den Bauern aufzu- 
bürden. In Insterburg und wahrscheinlich auch in manchen anderen 
Ämtern wurde ihnen eine Extraordinarkontribution von 1 Gulden 
zu Aufbringung der Frachtkosten auferlegt?) Die Passschwierig- 
keit umging der Kurfürst später, indem er mit Stettiner Kauf- 
leuten Verträge abschloss, wonach sie das Königsberger Getreide 
nach irgend welchen anderen Orten verhandeln und ihm dafür in 
Stettin „Erstattung thun“ sollten.?2) Bereits im Juni hatte er mit 
einem Kaufmann die Lieferung von 50 Last Hafer vereinbart,t) 
im September folgten dann noch zwei Verträge über je 60 Last 
Haferd) und im August ein Vertrag über die Lieferung von 120 Last 
Roggen.) Auch so ging die Versendung noch nicht glatt von 
statten. Unter dem 28. Oktober berichteten die Oberräte, an den 
120 Last Roggen, die sie dem Schiffer aushändigen lassen sollten, 
fehlten ihnen noch einige zwanzig Last, und da sie weder Geld 
noch Kredit besässen, um sie zu beschaffen, so hätten sie kein 
anderes Mittel gewusst, als den Schiffer dazu zu vermögen, 13 Last 
auf eigene Kosten hinzuzukaufen.) Und am 4. November 16449) 
meldeten sie weiter, eines der mit Korn nach Stettin gesandten 
Schiffe hätte wegen seiner flachen Bauart dem Sturme nicht Wider- 
stand leisten können und wäre deswegen nach Königsberg zurück- 
gekehrt. 

Aber wenn auch alles Getreide richtig eingekommen und 
schneller, als es der Fall war, nach der Mark geschafft worden 
wäre, ihren Bedürfnissen gegenüber war es nur ein Tropfen auf den 
heissen Stein, und alle Extraordinarkontributionen der unmittel- 
baren Unterthanen in Preussen konnten dem Kurfürsten allein 
nicht helfen. Darum hatte er sich zu Beginn dieses Jahres noch 


1) Relation Burgsdorfs vom 8. April. 

2) Vgl. Kontr. Insterburgs. Beilage VII. 

3) Um dort gleiches Mass zu bekommen, befahı er den Oberräten 
[am 1. Sept. 1644. Kön. 1242] zwei Königsberger Haferscheffel an seinen 
Faktor in Stettin zu senden. 

4) Reskript vom 28. Juni 1644. Kön. 1242. 

5) Reskripte vom 16. Sept. und 28. Sept. 1644 ebenda. 

6) Reskript vom 17. August 1644 ebenda. 

7) Kön. 1241. 

8) Ebenda. 
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einmal an die preussischen Stände gewandt. Seinem Vertrauten 
Burgsdorf war der dornenvolle Auftrag geworden, von ihnen eine 
grössere Geldbewilligung, eine Hufensteuer von wenigstens 1 Gulden, 
zu erwirken. Unter allen Umständen sollte das ohne Landtag ge- 
schehen. Hatte der schon in seiner Gegenwart zu keinem erfreu- 
lichen Resultate geführt, so stand bei seiner Abwesenheit erst recht 
nichts Gutes davon zu erwarten. Der Kurfürst hoffte eher zu einem 
günstigen Erfolge zu kommen, wenn er an das Mitgefühl und die 
liberale Gesinnung der Stände appellierte und die Kontribution als 
ein freiwilliges Geschenk für sein vor dem Ruine stehendes Erbland 
erbat.!) Ererklärte sichbereit, ihneneinen Revers darüber auszustellen, 
dass die Kontribution als solches ihren Privilegien keinen Abbruch 
tbun und in keine „congequentiam‘‘ gezogen werden sollte, und er 
versprach, „bei vorfallender Gelegenheit“ es „in allen Gnaden 
hinwieder zu erkennen“. Es spricht für eine ausserordentlich ge- 
schickte Erledigung des ihm gewordenen Auftrages, dass es Burgs- 
dorf in der That gelang, einen Landtag zu vermeiden und trotz- 
dem eine recht bedeutende Geldbewilligung durchzusetzen. In einer 
Relation vom 8. April bekennt er selbst, wie überaus schwierig 
und mühselig es war, wenn er schreibt: „Ich wollte gewiss lieber 
ein ganz Jahr bei E. Ch. Dehl. unterthänigst aufwarten, als derge- 
stalt mich 4 Wochen plagen.“ Nach seiner Instruktion hatte er 
das Begehren des Kurfürsten nicht durch ein allgemeines Aus- 
schreiben an die Stände zu bringen, sondern gleichzeitig nur einer 
möglichst kleinen Zahl innerhalb jedes Standes zu übermitteln, den 
Hauptleuten, der Ritterschaft und den Städten jedes Amtes be- 
sonders, um so eine Vereinigung und gemeinsame Landtagsforde- 
rung der Stände zu hintertreiben. Aber schon die Landräte wollten 
nicht alle auf eine private Willigung der einzelnen eingehen?) 
Einige meinten, es wäre besser, wenn Vertreter der Stände sich 
auf eigene Kosten in Königsberg zur Beratung über die Forderung 
des Kurfürsten versammelten, ein Vorschlag, der nach Burgsdorfs 
Ansicht nicht böse gemeint, doch üble Folgen haben konnte. Denn 
wenn auch die Landräte wollten, dass ausdrücklich erklärt werde, 
es solle kein eigentlicher Landtag sein, und es dürfte daher von 
Gravaminibus nicht die Rede sein, so fürchtete Burgsdorf doch mit 


1) Vgl. Instruaktion für Burgsdorf Prot. II. Nr. 101 und Prot. II. 
Einl. S. LXXXIL. 
2) Postskript einer Relation Burgsdorfs vom 28. Januar und Relation 
vom 3. Februar 1644 a. a, OÖ. 
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Recht, wenn so viele zusammenkämen, so „könnte leicht ein räudig 
Schaf darunter sein und die anderen alle irre machen‘. Er machte 
sich daher hinter die-Oberräte und leistete mit ibrer Beihilfe allen 
Versuchen dieser Art Widerstand. Mit bestem Erfolge: am 26. Fe- 
bruar konnte er dem Kurfürsten berichten, an einen Landtag werde 
nicht mehr sonderlich gedacht. 

Natürlich versäumten aber die einzelnen auch ohne Landtag 
nicht, ihre Beschwerden bei dieser Gelegenheit vorzutragen und 
die Geldbewilligung von ihrer Abstellung abhängig zu machen.!) 
Die Beschwerden der Oberräte über die Absonderung der Schatull- 
ämter von der preussischen Kammer lernte Burgsdorf jetzt als 
Gravamina des ganzen Landes kennen. Man klagte, dass die 
Schatullämter von Kontributionen befreit würden, die das ganze 
übrige Land zu tragen hätte, oder dass doch die aus ihnen ein- 
kommenden Kontributionsgelder nicht wie die übrigen in den 
Landkasten geliefert würden. Unendlich viel „Redens und Lamen- 
tierens“, berichtete Burgsdorf, wäre überall bei der Ritterschaft, 
dass der Kurfürst nicht adligen Arrendatoren die Jurisdiktion über 
die Bauern verschrieben hätte; käme es doch infolgedessen vor, 
dass der Adel, ja der Hauptmann selbst vor dem Unadligen zu 
Gericht stehen müsse, falls ihm seine Bauern entliefen und sich 
unter den Arrendator begäben. Allgemein war endlich die Be- 
schwerde wegen der Holzung, die Klage, dass ihnen die Erlangung 
des ihnen zustehenden Holzes auf alle Weise erschwert würde. 

Die Stellung, die der Kurfürst zu diesen Gravamina nahm, 
bedeutete für Burgsdorf eine weitere Erschwerung seines müh- 
seligen Geschäftes. Vergeblich, dass er ihm wieder und wieder 
vorstellte, wie wichtig es sei, in diesem Lande, das ihm allein 
noch Hilfsmittel bieten könnte, sich willige Unterthanen zu er- 
halten, dass er ihm riet, es deshalb in geringen Sachen nicht so 
genau zu nehmen. Der Kurfürst wies alle Gravamina als unbe- 
rechtigt ab und befahl Burgsdorf, sich künftig an derartige Be- 
schwerden nicht zu kehren?) Es war natürlich, dass dieser eine 
solche radikale Abweisung seiner wohlgemeinten Ratschläge bitter 
empfand. Er hätte gedacht, schrieb er am 26. Februar, der Kur- 
fürst würde die Beschwerden nicht ohne weiteres abweisen, da er 
ja hergekommen sei, um etwas von den Preussen zu erlangen. Er 


1) Relation Burgsdorfs vom 28. Januar, 8. Februar und 22, Februar. 
2) Resolutionen des Kurfürsten vom 31. Januar und 23. Februar. 
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werde denn nach dem kurfürstlichen Befehl künftig keine mehr 
entgegennehmen, sollte auch der Kurfürst dann an freiwilliger 
Steuer wenig erhalten. Aber die Bitterkeit dauerte bei Burgsdorf 
nur einen Augenblick und liess seinen Eifer für das übernommene 
Werk nicht erkalten. Da er keine realen Zugeständnisse machen 
durfte, so gab er wenigstens gute Worte und Vertröstungen,!) ver- 
sprach die Beschwerden an den Kurfürsten zu bringen und ihre 
Abstellung zu befürworten; und schliesslich erlangte er auch hin- 
sichtlich der Gravamina vom Kurfürsten ein kleines Zugeständnis. 
Am 23. Mai erhielt er den Auftrag, die Beschwerden Königsbergs, 
deren Abstellung nach seiner Meinung von den Öberräten absicht- 
lich verhindert wurde, nach Cölln zu übermitteln. 

Bis dahin war es seiner Geschicklichkeit gelungen, eine sehr 
bedeutende Geldbewilligung von den preussischen Ständen zu er- 
langen. Durch persönliche Überredung hatte er nicht nur die Be- 
amten gewonnen, sondern auch einflussreiche Privatpersonen in den 
Ämtern, und sie hatten ihm versprechen müssen, ihrerseits ihre 
Standesgenossen einer Willigung geneigt zu machen. Die Beamten 
selbst glaubten sich durch ihre Stellung zur Unterstützung des 
Kurfürsten verpflichtet. Sie bewilligten für ihre Person ohne langes 
Säumen von den Oberräten herab bis zu den Hauptleuten einen 
Rthlr. von jeder Hufe indifferenter, zum Teil noch mehr.?2) Von den 
Landräten widerstrebten, wie oben erwähnt, zunächst einige der 
privaten Willigung; dann einigten sie sich jedoch ebenfalls auf 
einen Rthlr. von der Hufe.?) Grössere Schwierigkeit aber machte 
zum Teil die Gewinnung der adligen Amtsinsassen. Die kurzen, 
sehr optimistischen Relationen Burgsdorfs geben darüber nicht ge- 
nügende Auskunft, wohl aber die im Königsberger Staatsarchiv?) 
vorhandenen Amtsberichte. 

Die einzelnen Ämter zeigten sich sehr verschieden. Einige — 
Schaaken, Tapiau, Sehesten, Labiau und Memel — schlossen sich 
der hohen Willigung der Beamten und Landräte an; einige — wie 
Osterode, Hohenstein und Gilgenburg — erklärten jede Abgabe 
für unmöglich und konnten erst ein Jahr später bei Anwesen- 
heit des Kurfürsten selbst zu einer Willigung von 20 Groschen 


1) Relation Burgsdorfs vom 15. März. 
2) Nach einem Bericht aus Preussisch-Mark vom 12. April 1644 
(Kön. 904) bewilligten die Beamten hier 1—10 Rthlr. 
3) Nach den Relationen Burgsdorfs. Vgl. Prot. U. Nr. 171 Vorbem 
4) Kön. %4. 
gr 
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gebracht werden.!) In manchen Ämtern entzog sich ein Teil des 
Adels jeder Beisteuer, indem er trotz mehrfacher Ladung zu den 
festgesetzten Zusammenkünften nicht erschien. In Insterburg?) 
z. B. stellte sich auf das erste Ausschreiben nur ein einziger 
Adliger ein, und in einer späteren Zusammenkunft bewilligte ein 
Teil des Adels zwar einen Rthlr. und ein anderer 2 Gulden, 
manche aber waren auch da noch nicht erschienen oder wollten 
sich doch zu keiner Zusage verstehen. Ein Teil der adligen In- 
sassen Sehestens lehnte jede Willigung wegen Nichtbeseitigung der 
Gravamina ab; der Adel von Fischhausen, Neidenburg und Soldau 
machte die Willigung eines Rthlrs. oder zweier Gulden von der 
Abstellung seiner Gravamina abhängig, andere Ämter, wie Balga, 
erbaten sie wenigstens als Gegengabe. In manchen Ämtern zeigte 
sich der Adel äusserst karg und bewilligte weit weniger als die 
ganz unvermögenden Nichtadligen. In Rhein wollte er sich nur zu 
15 Groschen verstehen, während die Freien einen halben Rthlr. 
versprachen, in Preussisch-Mark, Ortelsburg und anderen ober- 
ländischen Ämtern war er durch wiederholte Zusammenberufung 
und Entsendung zweier Landräte zu persönlicher Überredung?) 
nicht zu einer höheren Willigung als 20 Groschen zu bringen, 
während auch hier Freie und Bauern zum Teil weit höhere Summen 
versprachen. Im ganzen aber konnte Burgsdorf, wenn auch seine 
Erwartungen nicht in vollem Umfange in Erfüllung gingen, was 
die Geldbewilligung betraf, mit seinen Erfolgen sehr zufrieden sein. 
Zu den genannten Ämtern, die einen ganzen Rthlr. bewilligt hatten, 
kam eine Anzahl — Rastenburg, Holland, Mohrungen und Liebstadt 
— die zwei Gulden, und eine weitere Anzahl — Brandenburg, 
Angerburg, Barten, Lötzen und ein Teil der adligen Insassen Jo- 
hannisburgs — die !/, Rthlr. bewilligte.e Und als auf Burgsdorfs 
Betreiben ein oberrätliches Reskript an Brandenburg erging, 
welches das ‚„vornehmste Hauptamt‘ ermahnte, hinter der höheren 
Willigung der anderen Ämter nicht zurückzubleiben, legten vier zu 
einer zweiten Zusammenkunft erschienene Adlige noch !/, Gulden 
zu, und diesem Beispiele folgte am 4. Januar 1645 Angerburg. 
Marienwerder, Riesenburg und Lyck verstanden sich immerhin zu 
der vom Kurfürsten ursprünglich beabsichtigten Kontribution von 


1) Bericht vom 12. März 1645. Kön. 905. Vgl. Erklärung vom 10. De- 
zember 1644. Kön. 94. 

2) Bericht vom 15. März. 

3) Instruktion vom 20. April 1644 Kön. 901. 
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einem Gulden, und Preussisch-Eylau und Bartenstein sagten nicht 
nur einen Gulden sicher zu, sondern stellten auch, für den Fall, 
dass es ihnen dann möglich sein würde, einen Gulden zum zweiten 
Termin in Aussicht. In Fischhausen versprachen selbst die Prediger, 
die bisher noch nie kontribuiert hatten, zwei Gulden und einen Du- 
katen zu geben. Wenn Burgsdorf berichtete, alle unmittelbaren 
Unterthanen hätten einen Rthlr. bewilligt!) so war das gewiss 
nicht ganz richtig; aber in der That wurde von ihnen ein Rihlr. 
und im Oberlande wenigstens ein halber Rthir. gefordert. Dagegen 
nahm Burgsdorf von einer ihm vorgeschlagenen Kontribution des 
Gesindes Abstand. Mit Recht hatten einige Landräte bemerkt, es 
würde dem Kurfürsten nur despektierlich sein, und das Gesinde, 
an dem ohnehin schon Mangel sei, würde infolgedessen erst recht 
über die Grenze entlaufen.?2) Was die kleinen Städte betrifft, so 
mochten die Mittel nicht allzuviel nützen, durch welche die Ober- 
räte einen Druck auf sie auszuüben suchten. Die Vorspiegelung 
einer höheren Willigung von anderen, ein damals beliebtes Kunst- 
mittel, wurde auch ihnen gegenüber angewendet. Alle Ämter, 
hiess eg in einem oberrätlichen Reskript vom 19. März,3) hätten 
bereits einen ganzen Rithlr. bewilligt. Dem Städtchen Labiau 
wurde insbesondere noch vorgehalten, es hätte nun durch kurfürst- 
liche Gnade das Stadtrecht erlangt,*) daher erwarte man, es werde 
seine Dankbarkeit durch eine hohe Beisteuer bethätigen. Sehr 
richtig aber war es für die Haltung der kleinen Städte, dass es 
Burgsdorf gelang, den einflussreichen Bürgermeister von Bartenstein 
zu gewinnen, der bisher den vom Kurfürsten beabsichtigten Kon- 
tributionen immer widerstrebt hatte.5) Jedenfalls bewilligten sie 
eine nicht unbeträchtliche Beisteuer, meist eine bestimmte runde 
Summe.®) 

Der wertvollste Erfolg aber, den er bei den Städten erreichte, 
war, dass es ihm gelang, auch die Städte Königsberg, von denen 
man vor allem Widerstand befürchtet hatte, und die zuerst nicht 
geneigt schienen, ein bindendes Versprechen ohne das Gegenver- 
sprechen der Abstellung ihrer Gravamina zu geben, zu einer vor- 


1) Relation vom 9. März. 

2) Relation vom 26. Februar. 

3) Kön. %%4. 

4) Die Verleihung war am 28. Juli 1642 erfolgt. Kön. 986. 
6) Relation Burgsdorfs vom 9. März. 

6) Sensburg z. B. 200 M. Vgl. Beilage VIII. 
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behaltlosen Willigung von 40000, Gulden zu bringen.!) Einige 
Schwierigkeiten machte nur noch die Frage, welcher Art die Kon- 
tributionserhebung in den drei Städten sein sollte. Der Rat be- 
absichtigte, wie es scheint, zunächst die einzelnen Bürger in ein 
von Haus zu Haus getragenes Buch einzeichnen zu lassen, wieviel 
jeder zu geben gedächte. Der Kurfürst hielt diese Art von Kollekte 
für schimpflich und schlug statt dessen vor, eg möge ein jeder das 
Geld auf das Rathaus bringen und dort die Summe aufschreiben. 
Burgsdorf war derselben Meinung und hatte schon vor Eintreffen 
des kurfürstlichen Reskriptes die Sache in diesem Sinne geordnet.?) 
Aber es kam auf die Art wenig Geld ein, die meisten „griffen sich“, 
wie Burgsdorf berichtete, gar zu wenig an, und es wurde daher 
von den Stadträten über einen anderen Erhebungsmodus hin und 
her erwogen. Die drei Städte konnten sich dabei nicht einigen. 
Altstadt und Kneiphof wollten eine Accise, Löbenicht dagegen eine 
Grundsteuer von zwei Gulden, die im besten Falle 5000 Gulden 
eingebracht hätte, daher für den Kurfürsten keinesfalls wünschens- 
wert war.) Über die Frage nach der Zweckmässigkeit der Accise 
aber gingen die Meinungen des Kurfürsten oder seiner Geheimen 
Räte in Berlin und Burgsdorfs auseinander. Der Kurfürst 
hielt für ratsam, bei der ursprünglichen Art der Kontribution 
zu bleiben;#) Burgsdorf dagegen trat warm für die Acecise 
eind) Wenn jeder Brauer nur vierzig Gulden gäbe, meinte er, 
80 brächte das allein schon 10000 Gulden ein, und zudem, 
der Kurfürst beabsichtige ja selbst anstatt der Seezulage eine 
Accise im ganzen Lande einzuführen. Auf dem letzten Land- 
tage hätte sich allein Königsberg dem widersetzt. Wenn es 
nun selbst damit den Anfang mache, so könne dies dem Kurfürsten 
für seiner Plan nur zu statten kommen. Die Löbenichter beriefen 
sich allerdings auf einen königlichen Abschied, der keine „General- 
zulage“ dulden wollte. Aber Burgsdorf meinte, man würde den 
König wohl für den Plan gewinnen, wenn man ihm einen Anteil an der 
Accise wie jetzt an der Seezulage zugestehe, und ohne das würde 
sie doch keinen Bestand haben. Er riet daher dringend, die Königs- 


1) Vgl. Relation vom 22. April. 

2) Relation Burgsdorfs vom 9. März u. 8. April. Resolution des Kurf. 
vom 15. März. 

3) Relationen Burgsdorfs vom 15. März. 

4) Resolution vom 20. März. 

5) Relation vom 8. April. 
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berger Accise stillschweigend zu dulden. Der Kurfürst konnte dem 
keine Gründe entgegensetzen. In seiner Antwort!) begnügte er sich, 
die Hoffnung auszusprechen, dass die Königsberger sich bald 
einigen würden. Es konnte ihm am Ende auch gleich sein, auf 
welche Art das Geld zusammengebracht wurde, wenn es nur wirk- 
lich in voller Summe und in möglichst kurzer Zeit einkam. Und 
Königsberg scheint sich in dieser Hinsicht für die damaligen Ver- 
hältnisse recht rühmlich gezeigt zu haben. Zum 6. Juni 1644 ver- 
sprachen die drei Städte 8000 Rthlir. zu zahlen,?) und später haben 
sie dann jedenfalls die ganze versprochene Summe richtig abge- 
tragen. 

Sehr lange aber dauerte es, bis die Kontribution aus den 
Ämtern wirklich einkam. Schon bei der Willigung bemerkte Burgs- 
dorf, dass sich die Reichsten im Lande am wenigsten freigebig 
zeigten.) Als es sich aber um die Abtragung der gewilligten 
Summe handelte, war das noch weit mehr der Fall. Zur Ent- 
schuldigung dieses Verhaltens brachten sie zum Teil sehr sonder- 
bare Gründe vor. In Sehesten und Lyck zum Beispiel erklärten 
die Vornehmsten von Adel, Armut mache ihnen die Abzahlung un- 
möglich.) Die Bauern und viele Freien konnten das wohl mit 
gutem Grunde sagen, und doch zeigten sie sich im allgemeinen weit 
williger als der begüterte Adel. Alle Wohlmeinenden hatten Burgs- 
dorf geraten, vor der Einlieferung der versprochenen Kontribution 
das Land nicht zu verlassen, da sie sonst gewiss ins Stocken ge- 
raten würde. Aber er hätte lange verweilen müssen, um es abzu- 
warten. Bereits am 10. Februar konnte er eine erste Zahlung 
anzeigen. Der Hofgerichtsrat Götze hatte für seine 584 Hufen 
600 Rthlr., dessen Schwiegersohn für 48 Hufen 48 Rithlr. erlegt. 
Dann aber folgte eine lange Pause. Bis zum 8. April waren 
noch nicht ganz 1110 Rithlir. eingekommen, bis zum 29. April 
1445 Rthlr. 65 Gr. 4l/a Pf. Im ganzen erlangte Burgsdorf bis zu 
seiner Abreise im Juni etwas mehr, als er auf Anweisungen auszu- 
zahlen hatte,5Ö) und das waren rund 10000 RthIr.6) 


1) Resolution vom 12. April. 
2) Relation Burgsdorfs vom 3. Juni. 
3) Bericht vom 9. März. 
4) Amteberichte vom 25. Januar 1645 und 30. März 1645. Kön. 905. 
5) Vgl. Prot. II. No. 171, Bericht Burgsdorfs im Geh. Rat. 
6) Nach seiner Relation vom 29. April 6034 Rthlr. 15 Gr. + 3884 Rtbhir. 
18 Gr. 41), Pf. = 9918 Rthlr. 33 Gr. 41, Pf. 
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Nach seiner Entfernung aus Preussen vollends scheint die 
Kontribution ganz ins Stocken geraten zu sein, wie man ihm 
prophezeit hatte. Erst die Rückkehr des Kurfürsten in das Herzog- 
tum (im Februar 1645) brachte eine Wendung zum besseren. Um 
Geld zu beschaffen, hatte er sein Erbland verlassen müssen, und 
die dringendste Not zwang ihn, alle Hebel in Bewegung zu setzen, 
um es in Preussen zu erlangen. Ausschreiben über Ausschreiben 
erliess er während seines Aufenthaltes in die Ämter; wiederholt 
sandte er besondere Kontributionseinnehmer und -eintreiber aus,!) 
tadelte scharf die Lässigkeit der Beamten,?) suchte auf die Wider- 
strebenden einen Druck auszuüben, indem er sich Verzeichnisse der 
die Zahlung Verweigernden einsenden liess, damit er ihnen bei 
Gelegenheit vergelten könne;?) er bat ihm Geneigte von Herren- 
stand und Adel, den Hauptleuten bei der Einmahnung zu assistieren,®) 
und er ordnete, wo er es wagen konnte, der angeblichen Frei- 
willigkeit der Kontribution ungeachtet, die Exekution gegen die 
Widerstrebenden an.d) So kam, wenn auch viele Adligen durch 
alle Mittel nicht zur Zahlung zu bewegen waren,e) doch der grösste 
Teil des bewilligten Geldes im Laufe des Jahres 1645 wirklich ein. 
Über eine Reihe von Ämtern geben die Ausgabebücher der Rent- 
kammer von 1645—51 eine allerdings nicht ganz vollständige 
Auskunft.) Den ersten verzeichneten Posten lieferte danach 
Waldau am 20. März 1645 ein. Zusammen sind über 180000 Mk. 
gebucht, die aus zwanzig Ämtern einkamen. Im Anfange des 
Jahres 1646 erfolgten dann noch kleine Nachzahlungen, die letzte, 
die verzeichnet ist, am 28. März (aus Insterburg), also noch bei 
Anwesenheit des Kurfürsten. — Alle kleinen Städte, von denen 
Berichte vorliegen, hatten zu Beginn des Jahres 1646 die Steuer 
bereits abgetragen. 

Mit gleichem Eifer liess sich der Kurfürst bei seiner zweiten 
Anwesenheit im Herzogtum Preussen die Einmahnung der Rück- 


1) Bericht vom 20. März 1645 und Reskript vom 15. Dezember 1645. 
Kön. 909. 

2) Ebenda. 

3) Reskript vom 29. Dez. 1645. Kön. 905. 

4) Vgl. Reskript an die Oberräte vom 17. April 1644. Kön. 1242 und 
Bericht aus Lyck vom 28. März 1645. Kön. 905. 

5) Reskript vom 23. April 1645. Kön. 905. 

6) In Ortelsburg z. B. verweigerten nach einem Bericht vom 5. Jan. 1646 
[Kön. 905] alle Adligen die Zahlung bis auf einen. 

7) Vgl. Beilage VI. 
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stände von anderen Kontributionen angelegen sein, doch, wie es 
scheint, nur solcher, die im Laufe seiner Regierung gewilligt 
worden waren. Die Oberräte hatten in seiner Abwesenheit anders 
gehandelt. Sie hatten seinen Befehl, die Kontributionsreste einzu- 
mahnen, dahin verstanden, als sollten sie auch die aus den dreissiger 
und zwanziger Jahren fordern, und hatten Verzeichnisse davon, mit 
dem Befehle sie beizutreiben, in die einzelnen Ämter gesandt.!) 
Es war dies ein unkluges Vorgehen, das bei den Ständen nur 
böses Blut machen und nicht den mindesten Nutzen schaffen konnte; 
hatten doch bereits auf dem Landtage 1640/41 die Stände alle 
Schuldforderungen des Kurfürsten aus der Zeit vor 1632 ab- 
gelehnt und wegen der Forderungen aus den späteren Jahren die 
Tranksteuer und die Anlage sowie die Hufensteuer bewilligt. Der 
Kurfürst that deshalb wohl daran, nur die Rückstände der letzten 
Kontributionen zu fordern; von ihnen erlangte er doch wenigstens 
einiges, wenn auch lange nicht alles.?) 

Auch neue Extraordinarkontributionen konnte er den unmittel- 
baren Unterthanen während seines Aufenthaltes in Preussen nicht 
ersparen. Für seine unlängst geworbene Reiterei ordnete er im 
Sommer 1645 eine Extraordinarkontribution von 10 Gr. an?) und 
am 22. Jan. 1646?) eine neue Extraordinarkontribution in gleicher 
Höhe. Die Unvermögenheit der Unterthanen sei ihm wohl bekannt, 


1) Reskript vom 28. April 1644. Kön. 904. Die Reste für Schaaken 


z. B. waren: Alte Reste . .. . 2.2 22 2000 10427 M. 57 Sch. 
Reste der Zehnmarkkontr. von 1682. . . . 12881 M. 9 Sch. 
Vom Additament zum Königl. Honorar 1682 6522 M. 4 Sch. 
Von der „Baginsky-Zehrung“ 1632... . . 823 M. 55 Sch. 
Vom Königlichen Honorar 1635... .. . 192 M. 38 Sch. 
Vom Königlichen Honorar 1636... ... . 163 M. 40 Sch. 
Von der Königsberger Kontr. 1635 .. . . 1092 M. 36 Sch. 
Reste vom „Kurprinzen-Donativ“ 1636. . . 96 M. 59 Sch. 
Vom Königlichen Hochzeitspräsent 1637. . 661 M. 591/, Sch. 
Vom Additament zum Königl. Honorar 1641 780 M. 71), Sch. 
Von der Kontrib. für Dönhoff 1641 . . . . 609 M. 16!/, Sch. 
Von der Kontrib. für die Querulierenden 

und Protestierenden 1641. ..... 1005 M. 21 Sch. 


2) Nach einem Bericht aus Natangen vom 20. März 1645 [Kön. 905] 
konnte der Einnehmer hier z. B. nur zusammen 1221 M. 151/, Sch. auf- 
treiben. Die übrigen Reste standen beim Adel, bei Pfanddörfern oder bei 
ganz unvermögenden Unterthanen. 

3) Vgl. Relation aus Preussisch Mark vom 12. Juli 1645. Kön. 905. 

4) Kön. %08. 
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hiess es in dem Ausschreiben; allein die einmalige Abgabe von 
10 Gr. würde nicht zureichen, wenn sie selbst in voller Summe 
eingekommen wäre. Zudem beabsichtige er, die Reiter jetzt mit 
sich nach der Mark zu nehmen, und die preussischen Unterthanen 
würden daher fortan jahrelang mit weiteren Kontributionen ver- 
schont bleiben. Dieser letzte Satz versprach indessen mehr, als 
der Kurfürst nachher halten konnte. Kaum ein halbes Jahr, nach- 
dem er Preussen verlassen, sah er sich genötigt, noch einmal, „nur 
für diesmal noch*, eine Zehngroschen-Kontribution für die „Pude- 
‘ welssche Reiterei* auszuschreiben,!) wenige Monate, nachdem er 
den schwer belasteten Unterthanen auch noch eine Getreidekontri- 
bution von !/4Scheffel zum Unterhalt der Festungen Pillau und Memel 
auferlegt hatte.?) 


C. Kontributionsbewilligungen auf einem Ständekonvent 
zu Königsberg. 


In der Zeit des zweiten Aufenthaltes des Kurfürsten in Preussen 
erfolgte auch eine neue Geldbewilligung der Stände, anders als 
alle bisherigen Kontributionswilligungen, auf einem allgemeinen 
Konvent zu Königsberg. Die Vermählung des Königs und die Ver- 
mählung der Schwester des Kurfürsten mit dem Herzoge von Kurland 
erheischten die Beschaffung von angemessenen Hochzeitspräsenten. 
An eine Bewilligung der einzelnen Ämter in besonderen Zusammen- 
künften der Amtsinsassen war nach der freiwilligen Steuer für den 
Kurfürsten nicht wieder zu denken; einen allgemeinen Landtag 
andererseits, den die Stände von Jahr zu Jahr dringender forderten, 
wollte er unter allen Umständen vermeiden. So griff man zu dem 
Auswege des Ständekonvents. Am 10. November ergingen die Aus- 
schreiben,?) welche die Stände zum 4. Dezember nach Königsberg 
beriefen. 

Die kurfürstlichen Propositionen brachten ausser der Forde- 
rung für den König und für die Herzogin von Kurland nur noch 
einen unbedeutenden Punkt: Die Stände wurden ersucht, dem Kur- 
fürsten die Unkosten zu ersetzen, die ihm die Beschickung des 
Colloquium charitativum zu Thorn verursacht hatte. Diese Forde- 
rung war auch die einzige, welche die Stände abwiesen mit der Er- 


1) Reskript an die Oberräte vom 31/21. Okt. 1646. Kön. 1242. 

2) Reskript an die Oberräte vom 27. Juli 1646, ebenda. 

3) Die Akten des Konvents befinden sich Kön. 656. Zum Teil sind 
sie U. A. XV. gedruckt. 
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klärung, sie wären in dieser Sache gar nicht um ihre Meinung 
befragt worden, andernfalls würden sie auch das Ihrige dazu bei- 
steuern. Dagegen dachte kein Stand daran, sich der Willigung für 
den König und die Herzogin zu entziehen, und einige Schwierig- 
keit machte nur die Einigung über die Höhe der Summe. 

Der erste Stand war wie immer am freigebigsten.!) Einen 
Gulden wollte er für den König, 15 Gr. für die Herzogin kontri- 
buieren; Adel und Ritterschaft dagegen wollten sich nur für beide 
zur Hälfte der Summe verstehen, und die Städte gingen bloss für 
die Herzogin um 21/2 Gr. darüber hinaus. Der erste Stand schloss 
an seine Bewilligung nur die Bitte um baldige Vermählung des 
Kurfürsten zur Sicherung der Erbfolge und um Beförderung des 
allgemeinen Friedens. Adel und Städte dagegen liessen die Ge- 
legenheit nicht vorübergehen, ohne die Bitte um einen allgemeinen 
Landtag und die Abstellung ihrer Gravamina hinzuzufügen. 28 Be- 
schwerdepunkte brachte die Ritterschaft zusammen, teils Wieder- 
holungen der schon auf dem Landtage von 1640/41 vorgetragenen 
Gravamina, zum Teil auch neue. Die Forderung, dass die Kontri- 
butionen ad destinatos usus verwendet würden, war erst durch 
die kurfürstliche Politik der letzten Jahre hervorgerufen. Neu war 
e8 auch, dass sie sich der armen Unterthanen warm annahmen und 
nicht nur ihre Befreiung von übermässig vielen Extraordinarkon- 
tributionen forderten, sondern auch klagten, dass ihnen die freien 
Müblenfuhren verwehrt und dass sie unter dem Namen Marktrecht 
mit unerträglichen Accisen belegt würden. Neu war die Klage 
über Verpachtung der Fischereien an Fremde, die Bitte um eine 
Ritterbank oder wenigstens Prüfung der Insassen jedes Amtes nach 
Stand und Herkunft durch den Hauptmann, um die Usurpation des 
Adelstitels zu verhüten; neu war die Bitte, den Urheber einer 
Schmähschrift zu belangen, und die Bitte um Exekutionsvollstreckung 
gegen die zum Konvente nicht erschienenen Standesgenossen. Die 
Städte Königsberg begnügten sich, den Gravamina des Adels zu- 
zustimmen, und nur in zwei Punkten konnten sie diese nicht ohne 
Widerspruch annehmen. Es sei allerdings unbillig, meinten sie, 
dass Fremde in den Mühlen vor dem Adel bevorzugt würden, wie 
dieser klagte, aber ebenso unbillig wäre, dass der Adel auch vor 
den einheimischen Bürgern den Vorzug verlange. Da möge es 


1) Die Sonderbedenken der Landräte präs. 9. Dez, von Adel und 
Städten o. D. Kön. 656. 
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doch nach dem Sprichwort gehalten werden, ‚wer zuerst kommt, 
mahlt zuerst.* Und wenn der Adel weiter klagte, dass es mit der 
Auslieferung der entlaufenen Unterthanen nicht nach der Landes- 
ordnung gehalten würde, so erinnerten die Städte Königsberg 
dem gegenüber an ihren Protest gegen die Landesordnung. Die 
kleinen Städte nahmen ihre Spezialgravamina von 1640 wieder auf. 
In einem „Vereinigten Bedenken“ der drei Stände, das die Willigung 
für den König auf 20 Gr., für die Herzogin von Kurland auf 
10 Gr. normierte, wurde ein Teil dieser Gravamina dem Kurfürsten 
unterbreitet.!) Er jedoch wies am 29. Dez.?) alle Gravamina als 
ausserhalb der Propositionen zurück. Die 1641 vorgebrachten 
Gravamina wären abgeschafft, und von anderen wüsste er nichts; 
denn bisher sei trotz seiner Aufforderung nichts davon an ihn 
gelangt. Seine Mahnung, noch etwas mehr zu bewilligen, hatte 
denn auch nur einen teilweisen Erfolg. Am 9. Jan. legten die 
Stände in einem „Vereinigten Bedenken“ noch 5 Gr. zum könig- 
lichen Hochzeitspräsent zu, wegen der Herzogin jedoch erklärten sie 
sich zu keiner höheren Willigung ermächtigt. Gleichzeitig erneuten sie 
die Bitte um einen Landtag und fügten noch die Forderung eines 
„peculiare aerarium“ der Landschaft hinzu, für das sie von ihren 
Hinterlassenen eine Willigung von je 3 Gr. in 5 aufeinander 
folgenden Jahren auswirken wollten.) Da der Kurfürst dem gegen- 
über auf seinem Standpunkte der Ablehnung fest verharrte, so 
endete die Konvokation ohne ein weiteres Ergebnis. Die Ver- 
heissung, die er den Ständen in seiner letzten Resolution am 
12. Jan. zu Teil werden liess,*) dass er bei seiner Wiederkehr in 
das Herzogtum den gewünschten Landtag berufen würde, den er 
ihnen jetzt wegen seiner nahe bevorstehenden Abreise und in der 
Folgezeit, wo er ausser Landes weilte, nicht gewähren könnte, 
und die Vertröstung, wenn wirklich noch ein Gravamen vorhanden 
wäre, 80 wollte er es auf einkommende Erinnerung abstellen, 
konnten ihnen wenig nützen, und sie waren darum auch nicht ge- 
neigt, die Erwartungen, die der Kurfürst an dieses Versprechen 
knüpfen zu dürfen gemeint hatte — dass sie ihre „Hinterlassenen* 
zu einer höheren Willigung für seine Schwester überreden und die 


1) U. A. XV. 

2) Ex Prot. ebenda. 

3) Der gesamten Stände vereinigte Erklärung. 3. Jan. 1646. Kön. 656. 
4) Ex Prot. Kön. 656. 
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Rückstände der Fünfguldenkontribution nunmehr abtragen würden — 
zu erfüllen. In einer „Salvationsschrift“1) an die Oberräte sprachen 
sie es aus, dass sie die 5 Gulden nur nach Abstellung ihrer Grava- 
mina abtragen könnten, und in den Zusammenkünften der einzelnen 
Ämter suchten die Insassen zum Teil sogar die geringe Bewilligung 
für die Herzogin von Kurland noch herabzumindern.?) 

Unter diesen Umständen mussten die unmittelbaren Unter- 
thanen wieder umsomehr tragen. Die Kontribution für den König 
wurde durch ein Ausschreiben vom 7. April 16469) für sie auf 
3l Gr. erhöht, und für die Herzogin wurde von ihnen zum Teil 
nicht bloss das Doppelte der auf dem Konvente bewilligten Kon- 
tribution gefordert, sondern ausserdem noch eine hohe Naturalien- 
kontribution.?) 

Dies sind, von einigen unbedeutenden und lokal begrenzten 
Extraordinarerhebungen abgesehen, die Kontributionen, die in den 
ersten 6 Jahren der Regierung des Grossen Kurfürsten im Herzog- 
tum Preussen erfolgten, interessant vor allem, weil der Kurfürst dem 
Egoismus der preussischen Stände und ständisch gesinnten Beamten 
zum Trotz einen grossen Teil des einkommenden Geldes für sein Erb- 
land und die Zwecke einer höheren Politik verwenden konnte. 
Alljährlich machten sie eine grosse Zahl von Versammlungen der 
Amtsinsassen nötig. Über die Zusammenkünfte des Amtes Preussisch- 
Mark liegen für zwei Jahre die Berichte anscheinend vollständig 
vor,?) und danach wurden 1643 die Amtsinsassen 5 Mal und 1644 
sogar 6 Mal zusammenberufen. Nicht überall fruchtete auf den 
Ämterversammlungen die Überredung der Beamten so wenig wie 
in diesem oberländischen Amte; nicht überall zeigte sich der Adel 
so wenig freigebig und entgegenkommend, und namentlich vom 
Herrenstande und von den Landräten empfing der Kurfürst an- 
sehnliche Unterstützungen. Immerhin den Lasten gegenüber, welche 
die Unvermögenden im Lande, Bauern und Freie und vor allem 
die unmittelbaren Unterthanen, zu tragen hatten, waren die Ab- 


1) o. D. Kön. 656. 

2) Vgl. Erklärung Sehestens vom 27. April 1647. Kön. 906. 

3) Kön. 905. 

4) Nach einem Ausschreiben vom 17./18. Dezember 1645. [Kön. 
12791, II, III] sollte von jeder Hufe 1 Sch. Hafer, von je 150 H. 1 Ochse, 
von je 100 H. 1 Kalb, von 50 H. 1 Schöpse, von 10 H. 1 Gans, von 5 H. 
1 Hubn und von 2 H. immer 1 Schock Eier aufgebracht werden, 

5) Kön. 904. 
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gaben der Stände überaus gering, und überaus gering waren Bie 
im Verhältnis zu den Hilfsquellen des Landes, die ihnen zur Ver- 
fügung standen. Es war in der Zeit des zweiten Aufenthaltes des 
Kurfürsten in Preussen, als seinem Vertrauten Burgsdorf von einem 
wohlmeinenden Preussen eine anonyme Denkschrift!) zukam, die 
hier einen Ausgleich schaffen wollte. Die Prüfung der Steuer- 
systeme anderer Länder rücksichtlich ihres Wertes und Unwertes, 
die Betrachtung des grossen Aufwandes und der Verschwendung 
in seinem Vaterlande, brachte den Getreuen auf die Idee einer 
anderen Art von Besteuerung als die bisher fast allein übliche 
Hufensteuer, einer Steuer, die nur die Reichen treffen und die 
armen Unterthanen entlasten sollte: er empfahl die Einführung 
einer Luxussteuer. Es war ein Vorschlag, der dem Kurfürsten 
damals in der Zeit der höchsten Geldnot, bei der unendlichen 
Schwierigkeit, in dem verhältnismässig so wohlhabenden Lande 
das für ihn unumgänglich notwendige Geld aufzutreiben, ohne das 
er trotz der inständigen Bitten seiner Geheimen Räte?) nicht nach 
der Mark zurückkehren konnte, ganz besonders lockend erscheinen 
mochte. Allein das üble war, er konnte an seine Ausführung nicht 
deuken. Dass die Stände sich freiwillig zu einer solchen Abgabe 
verstehen würden, war ausgeschlossen, und sie zur Annahme einer 
solchen Steuer zu zwingen, fehlten ihm damals alle Mittel. Statt 
einer Luxussteuer mussten ihm umfangreiche Anleihen und Anti- 
cipationen in den Ämtern über die dringendste Not hinweghelfen. 


2, Anleihen. 


Die preussische Finanzverwaltung war beim Regierungsantritt 
des Grossen Kurfürsten derartig auf „Leihen und Borgen“ zuge- 
schnitten, dass er von Anfang an ohne Anleihen nicht auskommen 
konnte. So wenig war von einem Barbestand der Rentkammer 
die Rede, dass man wiederholt das Zinsgetreide aus den Äm- 
tern verkaufte, um für einen bestimmten Zweck Bargeld zu gewin- 
nen, obgleich man ohnehin für die Bedürfnisse des Staatshaushalts 
alljährlich grössere Mengen Getreide hinzukaufen musste.3) Jeden- 


1) Gedruckt Prot. III. Nr. 292. 

2) Vgl. Prot. III. Nr. 87 und Nr. 181. 

1) So wurde z. B. am 19. Juni 1642 (Kön. 12723) der Hafer aus dem 
Amte Oletzko verkauft, um für Besoldung der märkischen Trompeter Geld 
zu gewinnen, und 5 Tage darauf mussten wieder 21 Last für den kurf. 
Kornboden angekauft werden. Reskript vom 21. Juni 1642 ebenda. 


Idee einer Luxussteuer. Anleihen bis zum Februar 1643. 127 


falls langte der Bestand der Rentkammer niemals hin, wo eine 
grössere Ausgabe sofort zu bestreiten war. Die Leichenfeier für 
Georg Wilhelm, die jährlich an Polen zu entrichtenden Abgaben 
und die Belehnungsreise nach Warschau machten gleich bei Beginn 
seiner Regierung grösse Anleihen nötig. 

Bereits am 20. Dez. 1640 mussten „zur Erkaufung schwarzen 
Tuchs“ 22500 Mark aufgenommen werden, und in den folgenden 
Jahren wurden noch mehr als 80000 Mark für die Zwecke der 
Leichenfeier hinzugeliehen. Im ganzen verzeichnen die Rentei- 
bücher bis zur Abreise des Kurfürsten nach der Mark im Februar 
1643 eine Anleihe von mehr als 1 Million Mark,!) und darunter 
etwa 22300 Mark zum „Annuum“, 75000 Mark zum „Honorar“ 
für den König und 160000 Mark zur Belehnungsreise nach War- 
schau. Ausserdem waren wiederholt Korn- und Haferanleihen für 
die Festungen und für den kurfürstlichen Marstall nötig. So wur- 
den nach den vorliegenden Assekurationen?) am 5. März 1641 zehn 
Last Hafer, am 8. Mai 20 Last, am 15. Aug. 9 Last, am 19. Aug. 
20 Last, am 31. Aug. 10 Last und am 21. Juni 1642 abermals 
10 Last Hafer aufgenommen und am 3. Aug. 1641 3 Last Korn 
— meist unter der Bedingung, dass sie zur Erntezeit wiederum 
in Getreide abgezahlt werden sollten. 

Das bare Geld war aber gegen das blosse Versprechen künf- 
tiger Rückzahlung und einer hohen Verzinsung in der Zwischen- 
zeit nur selten zu bekommen. Kaum 20000 Mark der in den Rentei- 
büchern verzeichneten Million wurden unter dieser Bedingung 
dargeliehen, und diese fast ausschliesslich von kurfürstlichen Beamter. 
Privatpersonen verlangten in der Regel Sicherheit durch Verschrei- 
bung eines Landkomplexes. 34 Dörfer, eine Malzmühle, ein Vor- 
werk und zwei ganze Kammerämter mussten, um die Anleihen zu 
erlangen, als Unterpfand verschrieben werden. Bereits im Jahre 
1640 erfolgte wegen der oben erwähnten Summe von 22500 Mark 
die Verschreibung des 64 Hufen umfassenden Dorfes Frisching 
im Amte Brandenburg.?) Das nächste Jahr brachte die Verschrei- 
bung des Dorfes Packerau in Brandenburg (am 26. Jan. wegen 
10000 Mark), eines Dorfes in Insterburg (wegen 10000 Mark 
27. Jan.), dreier Dörfer in Angerburg (25. Juni wegen 30000 Mark), 


1) Kön. 15385, 13386, 13387. 

2) Nach Kön. 12722, 12723 und 1120. 

3) Ausser den erwähnten Folianten enthalten noch Belege Kön. 1122, 
Kön. 986, Kön. 986. 
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zweier weiterer Dörfer in Insterburg (am 15. Juli wegen 22500 Mk.), 
zweier Dörfer in Oletzko (am 15. Sept. wegen 22500 Mark) und 
endlich der Kammerämter Lochstädt (am 13. Sept. wegen 40500 Mk.) 
und Sperling in Angerburg (am 16. Sept. wegen 33500 Mark). Im 
Jahre 1642 folgte die Verschreibung von 13 weiteren Dörfern: 
Böttchersdorf im Amte Tapiau und Allenau in Brandenburg (zu- 
sammen wegen 45000 Mark), dreier Dörfer in Angerburg (am 
27. Mai wegen 36000 Mark) und dreier anderer Dörfer in Angerburg 
(am 22. Juli wegen 10500 Mark), des Dorfes Schwenau in Branden- 
burg (22. August wegen 30000 Mark), zweier Dörfer in Insterburg 
(am 16. Okt. wegen 7500 Mark), zweier Dörfer in Holland (am 
15. Nov. wegen 24211 Mark) und ausserdem einer Malzmühle (am 
5. Sept. wegen 43256 Mark Reparaturkosten). 

Eine ungewöhnlich grosse Zahl von Verschreibungen drängen 
sich dann noch in den letzten Tagen vor der Abreise des Kur- 
fürsten zuuammen. Am 22. Jan. 1643 wurde das Dorf Abschwan- 
gen in Brandenburg wegen eines Darlehns von 15000 Mark zum 
Unterpfand verschrieben und die 3 Dörfer Borchersdorf, Weissen- 
stein und Lewitten in Brandenburg wegen einer Summe von 
12884 Mark. Am 31. Jan. folgte eine Verschreibung auf das Vor- 
werk Linkuhnen in Tilsit und eine neue Verschreibung auf das 
Kammeramt Lochstädt (wegen 31500 Mark), im Januar oder An- 
fang Februar die Verschreibung dreier Dörfer in Angerburg (wegen 
1500 Mark), am 2. Febr. die Verschreibung des Dorfes Wang- 
nicken zugleich mit der Verlängerung des Pfandkontrakts über das 
Kammeramt Dirschkeim (wegen 13500 Mark), am 5. Febr. die Ver- 
schreibung Auxkallens in Insterburg (wegen 9000 Mk.), am 5. Febr. 
eine neue Verschreibung auf Frisching in Brandenburg (wegen 
29625 Mark) und am 11. Febr. die Verschreibung Sausgerkens in 
Barten (wegen 10000 Mark). 

Verhältnismässig wenige dieser Verschreibungen entsprachen 
wenigstens soweit dem Interesse einer geordneten Staatsverwaltung 
dass sie das Pfandobjekt ohne Einschränkung der Landesregierung 
beliessen und dem Gläubiger nur die pünktliche Zinszahlung aus 
den Einkünften des betreffenden Dorfes oder Amtes und die Sicher- 
heit seines Kapitals verbürgten. Weit gebräuchlicher war eine Ver- 
schreibung, wonach das Pfandobjekt in die Selbstverwaltung &aes 
Gläubigers übergehen sollte, falls die Rückzahlung der vorgestreck- 
ten Summe nicht bis zu einem bestimmten nahen Termine erfolgte, 
eine Form, die sehr nützlich hätte sein müssen, wäre die Geldnot 
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der preussischen Regierung nur vorübergehend gewesen. Bei der 
ständigen Ebbe der preussischen Kassen aber bedeutete sie oft 
nur eine Hinzögerung des endlich unvermeidlichen Übels der „realen 
Einräumung“, der Übergabe des Pfandobjekts an den Gläubiger 
mit allen Eiukünften und oft der Jurisdiktion über die Scharwerks- 
bauern und selbst die Schulzen und Freien.) So konnte dem 
Grafen Dönhoff ein Teil der von ihm 1641 dargeliehenen Summe 
von 75000 Mark allerdings zu dem in der Schuldverschreibung 
festgesetzten Termine, oder doch bald nachher, wirklich abgezahlt 
und eine Anzahl der ihm verschriebenen Dörfer dadurch aus der 
Pfandschaft ausgelöst werden, 22500 Mark jedoch blieben rück- 
ständig und machten am 3. April 16432) die reale Einräumung 
zweier Pfanddörfer an die Witwe Dönhoffs nötig. So sollte ferner 
der Hauptmann von Tapiau Kittlitz 30000 Mark, die er am 
3. Juli 1640 dargeliehen, aus der Kontribution für Dönhoff wieder- 
erhalten. Die völlige Erschöpfung der Rentkammer liess jedoch 
eine Verwendung der Kontributionsgelder zu anderen Zwecken not- 
wendig erscheinen, und Kittlitz musste daner am 22. Aug. 16423) 
das Dorf Schwenau in Brandenburg ‚realiter‘ übergeben werden. 
In einer Anzahl von Fällen, namentlich bei höheren Zahlungen, 
wurde auch die unverzügliche „Einräumung“ in der Schuldverschrei- 
bung ausbedungen, so bei dem Kammeramt Sperling, den Dörfern 
Abschwangen, Borchersdorf, Weissenstein und Lewitten in Branden- 
burg, Sausgerken in Barten. Dabei gab es wiederum die verschie- 
densten Formen der Pfandschaft. Zuweilen reichten die Erträge 
des verpfändeten Landkomplexes bloss zur Verzinsung des Darlehns 
hin. Das Pfandobjekt sollte dann in der Hand des Gläubigers bis 
zur Rückzahlung der Schuldsumme verbleiben, und nicht selten 
wurde noch die weitere Bestimmung, ebenso sehr im Interesse des 
Gläubigers wie zum Schaden des Staates, hinzugefügt, dass die 
Rückzahlung erst nach einer Reihe von Jahren unter Einhaltung 
einer bestimmten Kündigungsfrist erfolgen dürfe — eine Bestimmung, 
die dem Pfandinhaber also für lange Zeit den ungestörten Genuss 
und die ungestörte Ausbeutung des Landes gewährleistete. Waren 


) 

1) So wird z.B. nach einer Assekuration vom 24. Jan. 1641 [R.7.n. 164.] 
Kittlitz ein Dorf Dietrichswalde in Tapiau verschrieben. Nur in Sachen, 
die Leib und Leben betreffen, soll er die Akten vor der Exekution von 
dem Hofgericht justifizieren lassen. 

2) Kön. 12789 I. 

3) Kön. 12723. 
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die Erträge etwas höber als die Zinsen der dargeliehenen Kapi- 
talien, so wurde gewöhnlich die Abführung der Überschüsse in die 
Rentkammer ausbedungen. Manchmal aber waren die Einkünfte 
aus dem Pfandobjekte so hoch, dass sich der Gläubiger in einigen 
Jahren wegen seines Kapitals und der jährlichen Zinsen zugleich 
daraus bezahlt machen, dass er sein Kapital darin „abwohnen‘“ 
konnte. Die Pfandschaft nahm dann den Charakter einer Pacht an 
mit Vorauszahlung der Pachtsumme für mehrere Jahre. 

Für die Amtsunterthanen hatten diese Arten der Verpfändung 
natürlich oft die schonungsloseste Ausnutzung durch die Gläu- 
biger zur Folge, die manchmal in dem Masse unerträglich wurde, 
dass sie die Bauern zur Abtragung der Schuldsumme aus ihren 
eigenen geringen Mitteln bewog,!) ja zuweilen zur offenen Auflehnung 
gegen die Staatsgewalt trieb. So wollten zu Beginn des Jahres 1643 die 
Sausgerker sich dem Oberburggrafen, dem sie als Unterpfand über- 
geben werden sollten, nicht fügen, sondern gingen, gestützt auf 
einen ‚„salvum conductum“, den sie sich vom Könige ausgewirkt, 
zur Empörung über und konnten nur durch Verhaftung der Rädels- 
führer und andere Zwangsmittel zur Botmässigkeit gebracht werden.) 
Für die preussische Regierung aber bedeutete die Verpfändung so 
bedeutender Landstriche schwere finanzielle Verluste. 

Und dennoch lässt sich in diesen Jahren das redliche Be- 
streben des Kurfürsten, die Schuldenlast des Landes zu vermindern, 
nicht verkennen. Fast alle diese Anleihen erfolgten im eigensten 
Interesse des Herzogtums selbst. Mehr als 155000 Mark der von 
den Renteibüchern als geliehen verzeichneten Million streckte der 
Kurfürst selbst aus seinen Schatulleinkünften zu Einlösung ver- 
pfändeter Dörfer und Ämter vor. Etwa 100000 Mark wurden von 
Privatpersonen zu ebendemselben Zweck aufgenommen, und diese 
Anleihen bedeuteten daher nur einen für den Staat vorteilhaften 
Übergang des verpfändeten Landes in eine andere Hand; und der 
in diesen Jahren von der Rentkammer verzeichneten Anleihe steht 
eine gleichzeitige Schuldabzahlung von annähernd 600000 Mark 
gegenüber®). Und auch von den Verpfändungen und Verschrei- 
bungen in diesen Jahren, welche die Renteibücher nicht verzeich- 


1) Beispiele sind die Selbsteinlösung von 4 Dörfern in Angerburg 
[Schreiben vom 2. Juni 1642 Kön. 1122] und von Abschwangen und Schwe- 
nau in Brandenburg. [Vgl. Schreiben vom 23. Aug. 1646. R. 7. n. 164.) 

2) Reskripte vom 9. und 23. Mai [Kön. 12789 I.] Vgl. Prot. I. Nr. 20. 

3) Nach den Ausgabebüchern der Rentkammer. Kön. 13552, 18553, 13554. 
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nen, war kaum eine für andere als preussische Interessen erfolgt, 
sondern sie waren zum grössten Teil die Konsequenz der noch unter 
Georg Wilhelm gemachten Schulden. Das Kammeramt Labtau, das 
der Kurfürstin-Mutter am 1. Februar 1642 realiter eingeräumt 
wurde!) war ihr wegen bedeutender Summen, die sie zu Georg 
Wilhelms Zeiten vorgestreckt hatte, schon lange verschrieben. 
Wegen einer von 1630 herstammenden Schuld von 21000 Mark er- 
folgte am 27. Nov. 1642 die Verschreibung der Dörfer Gladiau 
und Eisenberg in Balga. Die Belehnungsreise nach Warschau hatte 
die bedeutenden Anleihen bei den Juwelieren (Surck und Schmeiss) 
nötig gemacht, um deretwillen ihnen am 21. Jan. 1642 das Schul- 
zenamt Szabinen in Insterburg „zur Hypothek“ verschrieben werden 
musste, und die bedeutendste Verpfändung endlich, die Verschrei- 
bung der Kammerämter Waldau, Taplacken und Liebstadt an die 
Erben Köhnes wegen Abtretung des Bernsteinhandels, lag wohl vor- 
zugsweise im besonderen Interesse der kurfürstlichen Schatulle; 
aber sie schädigte die Landesfinanzen auch nicht, da der Kurfürst 
hernach die Pfandsumme von 180000 Mark vollständig aus seinen 
Schatulleinkünften?) abzahlen liess. Anleihen wie die zu Ende des 
Jahres 1641 von dem Generalmajor Goldstein in einer Höhe von 
22500 Mark gegen Verschreibung des Vorwerks Kobbelbude in 
Brandenburg aufgenommene, die der Kurfürst sich persönlich ein- 
händigen liess, um sie für seine besonderen Zwecke zu verwenden,?) 
bilden in diesen Jahren eine Ausnahme. 

Mit der Abreise des Kurfürsten nach der Mark trat auch 
hierin ein Wandel ein. Bereits von den letzten bei seiner An- 
wesenbeit gemachten Anleihen nahm er einen Teil, — 35000 Mark 
— die der Oberjägermeister Hartenfeld zum „Annuum“ für Polen 
vorgestreckt hatte, mit nach der Mark, und weitere 25000 Mark 
verwendete er zu Besoldung seiner brandenburgischen Beamten. 
Und dann kamen die Anleihen zwar zunächst fast ganz zum Still- 
stand — nach der Entfernung des Kurfürsten verzeichnet das Ren- 
teibuch von 1643 so gut wie gar keine neu aufgeliehenen Kapita- 
lien, und das Renteibuch von 1644 bucht nur 41840 Mk. 371/2 Sch. 


1) Kön. 12723, 

2) Oder doch aus den ursprünglich zur Schatulle gehörigen Ämtern. 
Vgl. 8. 56. 

3) Der Rentmeister verzeichnet sie erst im Jahre der Abzahlung 1648 
unter der Rubrik „für meinen gnädigsten Kurfürsten und Herrn“. Vgl. 
Beilage VI. Jahr 1641. 

9% 
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geliehenes Geld. Doch wurde auch in diesen Jahren schon einiges 
für die Kurmark aufgeliehen, vor allem das vom Kurfürsten ge- 
forderte Getreide, um dessen willen dem Kaufmann Käse das Vor- 
werk Caymen verpfändet werden musste,!) und zum Teil auch die 
wieder und wieder von den Oberräten verlangten „Viktualien‘ zum 
Unterhalte des Hofstaats in Cölln. 


Daneben fällt in diese Zeit eine ganze Reihe von Leihver- 
suchen des Kurfürsten, über deren Gelingen oder Misslingen die Akten 
keine ganz vollständige Auskunft geben. So erging am 4. Juli 1644 
an die Oberräte der Befehl,?) auf das Amt Preussisch-Mark ‚‚zu einer 
unumgänglichen Ausgabe“ eine Summe Geld aufzunehmen, und an 
demselben Tage wurde der Hauptmann von Insterburg durch ein 
direktes Schreiben des Kurfürsten um Übersendung von 10000 Rthlrn. 
gebeten?) wofür er sich aus den Gefällen seines Amtes bezahlt 
machen sollte. Diese letzte Anleihe scheint dann später wenigstens 
zum Teil geglückt zu sein. Am 28. März 1645 wurde dem Haupt- 
mann von Insterburg eine Assekuration über 5500 Rithlr. erteilt.®) 
Auch ein Anleiheversuch in Danzig, der dann 1645 gelang, schlug 
im Jahre 1644 zunächst fehl. Am 26. April 1644 schrieb Berg 
mann an Burgsdorf,5) dass es ihm unmöglich sei, das vom Kur 
fürsten begehrte Geld bei Danziger Bürgern zu bekommen. Man 
befürchte Unruhen in Preussen und behalte das Geld lieber am Orte. 


Die bedeutende Anleihe aber, die hier im folgenden Jahre 
wirklich erfolgte, macht nur einen geringen Teil der gewaltigen 
Summen aus, die der Kurfürst während seines zweiten Aufenthaltes 
in Preussen vom Februar 1645 bis zum Mai 1646 aufnahm, um sie, 
soweit es irgend anging, aus dem Lande zu ziehen. Die Rentei- 
bücher führen unter der Rubrik „Geliehenes Geld“ im Jahre 1645 
529813 Mk. 51/3 Sch. und im folgenden Jahre 86095 Mk. 30 Sch.6) 
auf und geben damit noch weitaus nicht den vollen Umfang der vom 
Kurfürsten in diesen Jahren gemachten Anleihen an. Insbesondere 


1) Vgl. oben S. 62, Relation der Oberräte vom 12. Dez. 1643. — Das 
ganze Jahr 1644 hindurch ergingen Ausschreiben wegen Einsendung der 
Viktualien, und bei seiner Abreise nach der Mark im Febr. 1646 nahm der 
Kurfürst wieder eine grosse Menge mit sich. [Belege: Kön. 12789 — 92.) 

2) R. 7. n. 158. 

3) Ebenda. 

4) R. 7. n. 164. 

5) U. A.I. 

6) Kön. 13389 und 133%. 


Verschreibung des Amtes Liebstadt. 133 


fehlt die ebenerwähnte Anleihe bei den „Cölmern“ in Danzig. Sie 
belief sich auf 99000 Mk. und war daher nur unter sehr schweren 
Bedingungen zu erlangen. Nicht nur, dass das Amt Liebstadt den 
Gläubigern mit der ganzen Jurisdiktion „realiter eingeräumt‘ wurde, 
der Amtsschreiber musste ihnen einen besonderen Eid leisten, wo- 
nach er den Befehlen des Kurfürsten keine Folge zu leisten hätte, 
falls dieser ihn Amtsintraden zu anderen Zwecken als zu Abtra. 
gung der Pfandsumme verwenden heissen sollte!) Am 15. Sept- 
wurde der Zolleinnehmer und Geheime Kanzlist Melchior mit der 
Abholung der Summe beauftragt.?) 

Im übrigen war der Kurfürst unverkennbar bestrebt, nach 
Möglichkeit neue Verpfändungen zu vermeiden, und er erlangte 
auch sehr bedeutende Summen auf schon verpfändete Ämter 
weiter vorgestreckt. Daneben freilich waren bei so umfang- 
reichen Anleihen neue Verschreibungen unvermeidlich. 73000 Mk. 
nahm er am 27. September 1645 auf das Kammeramt Taplacken 
auf; wegen eines Darlehens von 135000 Mk. wurde das Vorwerk 
Jurgaitschen im Amte Insterburg Dönhoff auf neun Jahr am 13. Juni 
1645 eingeräumt, und die Einräumung des Dorfes Splitter wurde 
dem derzeitigen Pächter wegen eines Darlehens von 45000 Mk. 
vom Ablauf der Arrende ab am 3. April 1645 kontraktlich zuge- 
sichert.3) Im Jahre 1646 folgte dann die Verpfändung des Dorfes 
Kerpen in Preussisch-Mark (am 2. Januar wegen 45000 Mk.) und 
des Dorfes Schönbaum in Tapiau (am 8. Mai wegen 10000 Mk.). 

Dazu wurden während des Aufenthaltes des Kurfürsten in 
Preussen nicht nur wegen alter Schulden eine Anzahl von Dörfern 
— wie Rapendorf, Crossen und Teschen in Holland, Gross-Grobienen 
und Lenkenincken in Insterburg (am 14. März 1645 bezüglich 
14. Mai 1646) — sowie das Amt Preussisch-Mark wegen einer alten 
Forderung des Königlichen Kammerherrn Haxelberg‘) und zur 
Sicherheit wegen der ihm für das Diploma regium versprochenen 
10000 Rthl.5) den Gläubigern bis zur Abtragung der Pfandsumme 
„realiter eingeräumt“, sondern es fanden in diesen Jahren auch zwei 

1) Reskript vom 15. Aug. 1645. Kön. 12791 II, III. 

2) R. 7. n. 164. c. 

3) Die Belege für die Verpfändungen dieser Jahre bieten ausser den 
Renteibüchern vor allem Kön. 987, 988, 1123 und R. 7. n. 164. 

4) Die Forderung betrug eigentlich 1756864 Gulden, wurde aber durch 
einen Vergleich vom 26. September (R. 7. n. 164) durch Ermässigung des 
Zinses von 12 pCt. auf 6 pCt. auf 81000 Gulden erniedrigt. 

5) Vgl. oben S. 60. 
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Arten von Verschreibung wiederholt Anwendung, die sich in den 
früheren Jahren kaum oder nur ganz vereinzelt finden, die Ver- 
pfändung auf Lebenszeit und die Verschreibung zu erblichem Be- 
sitz.!) Bereits vor Ankunft des Kurfürsten am 11. Januar 16452) wurde 
Hoverbeck die Pfandschaft des Amtes Hohenstein auf Lebenszeit 
verlängert, und am 5. August 1645 folgte der ÖOberjägermeister 
Hartenfeld mit dem Vorwerk Linkuhnen darin nach, nachdem ihm 
bereits am 20./10. Oktober 16439) durch ein kurfürstliches Reskript 
Macht gegeben war, die Verwalter des Vorwerks nach seinem Belieben 
zu entsetzen. Am 14. Mai 1646 wurde dem Oberburggrafen v. Königs- 
eck das Dorf Sausgerken, als ob man es für die frühere Wider- 
spenstigkeit züchtigen wollte, als erblicher Besitz zu kölmischem 
Rechte verschrieben, weil er eine Summe von 10000 Mk., die er 
dem Kurfürsten zu seiner Reise nach der Mark vorgestreckt haite, 
für „ewige Zeiten“ bei der Kammer stehen lassen wollte,?) und am 
21. Mai 1646 erhielt auch der Landhofmeister v. Tettau wegen einer 
Forderung von 6150 Mk. eine erbliche Verschreibung zu magde- 
burgischem Rechte über 20 Hufen in Preussisch-Mark.S) 

Kurz vor dem Aufbruche des Kurfürsten nach der Mark er- 
ging an die Hauptleute aller unverpfändeten Ämter der kurfürst- 
liche Befehl,6) je 200 Rthlr. aus den Gefällen ihres Amtes der Rent 
kammer einzusenden, und falls kein Geld im Amte vorhanden wäre, 
es auf Kredit zu nehmen, und bald darauf?) wurden sie zu einer 
Besprechung nach Königsberg entboten, wozu sie die 200 Rithlr. 
mitbringen sollten. Die Finanzlage des Jkandes war nicht derart, 
dass die Hauptleute die verlangte Summe noch in ihren Ämtern 
hätten vorrätig haben können, und zu neuen Anleihen wollten sich 
viele bei der Verschuldung ihrer Ämter nicht entschliessen, und 
alle Mahnungen des Kurfürsten blieben bei ihnen unwirksam. Noch 
zwei Tage vor seiner Abreise musste er zwölf Hauptleute bei seiner 
höchsten Ungnade auffordern, den so lange missachteten Befehl 
endlich zu vollziehen, „da, schrieb er, du es ja nicht von dem 
Deinen, sondern von dem Unseren zu nehmen hast.“ Bei anderen 


1) Sie erfolgte in früheren Jahren nur häufig bei wüsten Hufen. 
2) R. 7. n. 82. 

3) Kön. 986. 

4) Kön. 988. 

5) Kön. 966. 

6) Ausschreiben vom 20. Februar 1646. Kön. 127921. 

7) Ausschreiben vom 17. März ebenda. 
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aber fruchtete der schriftliche Befehl und die mündliche Über- 
redung. Sie streckten die verlangte Summe aus eignen Mitteln auf 
die Amtsgefälle des nächsten Jahres vor, und manche liessen sich 
sogar zu einem Vorschuss von 1000 Rithlrn. herbei.!) Durch ein 
Ausschreiben vom 17. März?) wurden auch die unteren Beamten, 
Amtsschreiber, Hausvögte, Mühlmeister und Kämmerer nach Königs- 
berg befohlen und durch ein Ausschreiben vom 27. März?) die 
Pfandinhaber und Arrendatoren, und auch von ihnen erbot sich 
mancher zu einem Darlehen. Dem Kurfürsten gelang es auf diese 
Art, einen nicht unbeträchtlichen Teil der Einkünfte des nächsten 
Jahres in Preussen „anticipando“ zu erheben und in seine Hand 
zu bekommen, und die zahlreichen, zum Teil noch weit grösseren 
Anleihen bei den Hauptleuten, welche die Renteibücher für das 
Jahr 1645 verzeichnen,%) lassen schliessen, dass es ihm das Jahr zu- 
vor auch schon geglückt war. 

Allein mit Hilfe dieser Anleihen und Anticipationen ver- 
mochte sich der Kurfürst während seines Aufenthaltes in Preussen 
ganz ungewöhnlich hohe Einnahmen zu verschaffen, und man kann 
nicht in dem Sinne, wie Meinardus will) von einem progressiven 
Wachsen der Schatulleinnahmen in den Jahren 1643—1646 (oder 
überhaupt in den ersten Regierungsjahren des Grossen Kurfürsten) 
sprechen. Es sind überhaupt nicht eigentlich die preussischen 
Schatulleinnahmen, über welche die von Meinardus abgedruckte 
Tabelle6) Auskunft giebt. Sie enthält auf der einen Seite weitaus 
nicht alle Einkünfte der preussischen Schatulle — zumal die hohen 
Erträge der Seezulage sind ganz oder fast ganz übergangen — 
und auf der anderen Seite enthält sie wieder vieles, was nicht 
zur preussischen Schatulle gehört, vor allem Anleihen, aber auch 
Erträge der freiwilligen Steuer. Aber wenn man auch unter. 
Schatulleinnahmen alles verstehen wollte, was der Kurfürst selbst 
oder sein Pfennigmeister Dieter in die Hand bekamen, so enthält 


1) Ausschreiben vom 12. und 17. April 1646. Kön. 12791I und Aus- 
schreiben vom 12. Mai 1646 ebenda. 

2) Ebenda. 

3) Ebenda. Dabei ein Verzeichnis der Pfandinhaber, 65 Namen von 
der Kurfürstin bis herab zum Verwalter von Kobbelbude. 

4) Vgl. Beilage VI. Jahr 1645A. 

6) Vgl. Prot. II. Einl. S. LXXXII. 

6) Prot. III. Nr. 335. Später noch einmal gedruckt mit einigen Ab- 
weichungen von Breysig: „Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte der 
inneren Politik des Grossen Kurfürsten. Bd. I. (1895). 
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die Tabelle, soweit Preussen in Betracht kommt, nach den An- 
gaben der Renteibücher nur einen Teil davon. Unter der Rubrik 
„für meinen gnädigsten Kurfürsten und Herrn u. s. w.“ buchte der 
Rentmeister diejenigen Summen, die aus dem Lande dem kurfürst- 
lichen Pfennigmeister Dieter „zu weiterer Berechnung“, oder dem 
Kurfürsten selbst bar gezahlt und die zum Ankauf von Waren für 
die speziellen Bedürfnisse des Kurfürsten und seines Hofhaltes in 
der Mark verausgabt wurden,!) auch nicht vollständig,2) aber doch 
soweit der Rentmeister davon erfuhr. Teilweise decken sich nun 
diese Angaben der Renteibücher mit den in der Tabelle aufge- 
führten Posten, verhältnismässig weniges enthalten sie nicht, was 
diese enthält, dagegen vieles, was diese nicht hat. Ein vollstän- 
diges Bild bekommen wir auch aus ihnen weder von den preussi- 
schen Schatulleinnahmen, noch von den Gesamteinnahmen des Kur- 
fürsten aus Preussen, noch von dem, was der Kurfürst aus dem 
Lande nach der Mark zog. Wohl aber können sie jene Tabelle 
ergänzen und berichtigen. Man sieht, während von 1641—44 nur 
sehr geringe Beträge „geliehenes Geld“ darunter sind, macht dies 
im Jahre 1645 nahezu 400000 Mk. aus, wozu dann noch 180000 Mk. 
von den Erträgen der freiwilligen Steuer kommen. Man erkennt 
ferner daraus, dass die Einnahmen des Kurfürsten, wie natürlich, 
in der Zeit am grössten waren, wo er im Lande weilte, und dass 
es ein Irrtum wäre, aus den hohen Beträgen, welche die Tabelle 
für das erste Vierteljahr von 1646 angiebt, auf eine höhere Ein- 
nahme im Jahre 1646 als im Jahre 1645 zu schliessen, da die 
Einnahmen mit der Abreise des Kurfürsten fast ganz für das Jahr 
1646 abschliessen, für die anderen drei Vierteljahre verschwindend 
gering sind. Dementsprechend verzeichnet auch das Renteibuch 
von 1647 wieder recht niedrige Summen unter dem Titel „für 
meinen gnädigsten Kurfürsten und Herrn“, zusammen 256296 Mk. 
33 Sch., wovon überdies die grössere Hälfte eigentlich den Jahren 
1645 und 1646 angehört.3) Jedenfalls waren die Mittel, die er 


1) Daneben auch einige Beträge, die an andere auf kurfürstlichen 
Befehl und im Interesse des Kurfürsten gezahlt wurden. In der Beilage VI. 
stelle ich aus den Renteibüchern von 1641—51 die Summen für die ersten 
sechs Jahre zusammen und lasse die an andere gezahlten fort. 

2) z. B. von der Fünfguldensteuer, die der Kurfürst nach den Akten 
zweifellos in seine Hand bekam und zum grössten Teil nach der Mark zog, 
enthalten diese Rubriken nichts. 

3) Dafür gehören wieder Posten der Renteibücher der folgenden 
Jahre in das Jahr 1647. 
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nach seiner Entfernung aus Preussen noch empfing, für den geld- 
bedürftigen Kurfürsten viel zu gering, so sehr, dass er sich im 
Frühjahr 1647 entschloss, zur Verbesserung seiner Finanzen preis- 
zugeben, was er erst vor kurzem unter Überwindung grosser 
Schwierigkeiten und mit grossen Opfern begonnen hatte,!) dass er 
einen Vorschlag der Oberräte genehmigte,?) der die „Moderierung 
des kostspieligen Defensionswerkes“, die Reduktion der neuge- 
worbenen Truppen, empfahl. 


1) Vgl. Prot. II. Einl. XCIIff. und Prot. D. Nr. 149. 


2) Reskripte vom 3. April und 15. Juni 1647. Kön. 1242. Vgl. 
Prot. III. Nr. 415 Anm. und Prot. III. Nr. 462 Anm. 
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Il. Wichtige andere Einnahmeposten der Renteibücher von 1641 —1646. 








229231 |12| | 157450 |35 —| 103814 |43| 3 | 119607 |28, 3 | 504244 |40| 3 | 340806 | 18 41/,| Pfundzoll. 
65577 39 /aı,,| 225223 42 3| 310635 |41 la] 249437 |14| 3 | 208802 |42 — | 356 905 | 3 |1"/,| Holzgelder(Waldwaren). 
368660 118 111/,| 400211 | 4 3| 320756 1551 3] 41840 1387| 3 | 529813 | 5| 2 | 86095 ,30|—| Geliehenes Geld. 


195 046 |49 41/,| 67307 |12 11/,| 58867 | 4 4), 5416 |14 49632 |15| 3 | 50157 /\25| 3 | Kontributionen, 





1641 1642 1643 1644 1645 1646 














ch. 
Po 
ar 


Mark 3 Pf] Mark > Pf.| Mark - ıPf.| Mark 
ß, 4 


3 jet Mark 3 |P£ Mark 


















































181 174 | 14 |4!/,| 205 306 | 25|—| 211531 |42| 3 177513 |56| 3 182182 | 15 41/,| 85441 |13| 3 | !- Der Herrschaft Schulden gezahlt 
31837 |54|—I 62398 |1—|—| 46549 |34|)—| 44061 138) —| 77477 | 6| 3 | 57422 | 19 |41/,| 2. Pfennigzins. 

167 940 |49| 3 Ss0 538 |22| 3 19898 |5L| — 3680 1 — | —I 166441 | 91 — 14 310 | — | — | 3. Ausgeliehen auf Befehl. 
55503 142 | — 94144 |53| 3 | 212675 |12| 4 | 2220642 |47 21), 110 629 |36 | 1 | 346 567 | — | — [ 4. Auf Befehl und aus Gnaden. 
33525 |26 4!/,| 84662 K 53/,| 80384 |40 31,,| 84921 |2133/,| 98896 | 2|1°/,| 116981 | 5| 3 | 5. Besoldungen der preussischen 

ei Räte und Diener. 

47 98 45 | = 46 458 |33 | — 85 592 I|17 41/,] 19880 143 | — 14494 |30| — | 31721 |55| 3 ] ®. ea nen a brandenburgi- 

b3 Sc ener, 

15 401 |37 | — 19 687 13| 3 18 738 |46 | — 61512 I55 | — 51833 |30| 3 | 147 756 |52| 3 ] 7. Auf das Kriegswesen. 

132 352 |29| 3 | 117594 |34| — 93065 133 | — 94268 | 31 — 69097 13 | 3 | 323 065 | 7| 3 | 8.Auf die Soldateska in dem 
Garnisonen Pillau und Memel. 

H3ll | 713 45 5öl 7 31 131700 | — | — 46 470 45 | --| 102192 1301| —| 45185 | — | — | 9. Für den König. 
231 574 | #0 — | 356 114 Ks 3 | 220876 1451 — | 205345 |49| 3 | 512634 | — | — | 633 299 | 23 |41/,[10. Für meinen gnädigsten Kur- 


fürsten und Herrn. 
2. Pfennigzins ist die Verzinsung der Staatsschuld. 


3. „‚Ausgeliohen auf Befehl‘‘ sind meist Zahlungen an polnische Wurdenträger wegen des Königs. 
4. Meist Gnadengelder für ‚‚treue Dienste‘‘, wie es heisst. 
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IV, Die einzelnen Einnahmeposten des Renteibuchs von 1641 und deren Summation. 
















Für Naturalien und 
„Gemeine Einnahme‘‘, 





In Königsberg ist nur vom 


















































































































vonfremdenBieren, 
die zur See ein- 33 Febraar er | Für Butter 24 —_— | 
kommen ....... 60 Sch. 3 Pf. Erbzeiss | Für Vieh... — 84 | 
aus Tapiau ...... „gefallen“, dieden Städ- | nn ner rrersenon. ER 
Mesa) . ten Königsberg auf ihre | Für Käse ........... 19/15 | — 
u, Se Schuldforderung von || Für 157 Tonnen Honig | 11775 — | — 
j randenburg. 30000 Mk. gezahlt sind. || Für 9 L. 173/, Sch 
R Lyck ki? WEL ESOREW ROEnn FO0A | RR I ; 1903 11 4 
A bensie kei rbzeiss | _ VVOIZEN......2.....» c KAf 
Peisburg gezahlt. Ausserdemistin | Für 50 L. 35!/, Sch. j 
” BEIUUHR W0.d oe - ar“ nn U RO" Saure ERDE DE N 
‚ RheinundArys| 7254| —| zeiss „gefallen“, aber so- Fi 5 Be 2 
be slcich wie Ortund | Für Weizen und Korn | 2774 — | — 
” Holland Bbinige- 264 15 | , Stelle TESRURERNR- Wer. ‚Für 17 L. 503/, Sch. | 
„ Liebstadt er. ‚1157 14 m den. | _ Gerste auecacecuee 2057 15 
Summa [1893| 32 |11/, nur Malz.sc-_ 2.4.30: 997115 — 
| Für 50 Sch. Hater... EB 
Grundzinsen: Mk. |Sch. | Für Weizen- und Korn- | 
N - Mehl... 0%: te at 517] 4| 3 
Von der Burgfreiheit Für 7L. 43 Sch. Kleie|l 188 — | — 
„ Tragheim Für /EirBssn..... 304 54 45 | — 
„ Sackheim ‚Für 30 Tonnen Hefe. 60) —|— 
IT 7.) Por 132 |30 || Für 113 Stein 22 Pf. | 
„ Neu-Rossgarten ............2..... 108|— | Wolle.............1 1998 54| — 
„ „Hinterm Schirrhof“........ ..... 18|— ||Für 4 Steın 15 Pf. | 
„ Wohnungen zwischen den Thoren | 939) — || Flachs ............ 1730| — 
Zn,  — —___Summa ji] 4 |jkur 2 Ochsenhäute| 1342) 45 | — 
‚Für Kuhhäute....... 112) 30 
en Für Ss Pferdehäute Br 12 li 
Mühlen- und Fischereigelder: Mk Sch. pr. | Für 2771 Schaftelle .. 1014| 48 | — 
ne || Hür 1094. Kalbfelle. .. 519 — | — 
Mühlengelder von drei Mühlen vor | Für 1 Ziegenfell..... _ 9 — 
demSchloss und derTragheimschen | 15848 | 45 1!/, | Für 16!/, Tonnen Pech| 219 22 3 
Tuchmacher-Walkmühlen ......... 560 1|— | — || Für ıT m Kar 
h | r 1 Tonne Teer... 14 
Drei Kupfermühlen............... 130 |— |— | Für 38 Achtel Brenn- | 
Schleif- und Poliermühlen......... BIN ll, hole: ar neh nenn 570 — | — 
Walkmühlen (der Loh- und Weiss- | ‚Für verkaufte Güter: | 
2 RE 210 | | | Anzahlung für 8Huben 4001 — | — 
Für verkaufte Fische ............. BSP aA 1 RE BPDE: Bram. une 
+ 250 |— |— | „Kalk TER BB| = | 
Fischerei- und W ' Ay el HRUL GeWärs.n 351 18 — 
eV essersinn — | ee —— | Für Leinwand... 1584 4|3 
umma [19595 | 9/1!1/, | Für Papier.......... gg —|ı— 
en | | Für Kriegsrüstung 
Summe aller Einnahmen, die das | || (Pulver, Musqueten | 
nteibuch von 1641 verzeichnet: Mk. Sch. Pf. | | w ec Nester 267 45 — 
Antsgelder 566726 75 ür Wein..........: 578 4/3 
ne RE 7255 mr M-BUR BIO, Zu, cr 48 
nero aan Era hunns sone 1893| 32 |1?/, | Gemeine Einnahme ..| 5056 56 | 3 
skalische und Gerichtsgefälle .. 2146 37 3 || | 
‚ Gron en rsns ER 1542 4 — 
Fischerei- und Mühlengelder..... 19595, 9 114). 
Be rc Zappengeld.......... 12 —|— | | 
Te EEE 5458338 4 | 
| 2... SHE 229231) 12 | — 
| 4... 65577| 30 141), 
Geliehenes Geld................. 368660 15 11/, 
ER | 195046] 49 |41/, 
Summa |1505465| — 11/, | 
‚ Dazu kommen noch | 376797 40 |23/, | 
die 1641 gleich in den Ämtern für die Haushaltung 














verausgabt sind. | Summa | 54583| 38 | 4 
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V. Die einzelnen Ausgabeposten des Renteibuchs von 1641 und deren 
Summation. 









Besoldungen der preussischen Räte | Summen, dieHandwerkern gezahltund 




















und Diener. | für Reparaturen u.dgl. ausgegeben sind. 
| Mk. |scn.| Pf. Mk. |sch.| Pf. 
VOTE 31201 22 Ik Auf Kirchenbau ..... 248 — | — 
Hofgerichtsräte...... 16523 10 |— || Auf Wochenbau (an 
Lendrhle ..uu:20u:2% 1400 — | — | Handwerker) . 7902| 29 | — 
Ausländische Räte... | 1800| —|— || Auf Gebäude undFlick- 
Obersten und Ritt- | Werk ; seta 8568 10| 3 
TDBIBERR See 9750| — | — | Dem Maler.......... 1823 — 
v. Königseck ........ 163| 18 | _ „ Goldschmied ... | 3940|43| 3 
Theol. Doctores ..,... 1033| 28 | — „ Steinmetz ...... 270 — | — 
Consistoriales........ 560 — | — in LUNOREN sau 270 — | — 
Professores .......... 3067| 30 | — > DIEBROF Sina 182) 39 | — 
Stipendiaten .......... 1560| — — || „ Tischler........ 1684 12 | — 
Kanzleibeamten ..... 1190 6 — „ Klempner...... 1254 271 — 
Kanzleiboten ........ 144 —  — Reitschmied . 5072| 30 | — 
Rentkammer......... 5532| 36 |— || Den Zeug- u. Grob- 
MUDBONE N unarn 1620 — | — schmieden . 3674,39 | — 
N REN 471 — | — || Dem Nagelschmied . 45 31 3 
Keller. sie 15 — | — N Kleinschmied und 
NE ITEHE 45 — | — Schwertfeger . 669 54 | — 
Brauhaus. ........... 134 — | — „ Stückgiesser.... 13 15 — 
Metzger und Böttcher 48 24 — „  Kupferschmied . 263 — | — 
MArStAll..2ccoandere, 235 24 | — EEE lea 751.49| 3 
Schlachthof.......... 21 —|— 2, Dee 1558| 221 — 
Kornhaus ..... ae 109) 43 | — . WSREET- aa 2270 301 — 
Backhaus ;,.:4:400n.«: 30 — | — 6 IBMOR ce 3378 — | — 
BOUSHEUR „urieun 6 917! 5| 3 4 IDONGR Sea 140) — | — 
Rüstkammer ........ u er — | ,„ Schuster .......| 3%6|45| — 
Jäger und Wildnisbe- „ Radmacher .... 722 54) — 
FOEE u, era 932 1 „ Schirrmacher... T ‚39 - 
GRBIONOR N asian 1235 48 — = ‚Böttchör...usi2s 115 12 1 — 
Baumeister .......... 611 2| 3 | ,„ Bürstenbinder .. 2181 DI — 
BCHIHEBOR 52500 61730 | — | ir ABCHIBE Sen — 
Spittelhof .......... 114 — — | Teichgräber.. 298 * _ 
Kaltenhaf..; 24...:%5: 15 — — Auf das Zeughaus . 3123/17 | — 
Gartenhöf.i,..:..0 0% 94 —|— | „ die Rüst ammer. 91301 — 
Insgemein ..........- 9358| 42 |i— || ,„ das Giesshaus... 232) 51 — 
Scharfrichter ........ 69 36 | — | | 


| Summa | 52566] 11] — 





Summal!) | 88525| 26 4"/, 


1) Die Summation der einzelnen Posten ergiebt eigentlich 88507 Mk. 26 Sch. 4!/, Pf. 
Das Renteibuch hat jedoch 188525 Mk. 26 Sch. 4!/, Pf., was wohl nur für 88525 Mk. 26 Sch. 4!/, Pf. 
verschrieben sein kann. 








Für Kleidung. 


| Mk. |son.| Pf. | 















Schneiderei für kurf. 

1,5. PETE ERPERETRT 2845 391 — | 
Für Ehrenkleider REINE 615 1| 3 
Hofkleidung (für den Hof 

und die Beamten) .... [114255 253 — 
Für Sammet, Tuch u. dgl. 415 39 | — 
Für Leinwand u. s. w... 80616 3 
EREFROCheE sn a0. 346 15 | — 
Pe 2024 21 | — 
„Lüchscher-Lohn“ ...... y51ı— 

Summa |121318| 31 | — 
€ — nn —— 
Zehrung und dergl. 
| Mk. |sch.| P£. | 










Auf Auslösung ......... 4470, 43| 3 
Fürsten - Zehrung (vor | 4 

allem zur Warschauer | 

en nsers sa snanr 4599 — | — 
Auf Reichstage (Zehrung | 

für die Abgesandten .. | 16036 — | — | 
Abfertigung und Zehrung | 

von Räten und Dienern | 7088 12 | — 
2.227 BR 1860 4 
2 Fe 206| 45 | — 








Summa | 34260 45 





| 


nn nn ll  __  —— 


Auf Schenkung und Stiftung. 


| Mk. |scn.| P£. || 


2884 18 | — 
1415| — 


Gevatterschaft der Herr- 
schaft (Patengeschenke) 
Aufs neue Jahr......... 
Schenkung u. Verehrung, 
darunterdem polnischen 
Kanzler 11250 Mk. und 
dem poluischen Schatz- 
meister dasgewöhnliche 
Honorar von 3000 Mk. 
Auf Stiftun 













us —_|ı— 


| Für die kurf. Küche. 








| 


Für Küche und Keller 


Gemeine Kiüchennotdurft 
Auf den Schlachthof.... 
Je 
75M. am2.,5.,8.,11.d.M. 
Für frische Fische 
treuge Fische 
351/, Tonnen Butter .. 


Bergerfisch 
Schollen 
eingesalzene Fische... 
1291/, Ochsen, 7 Kühe, 
8663 ‚Kälber, 100Ham- 
mel, 509 Schafe, 101 
Lämmer, 2 Zicklein. 


Deputatochsen, Depu- 
tatschweine u. a.... 
Für 26 Schweine ....... 


48Seit.Speck,16Schmeer 


Für 75 St. 1 Pf. Talg (ge- 





'Für Ungarwein 





28510 44 117, | 


'F 
| 


| 
| 
| 
23385) 11 111/, || 

15) m 


schmolzen) und 17 St. 
28 Pf. Rauchtalg 
Für Öl 
Limonien 
Oliven 
Kapern 
Muskatnüsse und Mus- 
katenblüte 


a We Dr SA TE mE oSE i W. 


Ingwer 
1952 Pf. Zucker und 
567 P£. Puderzucker.. 
29 Pf. Mandeln 
631 Pf. Reis 
60 Pf. Korinthen 
487 Pf. Rosinen 
38 St. 5 Pf. Pflaumen.. 
Für den Salzbrunnen ... 
47 T. Kleinsalz 
55 T. Grobsalz 
Gemeine Kellernotdurft . 


Rheinwein 
Kanarienwein 
Franzwein 
Weinessig 
Bieressig 
Mumme 
Inländisch Bier 
450 Scheffel Hopfen. 7 
101/, Scheftel Weizen . 
4 L. 14 Scheffel Korn. 
176 L. !/, Sch. Hafer.. 
921/, Scheffel Erbsen.. 
Backhaus 


u SZ Ver er Ga ZU DE Sr | 


.— oo] 1 101,000 9 © 


Summa | 75491 
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Mk. |Sch | Pf. 
2229 46 


13 30 


8925| — 
532| 45 
45 — 
3294 — 
1277, 30 
22| 30 
54 — 
63, 


14852 





423, 
578 
544 


| 


49 
45 
54 
36 


1021 
216 
136 

31 
193) 





376 

9 
134| — 
378 — 
2832| 24 


2780| 12 
262] 24 
157 48 

21 — 
159 24 
118 22 
423| 18 
682, 30 
407. 30 


538 30 | 


360 — 
8001, 42 
199 30 
5913| — 
585 — 
144 
32 
214 
1585 
46 
459 
16177 
67 
273 


3 
24 
46 

7 
30 
30 
39 








“D 


m m ———— 


3 


ge BEREWIER 


Ill 


SET Ve TANKEN RE du 
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Sonstige kleinere Ausgaben. 


| Mk. |scn. | Pf. | 


Für die Silberkammer .. 
Für die Gewürzkammer 
(22 Stein Wachs) ...... 
Auf den kurf. Stall..... 
6 Pferde in den Marstall 
und 11 Pferde und einen 
Wagen in den Schirrhof 
Schadenstand........... 
ZINISChIA: zur ansan 


Für den Hausvogt und 
seine Verrichtung..... 
Für die Kanzlei und Rent- 
kammer (Bindfaden und 
112177 EN DENE AR 
Pergament .....2:...:.. 
BADER Dia sniageaans 


DBAUNOE 5.5 N cc 
Dielen und Planken .... 
Te RE RER 
HErDiaPs nn. ar 
Örgelmacher und Trom- 

PRROPE Ss a ade 


N RER 
Haus- und Speichermiete 
Porlenokgeld;. „nhus2 
NERLORIN. nee: 
Lichtgeld für die Hof- 

MOHOF: age 


Gemeine Ausgabe....... 
Dem Apotheker ........ 
Dem Hofanprkoke und 

ISOTRIEOE Aa a ia 


893| 16 
760) 38 
168} 6 


2723| 30 
135 — 
918 
22| 30 


2257| 18 


5458 3 


| Summe aller Ausgaben, die das 
Renteibuch von 1641 verzeichnet. 


Mk. |sch.| Pf. 


3 | Schuldenabzahlung ..... 

ll Pfennigzins ............ 
3 | Ausgeiiehen auf Befehl . 
Für meinen gnädigsten 

Kurfürsten und Herrn 
Für meines gnädigsten 
I Kurfürsten und Herrn 
—'l , Gemahlin ......:..2.. 
— || Für die junge Herrschaft 
Besoldungen der preussi- 

schen Räte und Diener 
Besoldungen der branden- 

burgischen Diener.... 
| Dam Könige"... 27, ce 








VE a a 
Für Reparaturen u. dgl.. 
Für das Kriegswesen ... 
‚Für die Soldateska in 
Pillau und Memel .... 
‚Für Zehrung, Auslösung 


IE 


>» 
= 

an 
un 
O 

= 
© 

B 

Pr 
[=] 

= 
08 

Au 
un 
E, 
c% 


| 
.. 
x 


We ea EEE 
Für die Küche, den Keller 
RAR 
Auf Mühlen ...2...42:.% 
[Frachtkosten und Fuhr- 

ne für Achtelholz .. 
| Für Kleidung u. dgl.... 
Kostgeld oder Deputat.. 
Sonstige Ausgaben...... 





ill Ilı 





| 


181174] 14 141, 
31837 54 | — 
167940, 49| 3 


231574| 45 | — 

703|28| 3 

6822) — | — 
88525 26 \41/, 
47958 45 | — 
90311| 7| 3 
55503 42| — 
28510 44 11, 
52566 11) — 
15401 37 | — 
132352) 29| 3 
34260 45 | — 


75491] 9) 3 
12990] 23) — 


16673| 26 |11/ 
121318| 31 | — 
69195 1| 8 
41178) 41 |41/, 


| Summa [1502291] 12 FR 


Summa | 41 178 41 4, 
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l. Verzeichnis der Summen, die der Kurfürst unmittelbar in seine Hand bekommen hat, 
oder die für Gegenstände in seinem Interesse verausgabt worden sind. 


Jie Posten der Rubrik „Für meinen gnädigsten Kurfürsten und Herrn“ in den Ausgabe- 
büchern der Rentkammer, ausser den an andere Personen auf Befehl des Kurfürsten 
gezahlten Beträgen.] 


bedeutet das Renteibuch des folgenden Jahres, ff das Renteibuch des zweiten Jahres danach 
u. 8. w. | 






























Se- 
ih 
u Jahr 1641. | Jahr 1642. Sch |Pt. 
iron 
A. Bares Geld. | A. Bares Geld. | 
30, Jan. 7800| — | — (Rentb. von 1641.) Aus der 
30. Jan. | 29700 — --|| Seezulage...... 3. Jan. 8217 — — 
500’ Vom Kommandanten zu 9. Jan. 31500 — |— 
0 FE 10. März | 4500| — Aus d. Pill. Zulage 15. Febr. | 4500| — |— 
15. März | 3600 — |-- 


16. März | 1350) — - 
2. April | 36000| — 
5. April| 9560| — | - 
| Von Tilsiter Amtsgefällen 
| 14. April| 6750 — 


25. April| 3937 
| 12. Mai | 3400 
Tilsiter Amtsgefälle 
| 31. Mai | 1080 — 
Aus d. Pfundzoll 22. Juni 9000 — 


Holzgelder...... 5. April | 18127| 15 





es 
Mann 











9. Juli Fu 18. April| 7047| — |— 

15. Aug. | 9000| — || 25. April| 1732)26| 3 

Holzgelder ...... 23. Aug. | 2421| — —Ii 30. April| 862] 30 | — 
f Durch den Holzschreiber Holzgelder anDieter gezahlt 
7. Sept. | 11250] — |— vom 9. Mai bis 23. Dez. (ein 
Holzgelder ..... 9. Sept. | 28044 — | — Posten auch am 30. Jan.) 

[?) 311) 42 | — ZUBAMTWON 6 un aan 1027%| 7/3 
Aus den nachgelassenen Vom Holzschreiber an den 
Geldernd. Kommandanten Kurfürsten persönlich ge- 
von Pillau...... 27. Sept. | 1359| — |— zahlt vomd.Juni bis13.Dez. 

t 28. Sept.| 1800| — | - SUSAMHED une 8163 — 

Aus der Seezulage 1. Nov. | 24102] 45 |— Aus Tilsit ...... 17. Juni 600 —_ 


Rest der Quartalsgelder von 20. Juni | 4500 
1639a.Insterburg 9. Nov. | 10500| — |—|| AusdemPfundzoll 2. Juli 1350 
rT 10. Dez. 3000| — Von Haberstrohgeldern [?]| 1800 

393 }. 23. Dez. | 19393 21 |—| Für konfisciertes Wachs 
00 Vom Generalmajor Gold- | BOB PIBU 2: 54:5 4. 500 759 22| 3 
stein auf Kobbelbude ge- Aus Marienwerder 10. Sept. Eos — 


liehen. .. HHffff 21. Dez. | 22500 — |-I| Aus der Arrende des Stör- 
FADRR I ee 10. Okt. 1932) — | — 


= Summa |232012|26 | 3 


B. An Waren ist für den Kur- | 


Rune 





51193 Summa /229457| 3|—| 


An Waren ist für den Kur- | 
fürsten angekauft: 
F Nägel züm Sarge... 7. Juni| 100] — 








fürsten angekauft: [Abge- 
sehen von dem zur Leichen- | 
feier fürGeorg Wilhelm und 





f vergoldete Sternchen[?] ..... 176| 51 1— ; wıihe 

(dene Schnüre . .............. 94157 ı— den Markgrafen Sigismund 
Ben... 12. Julil 16913713] angekauften.] 

zonen und Pomeranzen 30. Juli 28| 30 |—| Für Zeug ............. 2. Jan. 38| 15 |— 


rät L Koggen am 4. Febr. ' Dem Seidensticker... 17. Febr. 215] — |— 











und 40 am 30. Mai für 24. März 40 30 

„ die Festung Pillau........ 13290) — |—|| Für Zeug........... 25. April 63 — 
ür Juwelen ......... 10. Okt. | 32355| — |—I| 22. Aug. 67| 30 
Für Sammet ......... 22. Aug. | 18511 — 

Für NE80l ...unanen.. 6. Nov. 235| 30 | 


+ Für Kleinodien..... 20. Nov. | 18000) — 





| +Für allerhand Sachen 1642... | 3313| 9 
| T desgleichen.:.o.u04.0ru00ewnn« 8320| 30 
$ Für Kleidung 1642 ........-. 6648| 36 | 





Summa | 31294| — | — 
10 


Summa | 46214|55|3 I) 
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Jahr 1643, 


A. Bares Geld. 


3l. Jan. 
11. Febr. 
12. Febr. 
12. Febr. 
13. Febr. 
18000| Durch den Rentschreiber 
vorgestreckt . 


13. Dez. 
+ AusTilsit durch den Holz- 
schreiber gezahlt20. Dez. 
? 


N 
S. 18000 


B. An Waren ist für den Kur- 
fürsten angekauft: 

Für seid. Strümpfe ..... 20. Jan. 

Für Fensterscheiben, die nach 
der Mark geschickt sind 


10. Mai 
Für Leinwand, die nach Cölln 
eschickt ist...... 21. Mai 
FüreinBernsteinkästlein. 12.Aug. 
Für Kleinodien.......... 17. Aug. 
Dem Goldarbeiter....... 13. Aug. 
Aus dem Pfundzoll für Waren 
26. Sept. 


Für Waren aus Holland. .24. Nov. 
Für Leinwand, die nach Cölln 

geschickt ist...... 3. Nov. 
Für Zobeln, die nach der Mark 

geschickt sind ...10. Nov. 
Für einen Diamantring 28. Nov 
Für Kleidungsstücke ...21. Dez. 
Für ein Kredenzmesser. .5. Dez. 


Summa | 55598] I— 


BER un 








Sch. Pf. 








Jahr 1644, 





| A. Bares Geld. 








| 27. Jan. 
21390 — |—. - 9, März 
41419 21 —| 21. März 
1533/45 | - Aus Ortelsburg an Burgs- 
180| — = dorf statt des Getreides 
| gezahlt........ 28. März 
18000) — |— | irrt 4. Juni 
1500| — | 50. Okt 
232| 30 |— tt Aus Waldau.. 11. Nov 
2250 — | — Aus Tilsit ...;-. 21. Dez. 
1533| 45 1— Vom Holzschreiber 
4500| — |— Jan,-Nov. 
675/ — /—|| 666 | + Der Stallmeister hat dem 
| Kurfürsten in der Mark 
12015 — — 1644? vorgeschossen ... 
450| — |— [| 4950 | Hartenfeld hat dem Kur- 
5805| — |—ı fürsten 1644? geliehen .. 
18000) — |—[1121/, + Dohna hat dem Kurfürsten 
| | 1644? geliehen........... 


Summa 1142984 21 u 
ne De EN FE) 


363 


217 


913 
1350 
4014 
1575 


3600 
1365 


1518 


105 
27000 


13500) — — 
12) — — 











S. 57281/, 


| B. An Waren ist für den Kur- 
fürsten angekauft: 


ı Einige Sachen ....... 15. April 
Waren und Kleidung. 8. Juli 

' Goldarbeitern in Berlin 3. Mai 
Diamantring ......... 2. Mai 
Einem Juwelier ...... ? 
Einem Goldschmied .. B 

 T Goldarbeitern....... 25. Juli 


Von Holzgeldern Krä- 
| mern in Berlin . 23. 


Aug.| 
Für Zobal: 225000000; 


. Sept. 


12. Okt. 
. Okt. 





............. 


t Dem Hofschuster in 

Berlin 
Sammet und Seide 22222220... 
Kleidung und Waren. 20. 


Summa 


Summa | 130420 rn] 











Mk. u 

| 
6405 —|+ 
4500| — |. 
18000) — |: 
4500 — 
2025| 30 
3409| 30 
11000 — 












666 — 
4950 — 
112) 30 






= 











658 
270 
3568| 30 
1057| 30 





ar 51 | 
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Geliehen In 
BE Jahr 1645. A. Bares Geld. Mk. = er 








10. Januar Arrendegelder. . ........ . Januar 1500| — | — 

+ Aus Waldau. . 2222 2 2 Er 2 2 re. . Februar | 2750| — | — 

. März 4500| — | — 

. März 6075| — | — 

45000 | Geliehenes Geld . .. . 22 2 22 200. . April 45000 — | — 
4500 |} Vom Hauptmann zu Angerburg. .... . 5. April 4500| — | — 
4500 | t Vom Hauptmann zu Lötzen . ...... i 1 4500| — | — 
1854 |} Vom Hauptmann zu Sehesten. .. ... . 8. Mai 1854| — | — 
4500 |t Vom Hauptmann zu Bulga . .. ..... . Mai 4500| — | — 
11700. tff Vom Hauptmann zu Tapiau. ...... . Mai 11700) — | — 
4500 | + Vom Vogt zu Fischhausen . . ...... . Mai 4500| — | — 
2700 | + Vom Hauptmann zu Rastenburg . .... . . Mai 2700) — | — 
Be ran ae Br ee ae . Juni 4500| — | — 

6800 |} Vom Hauptmann zu Marienwerder. . . . 19. Juni 6300) — | — 
1800 | t-Vom Hauptmann zu Lyck ........ .. Juni 1800| — | — 
. Juni 5721) 30 | — 

. Juli 1831| 30 | — 
3150 |t Vom Hauptmann zu Rhein. ..... ‚. . 26. Juli 3150| — | — 
45000 I Von Hartenfeld . . . 2. 222222000. . August | 450001 — | — 
2250 | + Vom Holzförster Fr. v. Oppen ...... . August 2250| — | — 
130230 I Von Dönhofl. . .. . : 2 2 2 2 2 2 2 2 0. . August 1130230) — | — 


. Septbr. 7501 — | — 

9%000 | Davon 99000 aus Sehesten . . . . 2.2.2... . Septbr. 100) — | — 

ttt Von den Danzigern aufLiebstadt geliehen 1. Oktbr. 1100000| — | — 

4455 | Geliehenes Geld . . .. 2.2 2 2 2200 . Oktbr. 4455| — | — 

. Dezbr. 556 59| 3 

. Dezbr. | 22500 — | — 

24750 | t Vom Hauptmann zu Insterburg. . . . . . 1645 24750| — | — 

450.1: Galiehen ;: 2. 2. 3-2. 5 ers 2 ar [?) 450) — | — 

2250 |} Vom Stallmeister. . . . 2.2 2 22 2 20. [?) 2250 — | — 

1125 | Desgleichen . . .... 2: 222 22000. [?] 1125 — | — 

Hoölzgeldor:. : 2, 4 wi ae a & wa . Januar 8675 15 | — 

EM ee ee ea . Januar | 31500) — | — 

Ba Be le re a a a ae re . Februar | 5400) — | — 

a Er Er EN . August 98 — | — 

ee A re a a ee Be 1645 10123613 | 3 

t Zollgelder . .. . . 2 2.2 22 2.2.20... 9. Juli 4500| — | — 

3. 400014 Summa |604028| 28 | — 
10* 
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Jahr 1645. A. Bares Geld. 


Freiwillige Steuer: 


Nach dem Renteib. von 1651 aus Waldau ..... 20. März 
MABSTTRDIRR: 2 0 A ne 11. Mai 
PER A ZELDA 15. Mai 
KR SAUSUENVOR ha 16. Mai 
TTT AU8: NOUBRUSER NN: na were 27. Mai 
Nach dem Rentb. von 1651 aus Sehesten.. .... . 20 Mai 
IT ABB ANRBrBUurg.. 20:0 8 9. Juni 
1. Ans Inslorbarg; se 16 Juni 
Fr Aus DRIBBN N ee 13. Juni 
TTT Aus: OIOEERO a EEE Ta Ne 14. Juni 
1 Aus Holland. < 0:%4.%, 0.2, mas 50 are 14. Juni 
Tr Aus Brandenburg. - 24%. a ee 13. Juni 
Nach dem Rentb. von 1651 aus Osterode. ..... 13/15. Juni 
T AUSB N ee a Kerner re kr FR 
PARSTTUsIE a re a en ar ee ne eh I JUNI 
Tr Bus OrtslsBüurf 72 6603 3 27. Juni 
TUE JORERBIEDUER NE ea ar ae he 5. August 
Tr Aus: DBartonslsin.. ns 2. wre ae en 14. Septbr. 
TI AUS: MOON ad een 30. Mai 


Tt. Aus Barten 1645/46... : 00... 


1508 | — 


12435 
6104 


30 


Mark Sch. pr. 


56853 12 | — 


2103 
4081 
11535 
33606 
8099 
11711 


15 
12 
45 
37 
12 


3687 | — 


14275 
225 


12782 | 
17049 


3006 
2612 


46 


u 
1 


24 


ae. 


| — 


55 — 


5 


3565 136 | — 


14831 
6453 


28 


3 


Summa [180856 11 | — 


604028 M. 28 Sch. 
+ 180886 M. 11 Sch. 


Summa 784914 M. 39 Sch. 








An Waren ist für den Kurfürsten 


(ausser dem für die Herzogin von Kurland angekauf 


1645 angekautt: BT 
g ten) Mark /sh|p 








T. 





Für Juwelen . 1. Mai 
Gold- und Silbersachen .. . %0. März 
ar el Are Pre T 15. Mai 
n ‚. T13. Mai 
25 10%: Or 4. Juli 
a a rt 18. Juli 
a ee Te zii . 18. August 
EEE . + 11. Septbr. 
EI PR IER 15. Septbr. 
es 1 ne .T 1. Novbr. 
Dom Perlemsticker, : : . -» = se. 0: 0% .rT 28. Mai 
“ END 2 ee 3. Juni 
[? 
Bl a rn A et 7 16. Öktober 
DOEGRIBIDERODDE N ac ee hen el 9. Mai 
ade ne A A aan 20. Juni 
13. Januar 
Tapisserieen . N A a a 10. Mai 
Seide und dergleichen ray eis 15. Februar 
BADER N a er na a 25. August 
REEL. ar 2 . 30. Oktober 
TRIOHER in u Dr Bee aa . 30. März 
TE TA REN CE ER 3. Mai 
ER N 1  e  ee  R 2. Juni 
Berliner Hofschuster. . . 22222. [?] 
pe ruf a ee ee del Are re a 7. Juli 
Gen I IIaNibirg 3 or en re . 19. April 
NE Re Re ET NEN [?) 
ES EEE EIER SKEFITREE 1. Mai 


630 
18000 


1350 | — 








450 
293 | 


21 


‚30 


4 





BEEFTEEZEEZEERFFENE 





1912 | 30 | — 
Summa für Waren | 70429 | 42 | _ 
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Sim Jahr 1646. A. Bares Geld. Mk. jsch.i pr. 


450 Von ÖOberstlieutenant Schöneich geliehen . 22. Januar | 4500| - | — 
4. Februar! 4950 — 
7.17. Febr. | 1755: — 
19. Februar] 900) — 








t 30. Septbr.| 6000, — 
27. Januar 4500 — 


Es 
> 
© 
= 
so 


2355 Vom Amtsschreiber zu Tilsit . . . ... . + 20. März 2385| — | — 
3. März 3213| — | — 

An Burgsdorf gezahlt... ... 2.2 .2.. 3. März 19125) — | — 

Aus Tılsıt 2 22 2 232 12. März 27900: — | — 

17. März %0—|— 
4500 Vom Hauptmann zu Lötzen. .. ..... [?] 4500: — | — 
10000 Von demselben. ...: 2.2 22 222. 6. April 10000 — | — 
900 Vom Amtsschreiber zu Rhein. ...... 31. März Wr — ,— 
32631, It} Von v. Götzen. ... : 2.2.2220. 2. April 1084 30 | — 
7. April 3263: 30 | — 

1350 t Vom Amtsschreiber zu Lyck ...... 9. April 1::50' — 
4500 m, 3 „ Oletzko. .... A| 450. — | — 
5850 Vom Hauptmann zu Angerburg. . . . .. 10. April 5850| -- | — 
900 Vom Amtsschreiber zu Ragnit ...... 16. April 00 — | — 
%0 tt Vom Mühlenmeister in Bartenstein. . . 20. April I00 — | — 
5850 Vom Hauptmann zu Balga . ... .... 20. April 5850| — | — 
2250 {Vom Hauptmann zu Rastenburg. . . . . 23. April 220 —  — 
1350 Geliehen . . 2. oo oe. 23. April 1350| — | — 
1350 Vom Amtsschreiber zu Lötzen . ..... 27. April 1350 —|— 
1350 R = „ Holland. ..... 17. Mai 1350 — |— 
1350 t Vom Vogt zu Fischhausen . . ..... 1. Mai 1350; —  — 
2250 7 ”„ „ ” nn 0 ee 1. Mai 2250 ne m 
1350 Hauptmann zu Sehesten. . . . . 2.2. 7. Mai 1350: — | — 
4500 t Von dem Hauptmann zu Oletzko ..... 7. Mai 4500 — | — 
I000 Vom Öberburggrafen von Königseck . . . 14. Mai 9000: -- 1 — 
4500 Vom Hauptmann zu Brandenburg. . . . . 14. Mai 400 — | — 
4500 # " u yck ae se 14. Mai 4500. — | — 
5400 t Vom Burggrafen von Dohna ...... 18, Mai 5400| — | — 
18. Mai 1818 — | — 

1350 + Vom Amtsschreiber zu Preussisch-Mark . 18. Mai 13590 — | — 
4500 + Vom Hauptmann zu Marienwerder . . . 19. Mai 450. — 1 — 
+ Aus Marienwerder . . 2... 2 2 2 2 0. 26. Mai 159! — ı — 
900 Vom Amtsschreiber zu Sehesten. .. .. . 28. Mai 900. — | — 
ttt Aus Preussisch-Mark . . .. 2.2... 30. Mai 159 — | — 
1125 Vom Stallmeister. . .. 2. 2 2 2 2 20. ?] 1125 — | — 
9060 Vom Münzmeister zu Danzig . ...... ?] %00 — | — 
1953 Geliehen . . 2.2 Er [?l 1953 3 — 
33701/,8 [In Paris geliehen. ... . 222220. £ | — 
ttttt Strafgelder aus Lötzen . ...... 1646 150 — | — 
Zollgelder: 283 Januar 450 — | — 

= 19300. ME: 0 a a ne ee 4. Februar] 2700. — | — 

29. März 2700| — | — 

11. Mai 00: — | — 

Holzgelder: 14. März 1350. — | — 

= 160365 Mk. 37 Sch. 1!, Pf. | 23. März 4500 | 
1646 154515 37 ,11,. 

Freiwillige Steuer: tt Aus Balga. . . 24. Januar 1882| 48 | — 

tt Aus Rhein. ... 13. Jan. 7.Febr.| 720) — | — 

= 995 Mk. 13Sch. 8Pf. Aus Ragnit . . 17. Januar 3000, — | — 

+ Aus Angerburg 17. Januar 56721 — 

+ Aus Insterburg 28. März 2551 54 — 

+tt Aus Sehesten . 19. Februar 375 5| — 


S. 106247 Mk. Summa [362863! 28 |11,, 


‘ 
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B. An Waren ist für den Kurfürsten 1646 angekauft. 


| Mk. son. Pr. 


Für. Z0Dol. 2.8 8 00 a ee 
tft Für Wein und zur „Livree“ 
Schuster. . 2: 2 2 Er mr 2 rn. 
Für Zeu 


Für Zeug... 0 3.0 2m en a ee 
Seidenwaaren 

Wein und Bier 
Waren 


. 0.0 8 8 8 [Tr Tr Tr IL L  E E05 
. 0 08 2. 8 2 8 TE TB TFT TR LT IT I LT 
. 0 [ht 0L 81 1 2 1 LT TFT TFT LT FF L E LE DL DL 


Bier und Citronen. . .. : 2 2 2 2 2 2 2 0 
SEIOFel..3: 5.5" ae a ee ee ae ae 
Dem Schwertfeger. . .. 2. 2222200. 
Dem Uhrmacher. . . . . 2 2 2 2 2 2 2 2. 
Sättel... 5... 


Für Zobel. 2.5 2 2.2 2:5 Baia 
Für 6 Kutschpferde . . . 2.2.2 2 2200. 
Für Zeug zur Bekleidung der Leibkompagnie, 
nach der Mark geliefert 
Zur kurf. Livree nach der Mark geliefert 
Für Kleinodien, Gold- und Silberwaren: 


3 32 3 33 30938 33 33 3 





. Januar 
. Januar 
. Januar 
. Februar 
. März 

. April 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Mai 

. Juli 

. Juli 

. Mai 

. October 


Nov. 


. October 


2 


4. März 
5. Juli 


. Januar 


. October 
. October 


? 


. März 





49101 | 1 


Summa [149227 10, 5 


< 
Sn: 


7501 | — 
522 
2115 


17810 


4950 
4500 
1133 

799 
1134 
1775 
3276 
2025 
3064 
4896 


BERBEERTFTAREE 


250 | 21 
2288| 3 
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VN. Die Kontributionen einer jeden Bauernhube im Amte Insterburg 
von 1640-46. [Kön. 905.] 








A. Ordinarkontributionen. 


1610. 
Kontribut. für das 
könirl. Honorar 2 Mk. statt 1 Gulden 


Kontribution für 
Dönhoff.. . . . 15 Gr. statt 10 Gr. 


Summa 2 Mk. 15 Gr. 
1641. 


Auf die Universität Königsberg . 10 Gr. 


1642. 

Für die Querulie- 

renden und Pro- 

testierenden u. 

zurLandesexpe- 

dition . . . . 2Mk.5Gr. statt 11. Mk. 
Für d. Kurfürsten 2Mk.5Gr. statt1 Aula. 
Für die ausländ. 

Offiziere . . . 15Gr. statt 10 Gr. 
Zu Liberierung d. 


Regimentsräte 11/, Mk. statt 1 Mk. t 


Summa 6 Mk. 15 Gr. 


1643. 
Kontribution für den 
Kurfürsten . 2 Mk. 5 Gr. statt 1 Guld. 


Für die Kriegs- 
otfiziere. . . 15 Gr. statt 10 Gr. 


Summa 3 Mk. 


16414. 
Für den Kurfürsten 2 Mk. statt 1 Guld. 


1645. 
Für den Kur- 
fürsten . . 2 Mk. 5 Gr. statt 1 Guld. 


1646. 
Kontribution zum königlichen Hochzeits- 
präsent . . 1 Mk. 19 Gr. statt 25 Gr. 









B. Extraordinarkontributionen. 


1640. 
Auf die Garnison Memel 1 Mk. — Gr. 
Werbegeld . . ..... 1 Mk. — Gr. 
Zum Memeler Wallbau . — Mk. 16 Gr. 


Summa ?2 Mk. 16 Gr. 
ohne der Wibranzen Zehrung. 








1641. 
Zur Reise nach Warschau 11/, Mk. — Gr. 
Zur „Erkaufung‘ vonHanf — Mk. 10 Gr. 


Summa 2 Mk. — Gr. 
ohne der Wibranzen Zehrung. 


1642. 
Zum Labiauschen Schleu- 
senbau . . . 2. 22... — Mk. 15 Gr 
Aufdie Universität Frank- 
furt. . 2 2.0. ..— Mk. 6 Gr. 


Summa 1 Mk. 1Gr. 
ohne der Wibranzen Zehrung. 


1643. 

Zum Pillauer Schanzenbau 1Mk. 3Gr. 
Zum Ankauf von Pferden — Mk. 3 Gr. 
Zur Befestigung der Sand- 

lage in der Festung 

Memel. . .. 2.2 2.2. — Mk. 15 Gr. 
Zum Heuschlag . . .. . — Mk. 2Gr. 
Zum Waldowschen Prozess — Mk. 6 Gr. 


Summa 2Mk. 9Gr. 


ohne der Wibranzen Zehrung. 


Summa 1 Mk. 2 Gr. 
ohne der Wibranzen Zehrung. 


1645. 
Aufdie Reiter des Obersten 
Pudewelsdreimalil0Gr.= 1 Mk. 10 Gr. 
Zum Beilager des Herzogs 


von Kurland. ..... 1 Mk. — Gr 
Für Hanf und Garn . . „ — Mk. 10 Gr. 
Zum Heuschlag . .... — Mk. 2Gtr. 


allenbau. — Mk. 16 Gr. 


Summa 3 Mk. 18Gr. 
ohne der Wibranzen Zehrung. 


Zum Memeler 


1646. 
Zum Heuschlag . . .. . — Mk. 2 Gr 
Auf die Wibranzen 
mindestens . ..... 4 Mk. — Gr. 


Summa 4 Mk. 2 Gr. 
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VIll. Die Kontributionen der Stadt Sensburg von 1641—1646 [Kön. 905.] 


Am 2. August 1641 sind 133 Mk. 10 Gr. für Dönboff in das Amt 
Sehesten geliefert. 


5. Oktober 1641 183 Gulden - Gr. auf das königl Honorar. 

7. Februar 1643 290 Mk. 50 Sch. auf den ersten Gulden für 
den Kurfürsten. 

29. April 1644 100 Mk. — Sch. freiwillige Steuer. 

1. Dezember 1644 100 Mk. — Sch. freiwillige Steuer 2. Hälfte. 

30. Januar 1646 261 Mk. 45 Sch. zum königlichen Hochzeits- 
präsent. 


Verzeichnis der Orts- 


Abschwangen, Dorf im Amt Bran- 
denburg 128. 129. 

Albrecht, Herzog von Preussen 52. 

Allenau, Dorf im Amt DBranden- 
burg 128. 

Altstadt (Königsberger) 118. 

Angerburg, Amt 7. 12. 57. 86. 97. 99. 
107. 116. 127. 128. 130. 

Arnim, B. von, 17. 

Auxkallen, Dorf im Amt Insterburg 
128. 


Baginsky-Zehrung 121. 

Balga, Amt 7. 12. 13. 40. 63. 64. 66. 
97. 99. 116. 131. 

Barten, Amt 4. 5. 14. 40. 104. 116. 
129. 

Bartenstein, Kammeramt 7. 97. 99. 
‚17. 

Bartenstein, Stadt 117. 

Bergmann, kurf. Resident in Danzig 
36. 132. 

Berlin 118. Berliner Magistrat 61. 

Blumenthal, Geheimer Rat 17. 

Borchersdorf, Dorf im Amt Branden- 
burg 128. 

Böttchersdorf, Dorf im Amt Tapiau 
128. . 

Brand. Obermarschall 11. 29. 

Brandenburg, Amt 7. 11. 62. 63. 64. 
66. 95. 103. 108 116. 127. 128. 130. 
131. 

Brandenburg, Mark, siehe Mark. 

Brandenburgische Arbeiter 31. 


und Personennamen. 


— 


Buchholz, Stadt, 35. 

v. Burgsdorf, Oberkammerherr, Ge- 
heimer Rat, Oberst 52. 53. 55. 56. 
61. 66. 68—70. 100. 101. 105. 107. 
109—119. 126. 132. 


Caporn, Kammeramt 3. 5. 

Caymen, Kammeramt 4. 5. 62. 132. 

Cleve 25. 

Codrinen, Dorf im Amt Branden- 
burg 67. 

Cölln an der Spree 25. 37. 46. 55. 
115. 132. 

Crossenr, Dorf im Amt Holland 133. 

Dänemark 110. 111. Dänischer Pass 
111. 

Danzig 41. 88. 110. 132 133. 

Deime 31. 

Dieter, kurfürstlicher Pfennigmeister 
135. 136. 

Dietrichswalde, Dorf im Amt Tapiau 
129. 

Dirschkeim, Kammeramt 1283. 

v.Dohna, Mitgl.derKammervisitation 
20. 40. 

Dolstädt, Kammeramt 4. 5. 7. 

Dönhoff, polrischer Woywode 36. 49. 
74. 121. 129. 133. 


Eisenberg, Dorf im Amt Balga 131. 

Elbing 41. 48. Elbinger Zoll 36. 48. 
49. 68. 

Enngelstein, Dorf 57. 
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Ermland 79. 

v. Eulenburg, Mitglied der Kammer- 
visitation 20. 

Falkenau, Dorf 57. 

Fischhausen, Amt 7. 64. 67. 98. 116. 
117. 

Frankturt a. O. 102. 

Frisching, Dorf im Amt Branden- 
burg 127. 128. 


Georg Friedrich, Markgraf 22. 28. 
35. . 

Georg Wilhelm, Kurfürst 1. 3. 4. 5. 
7. 9. 10. 26. 27. 34. 72. 73. 76. 77. 
81. 82. 85. 86. 88. 89. 99. 102. 128. 
131. 

Georgenburg, Kammeramt 3. 13. 

Gilge, die neue G., Kanal im Tilsit- 
schen 86. 

Gilgenburg, Amt 116. 

Gladiau, Dorf im Amt Balga 131. 

Goldstein, Generalmajor 108. 131. 

Götze, Hofgerichterat 119. 

v. Götze, Geheimer Rat, Kanzler 54. 
93. 

Grodno 36. 48. 

Gross-Grobienen, Dorfim Amt Inster- 
burg 133. 

Grünhoff, Kammeramt 4. 7. 


Hartenfeld, Oberjägermeister 34. 85. 
131. 134, 

Haxelberg, königlich polnischer 
Kammerherr 58. 59. 133. 

Hohenstein, Amt 4. 5. 18. 115. 134. 

Holland, Amt 7. 12. 64. 116. 128. 133. 

Holländer 88. 

Hoverbeck, brandenb. Gesandter in 
Warschau 13. 41. 43. 46—49. 53. 
64. 65. 83. 184. 


Insterburg, Amt 7. 11. 57. 64. 66. 9. 
102, 112. 116. 120. 127. 128. 131. 
132. 133. 

Johann Sigismund, Kurfürst 7. 27. 

Johannisburg 7. 41. 9%. 101. 107. 108. 

Jurgaitschen, Vorwerk in Insterburg 
133. 


Verzeichnis der Orts- und Personennamen. 


Käse, Kaufmann 62. 108. 

Kerpen, Dorf im Amt Preussisch-Mark 
133. 

Kianten, Kammeramt 3. 

v. Kittlitz, Hauptmann zu Tapiau 
129. 

Klein, Reinhold, Arrendator von La- 
biau 44. 

Kneiphof, Stadtteil von Königsberg 
118. 

Kobbelbude, Vorwerk im Amt Bran- 
denburg 131. 135. 

Köhne, Bernsteinhändler 32. 56. 131. 

Königsberg 3. 40. 41. 44—46. 72. 75. 
78. 79. 83. 88. 91. 92. 95. 108. 112. 
113. 115. 117. 118. 119. 122. 123. 
124. 135. 

Königsberger Getreide, Haferscheffel 
112. 

Königsberger Universität 85. 

Königsberger Viehhändler 88. 

v. Königseck, Oberburggraf 134. 

Kottenberg, Dorf (Eisenhammer zu 
K.) 13. 31. 

Köpniker Vertrag 35. 81. 90. 

v. Kreytz, Landhofmeister 11. 

Krockowscher Einfall 67. 

Kurland, Herzog u. Herzogin von K. 
122—126. 


Küstrin 61. 98. 103. 107. 110. 


Labiau. Amt 4. 7. 13. 44. 116. Labiau- 
scher Zoll 38. Labiausche Schleuse 
101. 104. . 

Labiau, Stadt, Verleihung des Stadt- 
rechts 117. 


‚ Laptau, Kammeramt 4. 131. 


Lebus, Amt in der Mark Branden- 
burg 107. 

Lenkenincken, Dorf im Amt Inster- 
burg 133. 

Lessgewang, Oberst 14. 

Lewitten, Dorf im Amt Brandenburg 
128. 129. 

Liebemähl, Kammeramt 4, 14. 68. 
Glashütte 13. 31. 

Liebstadt, Amt 8. 30. 33. 56. 57. 68. 
116. 131. 133. 





Verzeichnis der Orts- und Personennamen. 


Liegnitz, Herzog von L. 4. 

Linkuhnen, Vorwerk im Amte Tilsit 
13. 80. 128. 134. 

Littauen, Litteuer, Littausche Stände 
46. 75. 88. 101. 

v. Löben, Geheimer Rat 67. 

Löbenicht, Königsberger Stadtteil 118. 

Lochstädt, Kammeramt 5. 13. 128. 

Lötzen, Amt 7. 106. 116. 

Lyck, Amt 7. 64. 66. 86. 95. 101. 106. 
116. 119. 120. 

Lyck, Stadt 99. 


Magdeburgische Güter, Magdeburgi- 
sches Recht 80, 134. 

Marienwerder, Amt 7. 12. 46. 63. 70. 
102. 107. 108. 116. 

Mark (Brandenburg) 35. 87. 38. 44. 
68. 64. 66. 70. 96. 102. 106. 108. 
110. 112. 132. 136. Märkische Be- 
amte, Hofdiener 68. 76. 92. Mär- 
kische Kanzlei 81. Märkische 
Trompeter 126. Märkische Unter- 
thanen 109. 

Medunischken, Schulzenamt 15. 

Melchior, Geheimer Kanzlist, Zollein- 
nehmer 41. 48. 70. 138. 

Memel, Amt 11. 44. 107. 116. Neh- 
rung 43. 

Memel, Stadt, Festung 54. 79. 90. 108. 
122. Memeler Depositorum 88, 
Memeler Prädikant 91. 

Memeler Seezoll 35. 78. 

Mensguth, Vorwerk 14. 

Mohrungen, Amt 7. 116. 

Möllheim, Pfandinhaber 13. 

Muldzen, Dorf im Amte Insterburg 
57. 


Natangen, Kreis 97. 101. 121. 

Neuenburg, Vorwerk 14. 

Neuhausen, Amt 7. 8. 11. 13. 85. 97. 

Neidenburg, Amt 7. 18, 101. 116. Eisen- 
hammer 13. 31. 


Oberland, Kreis 97. 117. Oberländi- 
sche Ämter 110. 116. 

Oletzko, Amt 7. 39. 64. 66. 99. 101. 
104. 107. 128. 
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v. Oppen, Oberförster 34. 51. 

Ortelsburg, Amt 7.12. 14. 40. 43. 105 
116. 120. 

Osterode, Amt 4. 5. 40. 115. 

Ozenstierna 103. 


Packerau, Dorf im Amt Brandenburg 
127. 

Petauren, Dorf im Amt Insterburg 57. 

Pillau, Festung 54. 108. 122. Pillauer 
Seezoll 85. 78. Pillauer Zollkammer 
36. 

Polen 35. 41. 51. 110. Polnische Ge- 
sandte 82. Polnische Herren 110. 
Polnische Könige 72. 

Polentz, Friedr. von 46. 

Pommersche Häfen 108. 

Preussisch-Eylau, Amt 7. 11. 64. 66. 
68. 97. 98. 100. 117. 

Preussisch Mark, Amt 7. 11. 63. 98. 
106. 115. 116. 121. 125. 132. 133. 134. 

Pudewels, Oberst 67. 68. 


Bagnit, Amt 7. 11. 55. 64. 66. 102. 
Rapendorf, Dorf im Amt Holland 138. 
Rappe. preussischer Kanzler 4, 89. 
Bastenburg, Amt 11. 57. 116. 
Reichenthal, Dorf im Amt Liebstadt 
68. 
Reimer, Kaspar, Arrendator 14. 
Rhein, Amt 7. 40. 64. 107. 116. 
Riesenburg, Amt 4. 5. 116. 
Rigasche Schillinge 41. 
Rothausen, Bentschreiber 57. 


Salau, Kammeramt 3. 183. 

Samland, Kreis 97. 103. Samländisches 
Privileg 34. 

Saussgerken, Dorf im Amt Barten 
129. 130. 183. 

Schaaken, Amt 7. 11. 64. %. 107.115. 
121. Schaakische Nehrung 43. 

Schippenbeil, Kammeramt 4. 5. 

Schmeiss, Juwelier 60. 131. 

Schönbaum, Dorf im Amt Tapiau 133. 

Schulz, Joachim, Amtsrat 9. 20. 39. 

Schulz, Holzschreiber 51. 52. 

Schwarz, Pfandinhaber 13. 

Schwarzenberg 1. 


DE Dur 2er 
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Schweden 1. 103. 110. 111. Schwedi- 
scher Hof 108. 

Schwenau, Dorf im Amt Brandenburg 
128 —130. 

Sehesten, Amt 7. 11. 12. 97. 99. 104. 
109. 115. 119. 125. 

Seidel, Geheimer Rat 58. 

Sensburg, Stadt 99. 102. 117. 

Sigismund, Markgraf 73. 74. 

Soldau, Amt 4.5. 116. 

Sperling, Kammeramt 14. 128. 129. 

Spiring. Abraham, Verwalter der See- 
zulage 36. Die Spiringe 48. 49. 

Splitter, Dorf 133. 

Stettin 62. 63. 64. 111. 112. 

Stradaun, Kammeramt 3. 

Sund, der 110. 

Surck, Juwelier 60. 131. 

Szabinen, Schulzenamt 15. 68. 131. 


Tapıau, Amt 7. 64. 95. 97. 107. 115. 
133. Ä 

Taplacken, Kammeramt 3. 4. 8. 33. 
56. 88. 96. 131. 133. 

Teschendorf, Dorf im Amt Holland 
133. 


Verzeichnis der ÖOrts- 


und Personennamen. 


v. Tettau, Landhofmeister 134. 
Thorn 122. 

Tilsit, Amt 8. 30. 68. 97. 102. 123. 
Tilsit, Stadt 59. 
Tornow 17. 


Ulrich, Jonas, Holzschreiber 52. 67. 


Waldau, Kammeramt 3.4.8. 13. 33, 
56. 96. 97. 120. 131. 

Waldburg, Freiherr von 39. 

von Waldow 108. ı 

Wangnicken, Dorf 128. 

Wargen, Kammeramt 3. 5. 

Warschau, Warschauer Hof 41. 43 
58. 68. 86. 88. 89. 101. 127. 

Weissenstein, Dorf im Amt Branden- 

‘ burg 128. 129. 

Wichert, Burggraf 14. 

Wladislaus IV., König von Polen 386. 
47. 48, 49. 

Wosegin, Kammerschreiber, Mitglied 
der Kammervisitation WU. 


Zawacky, polnischer Woywode 13. 


Kenigsberg, Hartunzsche Buchdruckereı 


